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Gemeinderath. 
Sfenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 4. Jänner 

1894 unter dem Vorſitze des Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig, die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Dr. v. Billing und Mareſch 
entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

2. In der letzten Sitzung hat der Herr Gem.-Rath Gregorig 
eine Interpellation eingebracht, in welcher er um den Stand der 
Erledigung ſeines Antrages anfrägt, der dahin gieng, es möge der 
Gemeinderath bei der hohen Regierung gegen die Conceſſionierung 
der ſogenannten „Warenhäuſer“ vorſtellig werden. 

Ich beehre mich, hierauf zu erwidern, daſs der Magiſtrat 
beauftragt wurde, den diesbezüglichen Bericht mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung vorzulegen. 

3. In einer Interpellation des Herrn Gem.⸗Rathes Bärtl 
wird darauf hingewieſen, daſs das Militärärar verpflichtet ſei, 
für den Belegraum der Kaſerne in der Rahlgaſſe Nr. 1 im 
VI. Bezirke an die Commune Wien Eingquartierungsgebüren zu 
bezahlen, dafs jedoch ein diesbezüglicher Eingang im Budget nicht 
enthalten ſei, und ſtellt die Anfrage: 

In welchem Stadium befindet ſich dieſe Angelegenheit? 

Sind mit den competenten Behörden Verhandlungen gepflogen 
worden, und welches Reſultat wurde durch die Verhandlungen 
erreicht? 

Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu erwidern: 

Mit der Magiſtrats⸗Entſcheidung vom 4. October 1886, 
Z. 212080, wurde zu Recht erkannt, daſs der Anſpruch der 


Gemeinde Wien auf Zuerkennung der für die beiden ſtädtiſchen 
Kaſernen, nämlich für die beſtandene Salzgries-Kaſerne und die 
Getreidemarkt-Kaſerne, nach dem Einquartierungs-Geſetze vom 
11. Juni 1879 entfallenden Vergütung geſetzlich begründet ſei 
und die Militär⸗Verwaltung die angeforderte Vergütung an die 
Gemeinde Wien zu leiſten habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat das k. u. k. II. Corps⸗-Commando 
den Recurs ergriffen, welcher am 12. Auguſt 1887, zur 
M.⸗Z. 354225, der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vorgelegt worden iſt. 

Über wiederholte Betreibungen (zuletzt urgiert mit Schreiben 
des Herrn Bürgermeiſters an Se. Excellenz den Herrn Statthalter 
vom 8. Jänner 1891, Pr.⸗Z. 5) gab die k. k. n.⸗ö. Statthalterei 
mit der Entſcheidung vom 18. Juni 1891, Z. 51478, dem 
Recurſe des II. Corps-Commandos unter Behebung der Magiſtrats⸗ 
Entſcheidung vom 4. October 1886, 3. 212080, Folge und er: 
kannte zu Recht: 

Die Militär⸗Verwaltung ſei nicht verpflichtet, der Gemeinde 
Wien für die ſeinerzeit ſtattgefundene Benützung der ſtädtiſchen 
Salzgries⸗Kaſerne, ſowie für die noch gegenwärtig fortdauernde 
Benützung der ſtädtiſchen Getreidemarkt-Kaſerne für Militär- 
Bequartierungszwecke eine Vergütung zu leiſten; es ſei daher die 
Gemeinde Wien verpflichtet, die letztgenannte Kaſerne auch fernerhin 
der Militär⸗Verwaltung zur Benützung für die erwähnten Zwecke 
unentgeltlich zu überlaſſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde Wien durch den 
Herrn Bürgermeiſter am 11. Juli 1891, ad M.⸗Z. 236972, den 
Recurs an das k. k. Landesvertheidigungs⸗Miniſterium überreicht. 

Mit der Entſcheidung dieſes Miniſteriums vom 16. April 
1892, Z. 20847/4373, wurde die Gemeinde Wien mir ihrem 
diesfälligen Anſpruche abgewieſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der Gemeinderath zufolge Be- 
ſchluſſes vom 21. Juni 1892, Z. 3889, die Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof ergriffen, welche Beſchwerde durch den 
Stadtanwalt eingebracht worden iſt. 
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Nach der in der Kanzlei des letzteren erhaltenen mündlichen 
Auskunft iſt der Tag für die öffentliche und mündliche Verhand— 
lung der Streitſache vom Präſidenten des Verwaltungsgerichtshofes 
bisher noch nicht angeordnet worden. 

Ich bitte, das zur Kenntnis zu nehmen. 

4. Herr Gem.⸗Rath Kaſpar zeigt an, dafs er infolge 
ſtarker Inanſpruchnahme durch Berufsgeſchäfte ſich veranlaſst ge— 
ſehen hat, ſein Mandat als Mitglied des Bezirksſchulrathes 
niederzulegen. 

Ich erſuche, die Einläufe bekanntzugeben. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Dehm (liest): 


5. Anfrage des Gem.-Nathes Sebaſtian Grünbeck: 

Am 21. Juli 1891, alſo vor zweieinhalb Jahren, habe ich mir erlaubt 
den Antrag zu ſtellen, die Gemeinde Wien wolle im XVII. Wiener Gemeinde⸗ 
bezirke und eventuell auch in anderen Bezirken nach dem Muſter der beſtehenden 
Sechshauſer, wo es noth thut, communale Pfandleihanſtalten errichten. 

Bei Stellung dieſes Antrages ließ ich mich von der Erwägung leiten, 
daſs es unumgänglich nothwendig ſei, die ärmſten der Armen vor Bewucherung 
und Ausbeutung zu ſchützen, ſowie den „Geld für Alles-Männern“ und anderen 
Paraſiten der armen, arbeitenden Bevölkerung den Nährboden zu entziehen. 

Ich habe nun erwartet, daſs mein von jedem Parteiſtandpunkte aus 
acceptabler, rein wirtſchaftlicher Antrag raſch in Verhandlung werde gezogen 
werden, zumal die andauernd ungünſtigen Erwerbsverhältniſſe der unterſten 
Volksſchichten eheſte Berückſichtigung erheiſchen, andererſeits aber das Sechs⸗ 
hauſer Inſtitut als Muſter für die Organiſierung analoger Anſtalten dienen 
konnte. 

Nachdem die Erfahrung lehrt, dafs einigen Herren Stadträthen ſelbſt die 
gut geleiteten Communal⸗Sparcaſſen ſozuſagen ein Dorn im Auge ſind, und 
dafs es dieſe Herren gerne ſähen, wenn dieſe Inſtitute in Händen von Privaten 
oder Banken lägen, da weiters auch die Abſicht beſtehen ſoll, die communale 
Pfandleihanſtalt in Sechshaus einem Privatinſtitute zu übergeben, ſo gewinnt 
es den Anſchein, als ob mein Antrag vom Löwenrachen des Stadtrathes ver— 
ſchlungen, in deſſen Acten begraben werden ſollte. 

Um nun in dieſer Angelegenheit endlich Klarheit zu erlangen, erlaube ich 
mir die Anfrage zu ſtellen: 


1. Iſt es wahr, dafs die Abficht beſteht, die communale 
Pfandleihanſtalt Sechshaus in die Verwaltung eines Privatunter— 
nehmens zu geben? Bejahenden Falles, aus welchen Gründen? 

2. Welche Hinderniffe beftehen gegen die Verhandlung meines 
Antrages auf Errichtung weiterer communaler Pfandleihanſtalten, 
insbeſondere einer im XVII. Bezirke; eventuell, beſteht die Ausſicht, 
daſs mein Antrag noch in dieſem Jahre in Berathung wird ge— 
zogen werden? 

Dice-Bürgermeifler Dr. Grübl: Es iſt ein Bericht am 
23. Juni abverlangt worden, er iſt aber noch nicht eingelaufen f 
ich werde übrigens die weiteren Details in dieſer Sache erheben 
und dem Gemeinderathe in der nächſten Sitzung bekanntgeben. 

Schriftführer Gem.-RNath Dehm (liest): 

6. Antrag des Gem.-Nathes Tagleicht: 

Die ſtädtiſche Feuerwehr eilt durch die Straßen, um jo raſch als möglich 
am Brandplatze zu erſcheinen und dort ihren wohlthätigen Dienſt zu verrichten. 

Hunderte von Menſchen begegnen dem eilenden Löſchtrain und kaum einer 
iſt darunter, der nicht fragt: Wo iſt das Feuer? — er kann aber keine Antwort 
erhalten und geht unruhig ſeines Weges mit der umheimlichen Empfindung: 
Vielleicht brennt es gar in meiner Behauſung. 

Es wird daher zur Informierung der Bevölkerung gut ſein, das Ziel der 
Feuerwehr den Paſſanten, ſowohl bei Tag, als bei Nacht, möglichſt deutlich 
erſichtlich zu machen. 

Zu dieſem Zwecke beantrage ich: 

Auf jeden erſten ausfahrenden Feuerwehr⸗Mannſchaftswagen 
ſoll ein 1 m hohes T-fürmiges, mit zwei Offnungen nach oben 
verſehenes Stativ befeſtigt werden, auf welches Ziffern (nicht 
Tafeln) raſch aufgeſteckt werden können. 

Die Ziffern 1 bis 0 ſollen aus Eiſenblech etwa 25 em hoch 
und mit bei Nacht leuchtender Farbe geſtrichen ſein. 

Mit den Ziffern kann jede der 19 Bezirks⸗Nummern raſch 
combiniert und nach der Abfahrt aufgeſteckt werden, wodurch den 
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Paſſanten derjenige Bezirk, in welchem Feuer ausgebrochen ift, 
erſichtlich wird. 
Die Ziffern werden ſtändig auf dem Wagen untergebracht. 


Die Auslagen für dieſe Einrichtung werden minimal ſein. 


Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Wird der geſchäftsordnungs⸗ 
mäßigen Behandlung unterzogen. 

Schriftführer Gem.-Rath Dehm (liest): 

7. Antrag des Gem. -Nathes K. J. Müller: 

In dem reich mit Sackgaſſen geſegneten II. Gemeindebezirke iſt es nicht nur 
ein Wunſch, ſondern eminent dringendes Bedürfnis der geſammten Bevölkerung 
und der durch die damit verbundenen Nachtheile ohnedies hoch belaſteten Haus⸗ 


beſitzer und Geſchäftsleute, dafs dieſen Übelſtänden von Seite der Gemeinde 
abgeholfen wird. 

Als beſonders dringend iſt die Verlängerung der Großen Mohrengaſſe 
und die damit im Zuſammenhange ſtehende Eröffnung der ſeit über vierzig 
Jahren als Sackgaſſe beſtehenden Odeongaſſe, in welcher lauter große neuere 
Häuſer ſtehen, welche von beſſeren Leuten bewohnt ſind; die Hausbeſitzer aber 
durch den niederen Zins, welchen ſelbe abwerfen, ſehr geſchädigt ſind; ferner iſt 
durch die Verlängerung der Großen Mohrengaſſe bis in die Blumauergaſſe, die 
Sackgaſſe der letzteren, in welcher ſich auch das k. k. Bezirksgericht II befindet, 
geöffnet. , | 

Um dieſe Übelſtände zu beſeitigen, ift es nöthig, daſs das Haus Nr. 19 
der Rothen⸗Sterngaſſe demoliert und umgebaut werde; durch die für dieſes 
Object beſtimmte Baulinie iſt es aber nicht möglich, den übrigbleibenden Grund 
ſelbſtändig zu verwerten, es müsste daher auch mit dem Nachbarhauſe Nr. 21 
der Rothen⸗Sterngaſſe ein Abkommen getroffen werden; und nachdem die Be- 
ſitzer bereit ſein dürften, der Gemeinde entgegenzukommen, ſo ſtellen die Ge— 
fertigten folgenden Antrag: 


Der löbliche Gemeinderath beſchließe die Verlängerung der 
Großen Mohrengaſſe bis zur Blumauergaſſe und die Eröffnung 
der Odeongaſſe im II. Bezirke, zu welchem Zwecke mit den Eigen— 
thümern der dazu nöthigen Objecte die Verhandlungen einzuleiten 
wären. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Dieſer Antrag wird der 
geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung zugeführt werden. 

Wir gelangen zur Tagesordnung. 

S. Referent Gem. Nath Dr. Hackenberg: Ich habe 
die Ehre, über eine Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 
vom 2. November 1893, Z. 9560, bezüglich Parcellierung der 
Georg Roth'ſchen Gründe, links der Ausſtellungsſtraße im k. k. 
Prater, zu referieren und die Beſchluſsfaſſung des Gemeinderathes 
darüber einzuholen, ob gegen dieſen Erlaſs eine Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof eingebracht werden ſoll oder nicht. 

Die Angelegenheit, um welche es ſich hier handelt, iſt, hiſtoriſch 
ſkizziert, in Kürze folgende: 

Im Juni 1890, alſo unter dem Beſtande der Bauordnung, 
bevor die Novelle zu derſelben erlaſſen wurde, hat der Gemeinde— 
rath bezüglich der Art der Verbauung der Rot h'ſchen Gründe im 
Prater in gewiſſer programmäßiger Weiſe Bedingungen aufgeſtellt, 
wodurch dem Inhaber dieſes Grundes, beziehungsweiſe den Er— 
werbern der einzelnen Baugründe, in der Art der Verbauung ge— 
wiſſe Beſchränkungen auferlegt werden ſollten. 

Der Beſchluſs des damaligen Gemeinderathes gieng eigentlich 
über den Rahmen der damals beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
hinaus und hätte daher leicht angefochten werden können. Die 
Beſchränkungen, die damals auferlegt wurden, waren keine beſonders 
großen, weil man mit Rückſcht auf die damals beſtehenden gefek- 
lichen Beſtimmungen, weitergehende Beſchränkungen aufzuerlegen, 
Bedenken tragen muſste. 

Von dieſem Beſchluſſe wurde der damalige Eigenthümer der 
ſpäteren Roth'ſchen Gründe, nämlich das k. k. Hofärar, verſtändigt. 

Ungefähr neun Monate nach dieſem Beſchluſſe des Gemeinde⸗ 
rathes wurden die betreffenden Grundſtücke vom Hofärar an 
Georg Roth verkauft und Georg Roth ſchritt nun bei der 
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Gemeinde Wien darum ein, dajs einzelne jener mit Gemeinde— 
raths⸗Beſchlus vom Juni 1890 gefaſsten Beſchränkungen eine 
Abänderung erfahren mögen. 

Dadurch kam die Angelegenheit neuerdings in Fluſs und 
infolge dieſes Einſchreitens des Georg Roth wurde dann im 
Juni 1892 vom Gemeinderathe der Beſchluſs gefaſst, dass dieſe 
Gründe villenartig, alfo nur mit einzelſtehenden Wohnhäuſern mit 
Gärten verbaut werden ſollen. Gegen dieſen Beſchluſs des 
Gemeinderathes betreffs der villenartigen Verbauung recurrierte 
Roth an die Wiener Baudeputation, welche den Beſchluſs des 
Gemeinderathes vom Juni 1892 aufhob, indem die Baudeputation 
der Anſchauung Ausdruck gab, dafs durch den Beichlufs des Gemeinde— 
rathes vom Jahre 1890, welcher bereits allen Intereſſenten zugeſtellt 
worden ſei, dieſe Angelegenheit endgiltig und rechtskräftig ent— 
ſchieden worden ſei und dafs daher die Gemeinde nicht das Recht 
habe, in Abſehung von früher gefassten Beſchlüſſen neue Bedingungen 
feſtzuſtellen und dadurch ihre frühere Beſchluſsfaſſung in pejus 
des Parcellierungswerbers abzuändern. Gegen dieſe Entſcheidung 
der Baudeputation iſt von der Gemeinde über Beſchlufs des 
Gemeinderathes an das Miniſterium des Innern recurriert 
worden und dasſelbe hat folgende Entſcheidung vom 2. No vember 
1893 gefällt: 

„Das Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
2. November 1893 dem Recurſe der Gemeinde Wien gegen die 
Entſcheidung der Baudeputation vom 18. März 1893, inſoweit 


mit dieſer das über das Geſuch des Georg Roth um Parcellierung 


des links der Ausſtellungsſtraße im Prater gelegenen Grundcom— 
plexes Grundb.⸗Einl.⸗Z. 4083 im II. Gemeindebezirke Parcelle 1473 
mit Beſchluſs vom 21. Juni 1892 getroffene Entſcheidung des 
Wiener Gemeinderathes, dafs rückſichtlich des ganzen zu parcellieren— 
den Gebietstheiles die villenartige Verbauung, alſo lediglich mit 
einzelſtehenden Wohnhäuſern mit Gärten zu erfolgen habe, behoben 
wurde, keine Folge zu geben befunden, weil im Hinblicke auf die 
örtliche Lage dieſes Grundcomplexes die für eine derartige Ver— 
bauung im vorhinein zu ſtellenden Bedingungen, nämlich rauch⸗ 
und ſtaubfreie Luft, ſowie ruhige Umgebung, mangeln, die ange⸗ 
ordnete Beſchränkung in der Art der Verbauung hienach ſachlich 
nicht als gerechtfertigt erkannt und den öffentlichen Intereſſen ſowie 
den äſthetiſchen Rückſichten auch bei einer geſchloſſenen Verbauung 
durch Anlage von Vorgärten und Feſtſetzung der Höhe und Geſchoſs— 
zahl der Häuſer entſprechend Rechnung getragen werden kann. 
Inſoweit in der angefochtenen Entſcheidung der Baudeputation 
gleichzeitig ausgeſprochen worden ift, dafs auf die Verbauung der 
fraglichen Gründe die mit dem Gemeinderaths-Beſchluſſe vom 
6. Juni 1890 aufgeſtellten Grundſätze Anwendung zu finden haben, 
hat das k. k. Minifterium des Innern dieſen Ausſpruch dahin 
modificiert, dafs dem Stadtrathe, beziehungsweiſe dem Gemeinde— 
rathe vorbehalten bleibt, bei neuerlicher Würdigung und bei Ge— 
nehmigung des von Georg Roth vorgelegten Parcellierungs— 
projectes auf Grund der hierüber gepflogenen Verhandlung von 
den gedachten Grundſätzen abzugehen, inſofern dies im öffentlichen 
Intereſſe als nothwendig und als zweckmäßig erachtet wird und 
dies in den Beſtimmungen der Bauordnung begründet erſcheint.“ 
Es iſt daher mit dieſer Entſcheidung des Miniſteriums des 
Innern dem Recurſe der Gemeinde Wien theilweiſe ſtattgegeben 
worden, theilweiſe iſt dieſer Recurs abgewieſen worden. Abgewieſen 
wurde der Recurs der Gemeinde inſofern, als der Beſchluſs der 
Gemeinde wegen villenartiger Verbauung dieſes Grundcomplexes 


63 


A 


aufgehoben wurde. Stattgegeben wurde aber dem Recurſe der Ge⸗ 
meinde inſofern, als der Ausſpruch der Baudeputation darüber, 
dajs auf die Art der Verbauung dieſes Grundcomplexes die mit 
Gemeinderaths-Beſchluns vom Jahre 1890 feftgeftellten Grund— 
ſätze Anwendung zu finden haben, behoben worden iſt und aus— 
drücklich dem Stadtrathe, beziehungsweiſe dem Gemeinderathe das 
Recht vorbehalten iſt, neuerdings die Bedingungen für die Ver— 
bauung feſtzuſtellen auf Grund der thatſächlichen Verhältniſſe und 
der Beſtimmungen der Bauordnung. Es müfsten daher, wenn dieſe 
Entſcheidung in Rechtskraft erwächst, neuerdings die Bedingungen 
für die Parcellierung dieſes Grundſtückes und die Art der Ver— 
bauung feſtgeſtellt werden. 

Es handelt ſich nun um die Frage, ob gegen dieſen Erlass 
des Miniſteriums des Innern, welcher die letzte adminiſtrative 
Entſcheidung in dieſer Augelegenheit bildet, die Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof eingebracht werden ſoll oder nicht. Der 
Stadtrath und ich als Referent desſelben ſtehen auf dem Stand— 
punkte, dafs eine Beſchwerde im vorliegenden Falle nicht einge— 
bracht werden ſoll, und zwar aus folgenden Gründen: Die An— 
gelegenheit, welche der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes 
im vorliegenden Falle zugeführt werden ſoll, betrifft eine ſolche, 
in welcher es ſich nicht um ein Recht, um einen im Geſetze be— 
gründeten rechtlichen Anſpruch der Gemeinde, ſondern um eine 
Frage des adminiftrativen Ermeſſens handelt. Denn die Frage, 
in welcher Art die Verbauung eines beſtimmten Grundcomplexes 
ſtattzufinden habe, iſt eine Frage, die nach Würdigung und Er— 
wägung aller obwaltenden Verhältniſſe entſchieden werden mus. 
Durch die Art der Entſcheidung über dieſe Verbauung iſt aber ein 
beſtimmter, im Geſetze begründeter Anſpruch nicht verletzt worden. 
Nun beſtimmt § 3 des Geſetzes, womit der Verwaltungsgerichts— 
hof errichtet worden iſt, daſs von der Competenz des Verwaltungs— 
gerichtshofes ſolche Angelegenheiten ausgeſchloſſen find, welche 
lediglich nach dem adminiſtrativen Ermeſſen zu entſcheiden ſind. 
Es iſt daher der Verwaltungsgerichtshof zur Entſcheidung der vor— 
liegenden Angelegenheit vollſtändig incompetent, und die Beſchwerde 
könnte mit Rückſicht darauf vom Verwaltungsgerichtshofe ſofort 
a limine, ohne die Beſchwerde auch nur dem Miniſterium des 
Innern zur Erſtattung einer Gegenſchrift zuzuſtellen oder ohne 
eine Verhandlung auszuſchreiben, abgewieſen werden, eine Gefahr, 
welcher ſich natürlich die Gemeinde Wien nicht ausſetzen kann. 

Ich habe daher die Ehre, im Namen des Stadtrathes den 


Antrag zu ſtellen, es ſei gegen diefen Erlass des Miniſteriums des 


Innern vom 2. November 1893, 3. 9560, die Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof nicht einzubringen. Dabei will ich nur 
bemerken, dafs, wenn der Gemeinderath dieſen Beſchluss faſſen 
ſollte, der Stadtrath neuerdings die Bedingungen für die Parcel— 
lierung und die Art der Verbauung beſchließen und die Beſchluſs— 
faſſung des Gemeinderathes hierüber einholen wird. 

Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice Nürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? 
Angenommen. | 
Beſchluſs: Gegen die Entſcheidung des Miniſteriums des Innern 

vom 2. November 1893, Z. 9560, bezüglich der 
Parcellierung der Georg Rot h'ſchen Gründe, links 
der Ausſtellungsſtraße im k. k. Prater, iſt die Beſchwerde 
an den k. k. Verwaltungsgerichtshof nicht zu ergreifen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Wir gelangen zur Fort: 

ſetzung des Gegenſtandes, der uns in der letzten Sitzung beſchäftigte, 
1* 
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nämlich der Verhandlung über das Referat, betreffs der Erwirkung 
eines Landesgeſetzes wegen Einhebung von Waſſerbezugsgebüren. 

9. (Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter tritt an 
den Referententiſch.) 

Ich werde mir an die eingeſchriebenen Herren Redner die 
Anfrage erlauben, ob ſie pro oder contra zu ſprechen wünſchen, 
damit ich von der Beſtimmung der Geſchäftsordnung Gebrauch 
machen kann, wonach nach Möglichkeit die Pro- und Contraredner 
abwechſeln ſollen. 

Gem.⸗Rath Dr. Lueger (zur Geſchäftsordnung): Ich con⸗ 
ſtatiere, daſs gewiſs nicht 92 Herren anweſend find, und das muss 
doch mindeſtens zu Anfang der Berathung conſtatiert werden. 
Ich erinnere den Herrn Vorſitzenden daran, dafs es bereits einmal 
geſchehen iſt, daſs auch von Ihrer Partei (rechts) anerkannt wurde, 
dafs mindeſtens bei Beginn der Berathung 22 Gemeinderäthe 
anweſend fein müſſen und dafs es doch nicht angeht, eventuell die 
Berathung zu Ende zu führen in einer Sitzung, in welcher man 
vollſtändig überzeugt iſt, daſs die Abſtimmung unmöglich iſt; das 
werden Sie doch zugeben. Wenn es hoch geht, ſind 70 Herren 
hier, 92 aber gewiss nicht. (Zuſtimmung links.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, ich kaun nichts 
anderes erklären, als was ich ſchon wiederholt erklärt habe, daſs 
nämlich zur Beſchluſsfaſſung die Anweſenheit von 92 Ge— 
meinderäthen nothwendig iſt, aber in keinem anderen Zeitpunkte 
vorher. Es iſt daher auch erſt dann, wenn zur Beſchluſsfaſſung 
geſchritten wird, die Anzahl der Anweſenden zu conſtatieren, be— 
ziehungsweiſe zu conſtatieren, daſs 92 Gemeinderäthe anweſend 
ſind. Das iſt ja klar und deutlich im Geſetze geſagt. Ich glaube, 
dafs wir nun in der Debatte fortfahren ſollen; jo wie zur Ab— 
ſtimmung geſchritten wird, wird die Anzahl der Anweſenden 
conſtatiert werden. 

Gem.-Nath Värtl (zur Geſchäftsorduung): Der Herr Vor— 
ſitzende hat vorhin die Frage geſtellt, welche von den eingeſchriebenen 
Rednern pro oder contra ſind. Nun, während der Generaldebatte 
iſt noch nie ein Redner darum gefragt worden. Etwas anderes iſt es, 
wenn es ſich um die Wahl von Generalrednern handelt; da muſßs 
das geſchehen, in der Generaldebatte aber iſt es noch nie geſchehen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Es heißt ausdrücklich in 
der Geſchäftsordnung, dass nach Thunlichkeit die Reihenfolge der 
Redner ſo zu ordnen iſt, daſs immer auf einen Proredner ein 
Contraredner folgt. So ſteht es in der Geſchäftsordnung. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Ich mufs Sie nur erinnern, dass einmal Herr Dr. 
Lederer von jener Seite (rechts) ausdrücklich erklärt hat, dafs 
die betreffende Beſtimmung des Statutes nur dahin aufgefasst 
werden kann, dass mindeſtens bei Beginn der Berathung 92 Ge— 
meinderäthe anweſend fein müſſen. Ich möchte an den Herrn Vor— 
ſitzenden folgende Frage richten: Wenn zur Beſchluſsfaſſung 
92 Gemeinderäthe erforderlich ſind, wie kann man dann einen 
Gegenſtand zur Berathung und Beſchlussfaſſung bringen, wenn 
man genau weiß, dafs 92 Gemeinderäthe nicht anweſend find und 
daher über dieſen Gegenſtand heute gar nicht abgeſtimmt werden 
kann? Das, meine Herren, würde — ich ſage es offen — die 
ganze Berathung zu einer Komödie herabdrücken. Der Herr Vor— 
ſitzende möge mir dies verzeihen. Es iſt nicht unſere Schuld 
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Wenn der nämliche Percentſatz drüben vorhanden wäre, wären 
92 hier. Wenn das nicht der Fall iſt, bitte ich, die Berathung zu 
ſiſtieren, bis 92 Herren anweſend ſind. Es entſpricht auch nicht der 
Wichtigkeit des Gegenſtandes, meine Herren, dass die Berathung 
in Gegenwart von, ſagen wir höchſtens 70, oder höchſtens 
75 Mitgliedern ſtattfindet. 

Gem.-Nath K. J. Müller (zur Geschäftsordnung): Ich 
kann nur dem geehrten Herrn Vorredner rechtgeben, denn im § 52, 
lit. k, Abſatz a heißt es: „Der Antrag auf Erwirkung eines 
Landesgeſetzes muss in einer Sitzung bei Anweſenheit von min— 
deſtens 92 Mitgliedern des Gemeinderathes berathen und von 
mindeſtens 70 Mitgliedern angenommen worden ſein.“ Herr 
Dr. Lueger hat vollkommen recht! 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl: Bitte, wo ſteht das? 

Gem.-Rath K. J. Müller: Im $ 52, lit. k. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Das gilt nicht mehr; 
dieſe Beſtimmung iſt aufgehoben. Maßgebend iſt nicht die Be— 
ſtimmung, die der Herr Gemeinderath vorgeleſen hat, ſondern das 
Geſetz vom 20. März 1893. Da lautet es: Wenn es ſich um 
eine im 8 52 unter lit. i und 1 angeführte Verwaltungsangelegenheit, 
beziehungsweiſe um ſolche Angelegenheiten handelt, welche nach 
8 52, lit. k der Bewilligung durch ein Landesgeſetz bedürfen, iſt 
zur Beſchluſsfaſſung — ausdrücklich „zur Beſchluſsfaſſung“ 
— die Anweſenheit von wenigſtens 92 ſeiner Mitglieder erforderlich ꝛe. 

Alſo, es kann nicht deutlicher daſtehen, als es thatſächlich der 
Fall iſt. Übrigens habe ich dieſe Anſicht auf Grund des Geſetzes. 
Es ſteht jedem Herrn frei, der ſich durch dieſe Entſcheidung ver— 
letzt erachtet, das geſetzliche Rechtsmittel dagegen zu ergreifen. Ich 
kann nicht anders, als nach dem Geſetz vorgehen. 

Gem.-Nath Noſenſtingl (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte 
nur daran erinnern, wie Herr Dr. Lederer den Antrag geſtellt 
hat, dafs der Vorſitzende damals das Haus befragt hat. Ich kann 
mich deſſen erinnern. Ich will keine Reflexionen daran knüpfen, 
.ob nicht ſchon dadurch nachgewieſen iſt, dafs es gewiſſermaßen 
zum mindeſten zweifelhaft ift, ob die eine oder andere Anſchauung 
die richtige iſt. Ich will mich nicht damit beſchäftigen, aber ich 
glaube, wenn damals das Haus befragt wurde, heute ein ähnlicher 
Vorgang erfolgen könnte, und ich beantrage, dass das Haus befragt 
werde, ob der Gegenſtand verhandelt werden ſoll oder nicht. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich werde und kann das 
Haus nicht befragen; es iſt damals ein Antrag geſtellt worden, 
über den wurde abgeſtimmt. Das Geſetz iſt ganz klar, ich kann 
davon nicht abgehen. Ich erkläre daher nochmals, findet jemand, 
dafs mein Vorgehen ein ungeſetzliches iſt, jo kann er die Ent⸗ 
ſcheidung der Statthalterei anrufen. (Zwiſchenrufe links.) 

Ich bitte, ich kann nicht anders, ich kann nicht den Wünſchen 
eines jeden einzelnen Gemeinderathes Rechnung tragen, ich muf3 
nach meiner rechtlichen Überzeugung, auf Grund des Geſetzes vor⸗ 
gehen; ich kann nichts anderes thun, als ſo entſcheiden. Sollte 
ſich jemand verletzt erachten, ſo kann ich nur nochmals auf das 
Rechtsmittel verweiſen, welches dagegen offen ſteht. 

Gem.-Nath Jedliäéka (zur Geſchäftsordnung): Sehr geehrte 
Herren! Aus dem Benehmen des Herrn Vorſitzenden iſt heute ſelbſt 
zu erſehen, daſs er eine beſchluſsfähige Verſammlung, ehe er ſie 
eröffnen kann, für nothwendig hält. 

Es müſſen bei Berathung gewöhnlicher Gegenſtände 46 Herren 


(lin), dajs heute nicht 92 Gemeinderäthe anweſend find, unſere anweſend fein. Der Vorſitzende wartet auch jo lange, bis 46 Herren 


Partei iſt möglichſt zahlreich vertreten. 


anweſend ſind, um gewöhnliche Stücke erledigen zu können. 
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Bei dieſem Gegenſtande aber müſſen zur Beſchluſsfaſſung 
92 Gemeinderäthe anweſend ſein. Nachdem dieſe Zahl aber nicht 
zugegen iſt, ſo glaube ich nicht, daſs der Herr Vorſitzende erklären 
kann, die Verſammlung iſt beſchluſsfähig, um über dieſen Gegen⸗ 
ſtand zu berathen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grühl: Ich bitte, es liegt mir 
daran, Sie zu überzeugen, obwohl ich darauf nicht zu antworten 
brauche. Beſchluſsfähig iſt die Verſammlung, wenn 46 Gemeinde— 
räthe anweſend find. Zur Beſchluſsfähigkeit über gewiſſe Gegen⸗ 
ſtände, die im Statute ſpeciell bezeichnet find, alſo zur Beſchluſss⸗ 
faſſung (Ruf links: Nein!), das ſteht ausdrücklich im Geſetze, zur 
Beſchlufsfaſſung, nicht zur Verhandlung find 92 Mitglieder noth— 
wendig. Die Verhandlung kann bei Anweſenheit von 46 Gemeinde— 
räthen beginnen, die Beſchluſsfaſſung kann aber nur bei Anweſenheit 
von 92 Gemeinderäthen erfolgen. Das ſteht ausdrücklich in dem 
Geſetze vom 20. März 1893. 

Gem.-Rath Jedliéka: Geſtatten Sie mir eine kurze Frage: 
Kann der Herr Vice-Bürgermeiſter conſtatieren, dass die Verſammlung 
zur Abſtimmung über dieſen Gegenſtand heute beſchluſsfähig iſt? 
Ich glaube, das iſt nicht der Fall. 

Gem.-Rath Hawranek (zur Geſchäftsordnung): Das iſt 
wieder eine juriſtiſche Auslegung. Ein ordentlicher Gemeinderath 
nimmt das fo auf, dass zur Beſchluſsfaſſung und auch zur Be— 
rathung 92 Gemeinderäthe gehören. Wenn keine 92 da ſind, ſoll 
der Gegenſtand nicht vorgenommen werden. Bei dem bleibe ich 
und jeder vernünftige Menſch wird das einſehen. Die Doctoren 
verdrehen das aber nach Belieben und dagegen proteſtiere ich. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Aber, ich 
bitte — 

Gem.-Nath Hawranel (fortfahrend): Nützt nichts, das 
müſſen Sie hören. Wie kommen wir dazu, daßs wir hier unter ein 
paar Gemeinderäthen die Berathung pflegen? Wenn es dann zur 
Abſtimmung kommt, wiſſen die anderen nicht, was hier geſprochen 
worden iſt, ſie können nicht nach ihrem Gewiſſen urtheilen und 
abſtimmen. Das iſt eine Irreführung und ich bitte, den Gegenſtand 
abzuſetzen, bis 92 Gemeinderäthe da ſind. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es ſteht Ihnen frei, den 
Antrag zu ſtellen, im übrigen beharre ich bei meiner Auffaſſung. 

Gem.-Nath Hawranek: Alſo, ich ſtelle den Antrag auf 
Vertagung des Gegenſtandes. 

Referent Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Ich habe die 
Anschauung, dafs man die Sache nicht fo tragiſch nehmen darf. Eines 
iſt gewiſs, dafs wir heute nicht zur Beſchluſsfaſſung kommen. Es 
ſind 21 Redner vorgemerkt und ich würde es ſehr bedauern, wenn 
wir die heutige Sitzung unbenützt verſtreichen laſſen müssten. Die 
Sache iſt inſofern dringlich, als möglichſt bald die Entſcheidung 
herbeigeführt werden ſoll, weil die Sache ſonſt unmöglich an den 
Landtag gelangen kann und demnach in dieſer Seſſion des Yand- 
tages eine Geſetzesvorlage nicht berathen werden könnte. Möge 
die Entſcheidung ſo oder ſo ausfallen, ſo würde ich meinen, dafs, 
nachdem es heute nicht zur Entſcheidung kommen wird, die De— 
batte fortgeſetzt werde und das nächſtemal an die Gemeinderäthe 
die Einladung mit dem Bemerken ergehen möge, daßs die Beſchlußs— 
faſſung erfolgen werde und daher die Anweſenheit von allen Mit- 
gliedern des Gemeinderathes erforderlich ſei. So kämen wir 
wenigſtens dahin, dafs wir heute die Debatte fortſetzen könnten. 

Vice⸗ürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Antrag auf 
Vertagung der Verhandlung geſtellt. Ich erſuche jene Herren, welche 
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mit der Vertagung einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Ge⸗ 
ſchieht.) Der Antrag iſt abgelehnt. 

Gem.⸗Nath Dr. Geßmann (zur Geſchäftsordnung): Ich 
ſpreche nicht zur Vertagungsfrage, ſondern zu der Frage, ob 92 
Gemeinderäthe anweſend ſein müſſen oder nicht, und da erlaube 
ich mir, gegenüber der Auslegung des ſehr geehrten Herrn Vor⸗ 
ſitzenden, nur das eine zu bemerken, dajs unter Beſchluſsfaſſung 
nicht nur die Abſtimmung zu verſtehen iſt, ſondern die Beſchlußs— 
faſſung bezieht ſich auf die Berathung und Abſtimmung. Ich bitte 
den ſehr geehrten Herrn Vorſitzenden, ſich in der Richtung § 56 
des Gemeindeſtatutes vor Augen zu halten. Da heißt es: „Damit 
der Gemeinderath einen Beichlufs faſſen könne, müſſen, inſoweit 
dieſes Gemeindeſtatut nicht eine andere Beſtimmung enthält, 
wenigſtens 46 feiner Mitglieder verſammelt ſein.“ Nun muſsten 
regelmäßig, ſolange der Gemeinderath beſteht, früher 40, jetzt 46 
anweſend ſein, denn ſonſt hätte auch bei Anweſenheit von 20, 10 
oder 5 Gemeinderäthen berathen werden können, und es iſt regel— 
mäßig die Berathung unterbrochen worden, ſobald die Zahl von 
46 nicht mehr complet war. Ganz analog iſt die Beſtimmung des 
§ 56. Es kann deshalb über die Interpretation in der That kein 
Zweifel ſein. Denn, wenn das richtig wäre, könnten, wie geſagt, 
die Verhandlungen des Gemeinderathes auch bei Anweſenheit von 
fünf Mitgliedern ſtattfinden, in adäquater Anwendung des § 56. 

Gem.-Nalh Wünſch (zur Geſchäftsordnung): Den Bemerkungen 
des Herrn Vorredners möchte ich entgegenſetzen, daſs es gerade im 
§ 56 heißt: „inſoweit dieſes Gemeindeſtatut nicht eine andere Be⸗ 
ſtimmung enthält“. Nun enthält aber das Gemeindeſtatut andere 
Beſtimmungen, nämlich den mittels Geſetz vom 20. März 1893 
abgeänderten $ 56. Da heißt es: „Wird die Erledigung einer der 
angeführten Verwaltungsangelegenheiten dadurch vereitelt, dafs bei 
der Abſtimmung weniger als 92 Gemeinderaths-Mitglieder anweſend 
find, fo find ſämmtliche Gemeinderaths-Mitglieder zu einer neuer- 
lichen Sitzung einzuladen, damit über dieſen Gegenſtand abgeſtimmt 
werde.“ Daraus geht hervor, dass bei der Debatte 92 Mitglieder 
nicht nothwendig ſind (Gelächter links), denn, meine Herren, ſonſt 
würde es möglich fein, dass beiſpielsweiſe, um das praktiſch anzu⸗ 
wenden, Sie (zur Linken gewendet) die Berathung einer jeden An— 
gelegenheit dadurch unmöglich machen, dajs Sie ſich einfach ent— 
fernen. Das ſoll aber durch dieſes Geſetz verhindert werden. Die 
Berathung iſt auch ohne Anweſenheit von 92 Mitgliedern möglich, 
nur bei der Abſtimmung müſſen 92 anweſend ſein. Um aber auch 
für den Fall, wenn durch die Abſtimmung eines Theiles die Zahl 
reduciert iſt und 92 nicht anweſend ſind, vorzuſorgen, wurde eben 
das Geſetz abgeändert. Es heißt ja hier ausdrücklich, die Gemeinde⸗ 
raths⸗Mitglieder werden noch einmal eingeladen nur zu dem Zwecke 
der Abſtimmung, nicht aber der Debatte. Das iſt meine Anſicht. 

Gem.-Nath Stehlik (verzichtet auf das Wort). 

Gem.-Nath Schlechter (zur Geſchäftsordnung): Ich mujs 
mich ebenfalls für die Auffaſſung des Präſidiums ausſprechen und 
ich glaube, dass es unſere loyale Pflicht iſt, dafs, wenn das Präſidium 
eine Auslegung gibt, die vollſtändig entſprechend iſt, wir dies 
erklären und den gegentheiligen Bemerkungen entgegentreten müſſen. 
Es iſt gar kein Zweifel, dafs, wenn die alte Faſſung des 3. Abſatzes 
des § 52, lit. k, exiſtieren würde, allerdings zur Berathung 92 Mit⸗ 
glieder anweſend fein müssten; nun exiſtiert aber dieſer Abſatz nicht 
mehr und iſt durch das Geſetz vom 20. März 1892 einfach auf⸗ 
gehoben worden, welches — wenn es ſchon am weiteſten geht — 
nur mehr verlangt, dafs allerdings bei Beginn der Berathung eines 
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Antrages, der die Anweſenheit von 92 Mitgliedern erfordert, 
die 92 anweſend ſein müſſen, dass es aber während der Berathung 
nicht nothwendig iſt, daſs die Anweſenheit der 92 Mitglieder 
immer conſtatiert werde. Ich möchte nun darauf hinweiſen, 
daſs die Debatte über dieſen Gegenſtand in der letzten Sitzung 
bereits begonnen hat, und dass bei Beginn der Berathung über 
Wunſch der Oppoſition die Anweſenheit von 92 Mitgliedern aus⸗ 
drücklich conſtatiert worden iſt. (Rufe rechts: So iſt es!) Daſs 
alſo in der Berathung fortgefahren werden kann, darüber iſt, wie 
ich glaube, kein Zweifel; bei der Abſtimmung müſſen dann aller— 
dings 92 anweſend fein. Ich möchte übrigens glauben, dass wir 
bei der Wichtigkeit dieſer Sache, welche für die Bevölkerung einen 
ganz beſonderen Wert hat, alles verſuchen ſollten, um die An— 
gelegenheit ſo raſch als möglich zu Ende zu führen. 
Gem.-Rath Dr. Mittler (verzichtet auf das Wort). 


Gem.⸗Nath Frambauer (zur Geſchäftsordnung): Ich mufs 
gegen die Ausführungen des Herrn Gem.-Rathes Wünſch Oppo⸗ 
ſition machen; nach feiner Auſchauung könnten von den 92, die 
bei Beginn der Berathung anweſend find, 46 hinausgehen, fo daig 
die Debatte vor 46 Gemeinderäthen abgeſchloſſen wird, bei der 
Abſtimmung wären aber 92 nothwendig und die 46 Mitglieder, 
die indeſſen draußen waren und von der Verhandlung nichts 
wiſſen, kommen nun herein und ſtimmen. Nun frage ich, wozu 
iſt das Geſetz, daſs 92 Mitglieder anweſend fein ſollen, wenn 
dennoch 46 von den Verhandlungen gar nichts wiſſen? Ich bitte 
Sie, halten Sie alſo die Beſtimmung aufrecht, dass nämlich 
92 Mitglieder wirklich anweſend ſein müſſen. 

Gem.-Rath Dr. Nehansky (zur Geſchäftsordnung): Meine 
Herren! Es iſt ſchon ſehr viel über die Sache geſprochen worden, aber 
gerade der letzte Herr Vorredner hat mich veranlafst, mich auch zum 
Worte zu melden. Es mufs ja aus den Zeitungen und dem parlamen— 
tariſchen Gebrauch jedem Staatsbürger bekannt fein, dass es fo in 
allen Körperſchaften gehalten wird (Gem.-Rath Steiner: Leider!) 
und es wäre auch ganz unmöglich, daſs in einem Parlamente, 
jagen wir, bei einer Angelegenheit, wo Zweidrittel-Majorität noth- 
wendig iſt, verlangt wird, daſs während der ganzen Berathung 
dieſe Zweidrittel-Majorität auch da ſitzt, das gibt es nicht. Haben 
Sie ſich dieſen Zwang ſelbſt angelegt, dafs Sie während eines 
92er Stückes an dem Sitze angeklebt geblieben find? Es hat ſich 
jeder die Freiheit genommen, eventuell hinauszugehen, wenn er 
den Gegenſtand ſchon gekannt oder ſich ſeine Meinung gebildet 
hat; dann iſt zur Beſchluſsfaſſung geläutet worden und man iſt 
hereingekommen. Wenn die Auffaſſung des Vorredners richtig wäre, 
wären ja alle dieſe Beſchlüſſe ungiltig. Es kann zweifelhaft ſein, 
ob im Anfange einer ſolchen Berathung die Anzahl conſtatiert 
werden muſs, dafs es aber im Laufe der Berathung nicht noth— 
wendig iſt, daſs 92 Mitglieder anweſend ſind, iſt etwas, was im 
Geſetze darin ſteht, was aber auch durch den Gebrauch in der 
ganzen Welt geheiligt iſt. 

Pice-Bürgermeifler Dr. Grübl: Ich werde nun die Herren 
fragen, ob ſie pro oder contra ſprechen wollen. 

(über Befragen des Vice⸗Bürgermeiſters Dr. Grü bl erklären 
pro ſprechen zu wollen die Herren Gem.-Näthe: Dr. Nechanskhy, 
Wünſch, Dr. Stern, Tagleicht, Schlechter; contra die 
Herren Gem.-Räthe: Mareſch, Grünbeck Sebaſtian, Steiner, 
Hawranek, Ritt. v. Goldſchmidt, Schoderböck, Müller 
Karl Johann, Brauneiß, Bärtl, Schlögl. Purſcht, Dr. 
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Lueger. Bei der Frageſtellung find abweſend die Herren Gem. 
Räthe Gregorig und Gfrorner.) 

Referent: Ich habe die Anſchauung, dafs es ſeitens 
eines Referenten taktiſch nicht richtig iſt, in die Debatte ſelbſt, 
aus welcher er eigentlich zum großen Theile doch eine gewiſſe 
Orientierung über die Gegenſätze, welche entſtehen, gewinnen 
ſoll, einzugreifen. Aber in dieſem Falle muss ich um Ent- 
ſchuldigung bitten, wenn ich vor Schluſs der Debatte mir 
das Wort erbeten habe. Ich habe nämlich aus den Reden, 
die wir das letztemal gehört haben, die Überzeugung gewonnen, 
daſs über die Waſſerverſorgung im allgemeinen und ſpeciell über 
unſere Waſſerverſorgung doch in einigen weſentlichen Punkten eine 
Unklarheit herrſcht, die, wie ich glaube, im allgemeinen Intereſſe 
zu beheben wäre; ich fage, im allgemeinen Intereſſe deshalb, weil 
Sie — und dabei kann ich, wie ich glaube, mit Recht betonen, 
daſs dieſe Frage gewijs keine Parteifrage, ſondern eine eſſentielle 
Frage, deshalb, weil ſie vorwiegend in finanzieller Beziehung ſich 
äußern wird — eines nicht aus dem Auge laſſen dürfen: Wie 
immer Sie über die Abgabe denken, ſo können Sie ſich doch nicht 
dem Gedanken verſchließen, daſs die Anleihe von mehr als 
26 Millionen, welche die Gemeinde aufbringen musste, um die 
Waſſerleitung herſtellen zu können, in ihren Folgen hinſichtlich der 
finanziellen Belaſtung immer fortwirkt. Wenn Sie daher den 
Grundſatz aufgeben, wie er ſchon durch die Schule gelehrt wird 
und ſich aus der Praxis ergibt, bei einer Gemeindeanſtalt die 
Auslagen durch jene aufbringen zu laſſen, welche aus der Anſtalt 
den Vortheil ziehen und Gebrauch machen, ſo ändern Sie gar 
nichts an der Pflicht, für die Anleihe und deren Verzinſung auf— 
zukommen. 

Mit anderen Worten, es werden vielleicht die Perſonen wechſeln, 
welche bezahlen müſſen, vielleicht werden nicht einmal die Perſonen 
wechſeln, aber die Summe müſſen Sie aufbringen und es wird 
dann in irgendeiner anderen Weiſe dieſelbe Belaſtung doch wieder 
auf der Gemeinde ruhen und wir müſſen das Geld beſchaffen. 
Nun habe ich die Anſchauung, dafs ſich bei den höchſt beſchränkten 
Machtbefugniſſen der Gemeinde hinſichtlich der Beſteuerung gar 
keine andere Möglichkeit ergeben wird, wenn man die Idee hätte, 
die Waſſergebüren ganz aufzuheben — und ſoweit gehen auch die 
extremſten Gegner der Vorlage nicht — als dieſe 1,257.000 fl., 
welche die Waſſerleitung heute trägt, in anderer Weiſe aufzu— 
bringen, höchſt wahrscheinlich dadurch, dass Sie das landläufige 
Auskunftsmittel ergreifen und die Zinskreuzer erhöhen. (Unter— 
brechungen links.) — Ich bitte ſehr, laſſen Sie mich ausreden. — 
Das ſind anderthalb Zinskreuzer. Nun, ich will nicht ſo weit gehen, 
um zu behaupten, dafs vielleicht eine Abſicht vorhanden iſt, wenn fo 
gegen die Waſſergebüren aufgetreten wird, um eine ſolche Noth— 
wendigkeit der Erhöhung der Zinskreuzer herbeizuführen. Das will 
ich nicht behaupten, aber die Conſequenz iſt es, und wer dafür 
eintritt, dieſe Waſſergebür entweder verſchwinden zu machen oder 
herabzuſetzen, der zwingt die Gemeinde, in irgendeiner anderen 
Weiſe Deckung zu ſuchen. Dieſe, wie ich glaube, allgemein richtige 
Betrachtung haben wir uns immer vor Augen zu halten. 

Ich bitte, noch eines zu betrachten. Sie wiſſen, es liegt in 
der Entwicklung der menſchlichen Geſellſchaft, daſs fortwährend 
neue Verhältniſſe geſchaffen werden, dass aber auch die Anſchau— 
ungen, wie den neu entſtandenen Bedürfniſſen entſprochen werden 
kann, ſich naturgemäß ändern müſſen. Es hat mit Ablauf des Jahres 
1890 in Deutſchland ſechsundzwanzig Städte mit mehr als hundert— 


tauſend Einwohnern gegeben. Rechnen Sie zwei Jahrhunderte 
zurück, und Sie werden finden, dass es überhaupt keine Stadt mit 
mehr als hunderttauſend Einwohnern gegeben hat. In dieſem 
ungeheuren Sprung, der in der Entwicklung eingetreten iſt, ſehen 
Sie auch, wie ſehr ſich die Bedürfniſſe der Bevölkerung ändern. 
Die Bedürfniſſe einer Bevölkerung mit ländlichem Charakter ſind 
grundverſchieden von den Bedürfniſſen der großen Städte und 
ſelbſtverſtändlich himmelweit verſchieden von den Bedürfniſſen der 
Großſtadt. 

Zu alldem kommen nun, abgeſehen von anderen Pflichten, 
welche die Gemeinſchaft der Bürgerſchaft aller großen Gemein— 
weſen übernimmt, ſolche Fragen, welche Verhältniſſe betreffen, die 
früher durch Privatmittel geordnet und erledigt werden konnten, 
heute aber nur auf den Schultern der Gemeinſchaft ruhen. Dazu 
gehört insbeſondere die Verſorgung mit Waſſer und mit Licht. 
Es ſind das Bedürfniſſe, welche der einzelne nicht erfüllen kann: 
bei der Verſorgung mit Licht aus dem Grunde, weil nach dem 
heutigen Stande der Technik die Verſorgung nur von einer einzigen 
Erzeugungsſtätte aus erfolgen kann. Das bedingt im Zuſammenhalt 
mit dem Eigenthum der Straßen, welches der Gemeinde zuſteht, 
eine monopoliſtiſche Art des Betriebes, dieſe kann nur den Gemeinden 
zuſtehen, aber keinem Privaten. 

Bei der Waſſerverſorgung iſt wieder ein anderer Grund. Die 
Mittel des einzelnen reichen abſolut nicht hin, die Waſſerverſorgung 
in einer großen Stadt zu verſehen. Man mujs daher an die 
Allgemeinheit appellieren, und fo kommt es, dass ſchließlich in die 
Verpflichtung des einzelnen die Allgemeinheit eintreten muſs, um 
mit ihren großen Mitteln den allgemeinen Bedürfniſſen entſprechen 
zu können. 

Sie ſehen auch, das es in gewiſſer Beziehung richtig iſt, 
wenn von einer Seite behauptet wurde, die Waſſerverſorgung iſt 
Sache der Gemeinde. Aber geſetzlich iſt man noch nicht auf dem 
Standpunkte. Das möchte ich dem Herrn Redner geſagt haben. 

Unſer Geſetz ſteht auf dem Standpunkte, die Waſſerverſorgung 
iſt Sache des Hausherrn, des Eigenthümers des Gebäudes. Sie 
finden das ausdrücklich ausgeſprochen im § 62 der Bauordnung. 
(Gem.⸗Rath Gregorig macht einen Zwiſchenruf) . . . Ich weiß, 
daſs der Herr Redner mich beiweitem an Wiſſen und an allem 
übertrifft, aber ich möchte bitten, daſs er das nach mir zum beſten 
gibt und mich jetzt vielleicht reden läſst; ich concurriere auch nie 
mit ihm. 

Im 8 62 der Bauordnung hieß es im Zuſammenhalte mit 
früheren Beſtimmungen — die ſelbſtverſtändlich auf den jetzigen 
Stand der Waſſerverſorgung nicht reflectieren konnten — einfach: 
es muſs der Hauseigenthümer für die Beiſtellung geſunden Trink— 
waſſers Sorge tragen; und der Hauseigenthümer konnte den Be— 
nützungsconſens nie erhalten, wenn nicht in dieſer Beziehung Vorſorge 
getroffen war, nämlich ein Brunnen im Hauſe beſtand. Jetzt hat 
man mit Rüdficht auf die mittlerweile entſtandene Waſſerleitung 
im § 62 feſtgeſetzt, daſs dort, wo es möglich iſt, zur Hochquellen⸗ 
leitung zu gelangen, der Hauseigenthümer verpflichtet iſt, das 
Waſſer der Hochquellenleitung einzuleiten. 

Sie ſehen alſo, heute ſteht die Sache fo, dafs der Haus— 
eigenthümer gegenüber ſeinen Parteien als jene Perſon daſteht, 
welche das Waſſer beizuſchaffen hat. Damit iſt auch auf Grund des 
heutigen Geſetzes die Sachlage gegeben und die Nothwendigkeit 
geſchaffen, heute mit dieſer geſetzlichen Grundlage zu rechnen. 
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Daraus ergeben ſich dann auch die Conſequenzen, welche dem 
Geſetzentwurfe, den ich mir vorzulegen erlaubte, zugrunde liegen. 

Meine Herren! Es iſt, um die heutige Art der Bemeſſung 
der Gebüren bei uns etwas näher ins Auge faſſen zu können, 
nothwendig, auf die Art und Weiſe zurückzugehen, wie man in 
anderen Städten und bei Beginn dieſer Art der Waſſerverſorgung 
die Gebürenfrage geregelt hat. Es iſt das höchſt eigenthümlich 
und es beſtehen heute dieſe Syſteme noch. Sie wiſſen, daſs die 
erſten Waſſerleitungen, welche in großen Städten eingeführt wurden, 
in England und dann in Deutſchland gebaut wurden. In England 
hat man, wie dort überhaupt verſchiedenes Merkwürdige geſchieht, 
heute noch die Waſſerverſorgung zum Theil in privaten Händen, 
in Deutſchland jedoch ausſchließlich in den Händen der Commune. 
Man hat dort die Entlohnung, reſpective das Entgelt für die Be— 
nützung der Waſſerleitung durch eine Taxe regeln wollen. Man 
hat nämlich eine Taxe feſtgeſtellt und dieſe hat man nun nach ver— 
ſchiedenen Steuerfüßen, möchte ich ſagen, bemeſſen. 

Man hat entweder die Größe der Wohnräume oder die 
Anzahl der Zimmer oder den Aſſecuranz- oder Steuerwert der 
Gebäude als Grundlage der Bemeſſung der Taxe genommen 
und hat dann das Waſſer nach Discretion geliefert. Es konnte 
jeder Waſſer nehmen, ſo viel er bedurfte, das war ganz gleichgiltig. 
Dieſes Syſtem beſteht heute noch in Deutſchland, und wenn ich 
nicht irre, beſonders in Hamburg. Die Folge davon war jedoch, daßs 
die Gebüren als ſolche meiſt ungerecht waren, und daS eine außer— 
ordentliche Waſſerverſchwendung platzgegriffen hat. Die Städte nun, 
welches dieſes Syſtem der Taxe eingeführt haben, konnten ſich 
ſelbſtverſtändlich dieſen Luxus gönnen, weil ihre Waſſerverſorgung 
auf Pumpenanlagen baſiert war, und das iſt doch ein Unterſchied 
gegenüber einer Anlage, die eine Gravitationsleitung darſtellt, ein 
Umſtand, auf den ich noch mit einigen Worten zurückkommen will. 
Dieſe Waſſerverſchwendung, welche beim Syſtem der Taxen eintritt, 
hat im Jahre 1878 — und ich bemerke dazu, dajs unſere Waſſer— 
leitung im Jahre 1873 eröffnet wurde — in Berlin dazu geführt, 
dieſes Syſtem zu verlaſſen und zu dem Syſtem der reinen Waſſer— 
zumeſſung mittels Waſſermeſſers überzugehen, d. i. ungefähr die— 
ſelbe Idee, welche im Punkte 1 des Antrages des Gem.-Rathes 
Dr. Lueger dargeſtellt iſt; jeder bezahlt bloß das Waſſer, welches 
er thatſächlich abnimmt, ein Standpunkt, welchen auch Herr Gem.“ 
Rath Roſenſtingl theilt, indem er ſagt, das Waſſer iſt eine 


Ware und muss fo bezahlt werden, wie es zugemeſſen, reſpective 


geliefert wird. Nun bin ich in dieſem Punkte nicht vollſtändig ein— 
verſtanden und werde mir dann erlauben, meine Einwendungen 
gegen dieſe Anſchauung geltend zu machen. 

Bei dieſer Art der Waſſerzumeſſung mit dem Waſſermeſſer 
hat man natürlich einfach für ein gewiſſes Quantum eine Gebür 
ausgeſchrieben, welche dann nach Maßgabe des vom Waſſermeſſer 
angezeigten Totales eingehoben und bezahlt wurde unter Zugeſtehung 
eines gewiſſen Rabattes für große Conſumenten. Bezüglich dieſes 
Syſtems hat man aber Einwendungen erhoben; insbeſondere dahin, 
es ſeien die Waſſermeſſer noch nicht fo vollkommen, dafs das Reſultat 
verläſslich wäre — das iſt genau dieſelbe Einwendung, welche ja 
bei uns auch gemacht wird — und man könne ſich daher nicht 
damit einverſtanden erklären. Nun geſtatten Sie mir eine kurze 
Bemerkung bezüglich dieſer Waſſermeſſer. 

Das einfachſte Syſtem der Waſſermeſſer beſteht darin, dass 
ein Zufluſsrohr, deſſen Dimenſionen bekannt find, durch einen. 
Hahn, welcher auch calibriert iſt, abgeſperrt werden kann, ſobald 
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das beſtimmte Quantum durchgefloſſen iſt. Man kann mit dieſem 
ſogenannten Caliberhahn oder calibrierten Hahn das Waſſer zu— 
meſſen, ohne einen Meſſer, im gewöhnlichen Sinne, zu haben. 
Man braucht bloß die Zeit des Zufluſſes zu wiſſen, um das 
Quantum, welches zugefloſſen iſt, zu kennen. Das iſt ungemein 
einfach und in der Regel verlässlich. Aber, meine Herren, ein 
Factor, welcher weſentlich die Richtigkeit der Rechnung bedingt, 
liegt in dem Drucke. Eine Leitung, in welcher der Druck conſtant 
derſelbe iſt, exiſtiert nicht, und insbeſondere exiſtiert eine ſolche 
Gleichmäßigkeit des Druckes nicht bei einer Gravitationsleitung, 
wie wir ſie haben, denn in den großen Vertheilungsreſervoirs iſt 
nie genau dieſelbe Höhe, von welcher aber die Stärke des Druckes 
bedingt iſt. Alſo eine ſolche Meſsvorrichtung wäre für unſere 
Verhältniſſe nicht anwendbar und nicht praktiſch. 

Nun gibt es den gewöhnlichen Waſſermeſſer, der eigentlich 
mit Unrecht Waſſermeſſer heißt, denn er müßste eigentlich Ge— 
ſchwindigkeitsmeſſer heißen, d. h. das Princip iſt einfach das, dass 
in dem Rohre, durch welches das zu meſſende Waſſer läuft, ſich 
eine Art Flügelrad bewegt, welches die Bewegungen auf einen 
Zeiger überträgt, fo dass auf einer Zifferplatte dann erſehen 
werden kann, wie oft die Drehung ſtattgefunden hat, und da kann 
man nach den Grundſätzen der Erfahrung mittels eines Coöfficienten, 
der der Berechnung zugrunde gelegt wird, darſtellen: wie viel 
Waſſer iſt durch dieſes Rohr gefloſſen? Sie ſehen alſo, es iſt 
eigentlich auch nur ein Wahrſcheinlichkeitsmeſſer, und es ſind im 
allgemeinen, vom theoretiſchen Standpunkte, Einwendungen gegen 
die Richtigkeit eines ſolchen Waſſermeſſers in gewiſſem Maße 
immerhin berechtigt, obwohl man heute jagen kann, daſs die 
Waſſermeſſer, welche die Gemeinde Wien in neueſter Zeit im 
allgemeinen zur Anwendung bringt, auf einer ſolchen Stufe der 
Vollkommenheit ſich befinden, dafs fie unter der Vorausſetzung der 
nöthigen Obſorge — und das iſt insbeſondere zu betonen — 
nahezu abſolut gleich ſind. Ich werde auch dieſe Frage am 
paſſenden Orte noch kurz berühren. 

Sie wiſſen vielleicht, daſs es ſeit dem Vorjahre eine Ver— 
ordnung gibt, welche die Zuläſſigkeit der Aichung für alle Waſſer⸗ 
meſſer ſtatuiert und iſt dort die Fehlergrenze von 2 Percent für 
zuläſſig erklärt, welche Grenze nach den Ausweiſen unſerer bau— 
ämtlichen Probierſtation von den von ihr eingebauten Waſſer— 
meſſern vollkommen eingehalten wird. 

Außer dieſen Waſſermeſſern, welche, wie geſagt, nur Ge— 
ſchwindigkeitsmeſſer find, gibt fes Waſſermeſſer, welche abſolute 
Volumenmeſſer ſind. Dieſe haben aber einen großen Fehler. Die 
unterliegen erſtens auch verſchiedenen Beeinfluſſungen durch die 
Sintierung des Waſſers und wenn ſie ſtehen bleiben, laſſen ſie das 
Waſſer nicht durch, fie ſperren infolge deſſen den ganzen Waffer: 
zufluſs ab und konnten deswegen nicht durchgreifen. Obwohl, wie 
ich mich erinnere, der Gemeinde Wien Anträge gemacht wurden, 
ſolche Waſſermeſſer probeweiſe einzubauen, iſt man auf dieſe 
Anträge nicht eingegangen. 

Nun, bezüglich unſeres Syſtems der Waſſerzumeſſung hat man 
nun noch ein zweites ſchweres Bedenken geltend gemacht, das iſt 
ein Bedenken, welches jedoch meiner Anſicht nach gegen die An— 
ſchauung, welche in dem Antrage des Herrn Dr. Lueger 
verkörpert iſt, geltend gemacht werden muſs; man geht nämlich 
davon aus, dass das Waſſer den einzelnen in einem gewiſſen 
Minimalquantum zugebote ſtehen mufs, unbeeinflusst von irgend⸗ 
einem fremden Einfluſſe; dieſes Quantum mußs zugemeſſen werden, 


A — — — —-V—ê 9 r K Kn. 


A 


ſei die Sache wie immer; es dürfe in der Beziehung nicht geſpart 
werden. 


Nun, meine Herren, ich habe ſchon erwähnt, dass die Ein— 
führung des neuen Syſtems im Jahre 1878 in Berlin ſtatt— 
gefunden hat und man hat in den Kreiſen der Fachmänner dieſe 
Neuerung außerordentlich begrüßt, ohne zu wiſſen, daſßs das, was 
dann die Fachmänner in einer ſpäteren Sitzung als das Ideal 
einer Verſorgungsmethode hingeſtellt haben, in Wien ſeit 1873 
anſtandslos prakticiert wird. Man hat nämlich erklärt, dieſe Waſſer⸗ 
zuweiſung ſchütze allerdings die ökonomiſchen Intereſſen der Ge— 
meinde in vorzüglicher Weiſe, aber ſie werde den Anforderungen, 
welche die Hygiene ſtellen müſſe, nicht in gleicher Weiſe gerecht, 
und da iſt nun intereſſant, aus einem Vortrage, welcher in der 
Verſammlung des Deutſchen Vereines für ordentliche Geſundheits— 
pflege im Mai 1893 von einem anerkannten Fachmanne — es 
war dies der Director der großen Waſſerwerke der Stadt Hamburg 
— gehalten wurde, einige Bemerkungen, welche von dieſem Fach⸗ 
manne zu dieſer ſpeciellen Einwendung gemacht worden ſind, zu 
hören. Er hat nämlich erklärt (liest): „Sparſame Hauswirte 
werden den Verſuch nicht unterlaſſen, den Waſſerverbrauch in 
ihrem Hauſe ſo viel als möglich zu beſchränken. Wenn ſie, wie 
das vielfach üblich iſt, die Wohnungen einſchließlich des Waſſer— 
geldes vermietet haben, ſo kommt ihnen das erſparte Waſſer als 
barer Gewinn zugute.“ Nun, der Mann ſteht nicht auf dem Stand— 
punkte, dass das, ich möchte ſagen, den ökonomiſchen Intereſſen der 
einzelnen entrückt werden dürfe. Das, was aus ſanitären Rückſichten 
dem einzelnen an Waſſer zugemeſſen werden mufs, darf durch 
ſolche Rückſichten nicht eingeengt werden und es dürfen ſolche 
ökonomiſche Intereſſen nicht mitſpielen. Er ſagt weiter (liest): 
„Solche Knauſereien werden in den Häuſern der Wohlhabenden 
oder Reichen ſelten vorkommen, denn dieſe laſſen ſich ſolche Ein— 
griffe in ihre Bedürfniſſe, ihr Wohlbehagen nicht gefallen; dagegen 
ſind ſie, wie ich aus Erfahrung ſagen kann, zu finden bei einzelnen 
Hausbeſitzern, die kleine Wohnungen für die weniger bemittelten 
Claſſen vermieten und aus dieſen Wohnungen große Erträge 
ziehen. Es iſt mir bekannt geworden, dass Beſitzer ſolcher Häuſer 
ihren Mietern das Waſſer nur ſtundenweiſe geben, trotzdem die 
Wohnungen Cloſets beſaßen, die dann halbe Tage lang ungeſpült 
bleiben mussten. Es iſt dies ein wirklicher Mangel herbeigeführt durch 
die Habſucht der Menſchen bei Verſorgung nach Maß, der bei Ver— 
ſorgung nach Tarifen ſicherlich nicht vorgekommen ſein würde.“ 


Dabei ſehen Sie, meine Herren, dafs dieſe Sache eine ſehr 
ernſte Seite hat und daſs es, wie ich glaube, nicht richtig iſt, wenn 
geſagt wird, der beantragte Modus liege im Intereſſe der Reichen 
und bevorzuge die Reichen gegen die Armen. Ich behaupte, daßs 
unſer Modus der einzige iſt, welche die Armen ſchützt (Beifall rechts), 
und ich möchte im Intereſſe jener Bewohner, welche Eigenthümer 
von Häuſern find, nicht wünſchen, dafs dieſer uns beantragte 
Modus, wonach die Zumeſſung einfach nach dem Bedarfe erfolgt, 
je Geſetz werde. Denn ich ſehe eine unabſehbare Reihe von Con— 
flicten zwiſchen den Bewohnern und dem Eigenthümer des Hauſes 
voraus. (Sehr gut! rechts.) 


Die Intereſſen dieſer beiden großen Claſſen widerſprechen 
einander; der Eigenthümer mufs ſelbſtverſtändlich in ſeinem 
ökonomiſchen Intereſſe auf die möglichſte Herabdrückung der Aus⸗ 
lagen hinwirken, die Herabdrückung der Auslagen wird ſich auch 
in dieſer Richtung äußern und es wird nun das Intereſſe der 
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kleinen Leute, welche das Waſſer ja ſehr dringend brauchen, in 
vielen Fällen dringender brauchen als die Reichen, mit dieſem 
Intereſſe collidieren. Überſehen Sie dabei nicht, dass gerade die 
kleinſten Leute, welche in ihren Wohnungen waſchen, welche alſo 
dazu große Quantitäten Waſſer benöthigen, wenn ſie nicht irgend— 
einen Schutz haben, fortwährend in Conflict mit dem Eigenthümer 
ſtehen werden, und nachdem immer die Erſcheinung zutage tritt, 
daſs der Schwache gegenüber dem Starken unterliegt, werden Sie, 
und zwar in einer Lebensfrage, nur eine unabſehbare Reihe von 
Differenzen, von Streitigkeiten und Zuſtänden ſchaffen, welche un— 
haltbar find. Es wird mir gejagt, dass das nicht eintreten wird. 
Meine Herren! Nehmen Sie die Menſchen, wie Sie ſind und Sie 
ſchützen die einzelnen beſſer gegen alle dieſe Eventualitäten, wenn 
Sie daran feſthalten, daßs aus ſanitären Rückſichten ein gewiſſes 
Mindeſtquantum unbedingt zugemeſſen werden muſs, eine Forderung, 
von welcher die Gemeinde als Sanitätsbehörde gar nicht abſehen 
kann. Es iſt das eine Frage, die der reiflichſten Erwägung wert iſt 
und die man nicht vom Standpunkte einer Claſſe aus beurtheilen darf. 

Die Allgemeinheit, ſowie die Vertretung der großen Gemeinde 
kann durchaus nicht das ſanitäre Intereſſe des überwiegenden Theiles 
der Bevölkerung in dieſer Weiſe in Frage ſtellen wollen. Das 
halte ich für ganz ausgeſchloſſen, und darum glaube ich, daſs 
gerade dieſer Punkt der Frage auf das reiflichſte erwogen werden 
mus. Nun iſt es intereſſant, zu welcher Conſequenz der erwähnte 
Fachmann, der, wie es ſcheint, unſere Inſtitutionen nicht ſo genau 
gekannt hat, aus ſeinen Betrachtungen kommt. Die Conſequenz 
lautet (liest): „Dieſer Übelſtand iſt aber vollſtändig oder nahezu 
vollſtändig zu beſeitigen, wenn man fordert, dass aus hygieniſchen 
Gründen jedes Haus ein beſtimmtes erfahrungsmäßig für die Er⸗ 
füllung der Bedürfniſſe unentbehrliches Mindeſtmaß von Waſſer 
bezahlen muſs, gleichgiltig ob das Waffer verbraucht iſt oder nicht. 
(Oho! links., Hat ein wucheriſcher oder überſparſamer Hausherr 
keinen Vortheil, wenn er den Waſſerverbrauch unter das zuläſſige 
Maß einſchränkt, jo wird er es unterlaſſen, feine Mieter ftunden- 
weiſe oder ungenügend zu verſorgen.“ (Gem.⸗Rath Hawranek: 
Das geſchieht nur bei Juden-Hausherren!) 

Bice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Herr Gem.⸗RathHawranek, 
Sie ſprechen in einemfort (Gem.-Rath Hawranek: Wozu bin 
ich denn da?) und ſtören damit. 

Referent (fortfahrend): Die Sache ift, glaube ich, wirklich 
ernſt genug, damit man fordern kann, dafs fie auch ernſt behandelt 
wird. That ſache iſt, daſs die Conſequenz, zu der dieſer Fachmann 
gelangt, bei uns längſt beſteht. Es beſteht längſt bei uns eine 
Inſtitution, welche aus Geſundheitsrückſichten ein Mindeſtmaß von 
Waſſer jedem einzelnen zumiſst, und von dieſem Maße abzugehen, 
glaube ich, wäre aus den ſanitären Intereſſen, infolge der un— 
geheuren Wichtigkeit, welche die Maßregel für die Allgemeinheit 
beſitzt, durchaus nicht räthlich. 

Nun, bezüglich dieſes Quantums mag immerhin eine Ver— 
ſchiedenheit der Anſichten beſtehen, aber eines iſt mir angeſichts 
der Behauptungen des Herrn Gem.-Rathes Roſenſtingl, dajs 
20 1 für den Tagesbedarf, reſpective für den Bedarf per Kopf, 
für die ſogenannten „Bedürfniſſe“ hinreichen ſollten, auffällig, dafs 
nämlich ein ſolches Quantum in keiner Stadt der Welt exiftiert, 
und mir auch kein Schriftſteller oder Fachmann bekannt iſt, welcher 
eine ſolche Behauptung aufgeſtellt hat. Im Gegentheile, es liegt 
hier eine Unzahl von Tabellen vor, welche dem Herrn Redner 
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für dieſen Haushaltungsbedarf zwiſchen 40, 50 und 65! ſchwankt 
Nun, ich weiß es nicht — es iſt ja möglich, ich will da keiner 
Autorität entgegentreten — aber ich glaube, dass dieſes Quantum 
von 20 1 abſolut ungenügend ſein mufs und es wird ſich ja, 
wenn dieſer Vorſchlag zur Annahme gelangt, herausſtellen, dass 
das thatſächlich unmöglich iſt, und wird ſich das folgende Merk— 
würdige ergeben. 

Der Herr Redner ſteht auf dem Standpunkte, dafs jetzt zu viel 
zugemeſſen wird, d. h., daſs das Minimalquantum zu hoch iſt. 
Der Herr Redner vergiſst aber eine Thatſache, die aus Anlaſs 
eines anderen Referates bereits Sache der Erwägungen geweſen 
iſt. Als man nämlich ſeinerzeit die Frage der Nutzwaſſerleitung 
ſtudierte, hat es ſich ergeben, daſs das zugewieſene und ange— 
meldete Waſſerquantum, alſo alles das, wofür thatſächlich Geld in 
die Caſſen der Gemeinde einfließt, gegen jenes, welches der 
Aquäduet hereinbefördert, um 20 Percent zu niedrig iſt, woraus 
hervorgeht, dafs ein Calo in der Leitung — ſei es in der allge— 
meinen oder in den Hausleitungen — ftattfinden muſs und daſs 
dieſes Calo einer näheren Unterſuchung bedarf. Die Sache iſt noch 
nicht aufgeklärt; daher iſt es nicht zuläſſig zu ſagen, dieſes Calo 
findet nur bei dem angemeldeten oder zugewieſenen Haushaltungs— 
bedarfe ſtatt und ich möchte den Herrn Redner nur aufmerkſam 
machen — eine Sache, die er wahrſcheinlich viel beſſer verſteht 
wie ich — dass unter den 12.200 Waſſermeſſern ſich 5000 älteſter 
Conſtruction befinden, welche, wie er ſehr genau weiß, bei längerem 
Laufe nachgeben, d. h. weniger anzeigen, als conſumiert wird. Es 
iſt das ein bedeutendes Quantum, doch nimmt er auf dieſen Um— 
ſtand keine Rückſicht, ſondern bezieht ſich auf eine Tabelle. 

Ich bitte um Entſchuldigung, ich habe vor dieſen Tabellen 
ſehr wenig Reſpect, das ſind einfach Durchſchnittsziffern, welche 
in dem einzelnen Falle richtig ſein können — wenn ſie es ſind, 
iſt es vielleicht ein Glück — im allgemeinen aber gar nichts 
beweiſen. Und daher habe ich vor dieſen Tabellen zum mindeſten 
nicht den Reſpect, dafs ich Schlüſſe, die darauf gebaut werden, 
als richtig zugeben kann. 

Nun, meine Herren! Ich habe bereits früher darauf hinge— 
wieſen, welche bedeutende finanzielle Tragweite die Angelegenheit 
für die Gemeinde hat. In dem Rechnungsabſchluſſe pro 1892 
iſt als Effectiveinnahme aus der Waſſerabgabe ein Betrag von 
1,257.600 fl. in runder Summe eingeſtellt. Sie ſehen alſo, dass 
es nothwendig iſt, die Frage zu regeln, und zwar aus dem Grunde, 
weil heute die Gemeinde mit ihren Gebürenforderungen ſozuſagen 
in der Luft hängt. Sie wiſſen, im § 52 des Statutes heißt es: 
„Auflagen für Gemeindezwecke, Gebüren u. ſ. w. bedürfen der 
Zuſtimmung des Landtages, reſpective der Genehmigung durch ein 
Landesgeſetz.“ Die jetzigen Gebüren, welche thatſächlich eingehoben 
werden, haben eine ſolche Zuſtimmung, eine geſetzliche Sanction nicht. 

Ich will das nicht weiter ausführen, weil hier nicht der 
Ort dazu iſt, aber die Conſequenzen mögen Sie ſich ſelbſt ziehen 
und mögen ſich fragen, was geſchehen ſoll, wenn dieſe Gebüren 
nicht einfließen, in welcher Weiſe die Gemeinde die ein einviertel 
Million hereinbringen wird, und ob nicht doch Bewohner in der 
Stadt dieſen Ausfall werden decken müſſen. Ich will das Ihrer 
Erwägung anheimſtellen. 

Es wurde uns geſagt, dafs eine Beſtimmung in dem Geſetz— 
entwurfe enthalten ſei, wonach die Waſſermeſſer geaicht oder von 
der Gemeinde geprüft ſein müſſen, und das letztere wäre auf das 


auch bekannt find, aus denen hervorgeht, dafs das Mindeſtquantum entſchiedenſte zu perhorreſcieren. Sehen Sie, es iſt das eigen— 
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thümlich. Wir Wiener könnten auf die Waſſermeſſerprobierſtation der 
Stadt Wien ſtolz ſein, denn ſie iſt das erſte Amt, welches ſich mit 
dieſen Mechanismen beſchäftigt hat, welches die Conſtruction dieſer 
Mechanismen mit auf die Höhe hat bringen helfen, auf der ſie 
heute ſtehen, ein Amt, deſſen Forſchungen und Ergebniſſe von 
allen Städten der Welt geſucht und ſtudiert werden und deſſen 
Arbeiten die Vorlage ſind für das Aichamt, welches ſich mit der 
Aichung von Waſſermeſſern bisher nicht beſchäftigt hat, und hier 
wird von unſeren Beamten, von unſerer Probierſtation wie von 
einer Anſtalt geſprochen, welche mit allen Mitteln, die nur zugebote 
ftehen, vernichtet werden mufs. Das iſt ein Unrecht und ich 


behaupte, dass, wenn es wirklich dazu kommt, daſs die Gemeinde 


von dem Aichamt ihre Waſſermeſſer ausſchließlich prüfen laſſen 
mus, dann eine Calamität eintritt. 

Ich will Ihnen das durch einige Worte aus einer Ver— 
ordnung des Handelsminiſteriums wahrſcheinlich machen, ich will 
nicht ſagen, beweiſen. In der Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 5. September 1892 heißt es: Die Einreichung der Waſſer— 
meſſer kann ſtattfinden und werden dieſelben, ſoweit es die der— 
maligen beſchränkten Einrichtungen dieſer Behörde geſtatten, mit 
thunlichſter Beſchleunigung abgefertigt werden, das 
gemeinverſtändlichem Deutſch: es kann geſchehen, dajs die Ge— 
meinde, die jetzt daran iſt, 2600 Waſſermeſſer für die Conſumenten 
zu beſtellen, auf dieſe Waſſermeſſer drei, vielleicht vier Jahre 
warten muss. Nun werden Sie ſagen, das iſt kein Unglück; aber 
die Geſchichte koſtet auch etwas und dieſes Aichungsamt wird 
vielleicht mit der Zeit aus dieſen beſchränkten Einrichtungen 
herauskommen, wenn die Gemeinde recht viele Waſſermeſſer dort 
erproben läſst und die Gebür bezahlt. Ich bitte, ſich die Gebüren 
etwas zu berechnen und Sie werden finden, dafs die Gebür nicht 
fo unbedeutend iſt. Für 25millimetrige Waſſermeſſer — das iſt 
das Durchſchnittsquantum — dürfte die Gebür 3 fl. 25 ½ kr. 
koſten. 

Nun bitte ich, ſich gegenwärtig zu halten: jetzt hat die Ge— 
meinde für ihre 14.000 Häuſer im alten Gebiet circa 12.180 Waſſer⸗ 
meſſer. Nun ſind außer den Häuſern im alten Gebiet 15.000 Häuſer 
im zugewachſenen Gebiet. Wenn ich percentuell die Zahl der Häuſer 
einrechne, in welchen wahrſcheinlich die Waſſereinleitung erfolgen 
wird und Waſſermeſſer aufgeſtellt werden, ſo komme ich zu einer 
Zahl von circa 13.000 Waſſermeſſern. Nun nehmen Sie an, es 
beträgt per Waſſermeſſer die Gebür bloß 2 fl., da haben Sie eine 
Auslage von circa 26.000 fl., welche die Gemeinde erſparen kann, 
wenn es gelingt, das Atteſt der Probierſtation als ausreichend zu 


betrachten. Ich finde, das iſt mehr eine Art von Rechthaberei, zu 


ſagen, dort wird in verläſslicher Weiſe geaicht, von der Probier— 
ſtation aber in nicht verläſslicher Weiſe, obwohl es notoriſch iſt, 
daßs die Erfahrungen der Probierſtation die wiſſenſchaftliche Grund— 
lage für die praktiſche Behandlung der Waſſermeſſer bilden. Nun, 
es iſt uns da auch geſagt worden, und da wurde, wie ich glaube, 
die Gemeinde in unberechtigter Weiſe hart mitgenommen, die Ge— 
meinde uſurpiere Rechte, ſie thut unrecht u. ſ. f. Ich erinnere mich 
bei dieſem Ausſpruche an eine Mittheilung über das Jahr 1848 
und den Reichstag, der damals getagt hat. Es war nämlich dort 
möglich, die verſchiedenſten Laſten abzuwälzen, wenn man erklärt 
hat, alles das zahlt der Staat. Wie man vom Staate gehört hat, 
war jeder bereit, dieſe Zahlungen zuzulaſſen, zu geſtatten. So iſt 
es auch hier. Die Gemeinde! Da liegt nichts dran, die kann alles 
zahlen, das iſt ein fremdes Ding. Ich bin aber nicht dieſer An— 


heißt in 
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ſchauung; die Gemeinde iſt ein Collectivbegriff für uns alle, und 
wenn Sie der Gemeinde irgendwie nahetreten, ſo, glaube ich, ſieht 
das nicht ſchön aus, denn eigentlich treten Sie uns ſelbſt nahe 
und den Bewohnern Wiens. Und wenn man ſagt, die Gemeinde 
thut unrecht, ſo könnte man ſagen: Ihr ſitzt ja in der Gemeinde— 
vertretung. (Rufe links: In der Minorität!) Dieſe Entgegnung 
iſt ſelbſtverſtändlich. Unrecht thut nur die Majorität, nie die 
Minorität, ſo wenig als es beiſpielsweiſe in der Minorität Mame⸗ 
luken gibt, dort herrſcht nur ſtramme Parteidiſciplin; Mameluken 
ſind in der Majorität, wenn ſie zuſammenhält; wenn ſie nicht 
zuſammenhält, wird ſie gelobt. Das ſind Anſchauungen, denen 
man Rechnung tragen muss; die Herren find fie gewöhnt, wir 
auch, deshalb werden wir uns nicht zerſtreiten. 

Dann iſt ein Ausſpruch gethan worden, der, wie ich glaube, 
abſolut unrichtig iſt, nämlich, dafs durch die Vorſchläge der Reiche 
begünſtigt, der Arme bedrückt wird. Ich habe ſchon früher auszu— 
führen mir erlaubt, daſs das unrichtig iſt, dass die Vorſchläge 
geradezu ein Schutz des Armen ſind und der beantragte Modus, 
der bisher 20 Jahre beſteht und über den keine Klage war, auf: 
recht erhalten werden ſoll. 

Die einzige Klage, die erhoben wurde, iſt die über den Mehr⸗ 
verbrauch. Der Mehrverbrauch iſt nämlich als etwas Schreckliches 
hingeftellt worden. In erſter Linie hat man geſagt: der Waſſer⸗ 
preis iſt gerade fürchterlich; aber niemand der Herren hat ſich die 
Mühe genommen, mit dem Bleiſtift in der Hand einmal nachzu- 
weiſen, wie fürchterlich eigentlich dieſe Belaſtung iſt. Nehmen Sie 
eine Familie von vier Köpfen mit einer kleinen Wohnung. Was 
zahlt die an Waſſer? Die vier Köpfe bekommen einen Hektoliter 
zugewieſen. Was koſten 365 hl jährlich? Die koſten 3 fl. Es 
koſtet daher der Hektoliter pro Tag nicht, wie Herr Gem. Rath 
Roſenſtingl berechnet hat, 9% gu, ſondern nur ¼ö , reſpective 
0˙8 kr. und einen Bruchtheil, der nicht zu rechnen iſt. 

Nun frage ich Sie: So ſchaut dieſe fürchterliche Belaſtung 
aus, und deshalb ſo viel Geſchrei! Bei vier Leuten koſtet das 
alle Tage nicht einmal 1 kr. 

Jetzt kommt der Mehrverbrauch. Der iſt natürlich noch viel 
fürchterlicher. Nach den Darſtellungen, die gemacht wurden, könnte 
man meinen, der Mehrverbrauch komme vorwiegend in Bezirken 
vor, wo eine Bevölkerung mit ungünſtigen Vermögensverhältniſſen 
wohne. Die Ausweiſe, welche Sie im ſtatiſtiſchen Jahrbuche leſen 
können, lauten aber folgendermaßen: 

Im J. Bezirke ſind zugewieſen zum normalen Hausbedarfe 
im Winter 28.800, im Sommer 29.400 hl täglich. Der Mehr: 
verbrauch iſt im Winter 6000, im Sommer 6900 hl täglich, das 
macht circa 20, reſpective 23 Percent; und nun frage ich, was 
koſtet das? Das koſtet per Haus — es ſind 1417 Häuſer 
im I. Bezirke — ich mache auch ſo eine Durchſchnittsrechnung 
wie Herr Gem.-Nath Roſenſtingl — 30 fl. mehr im Jahre. 

Wie iſt es nun in einem anderen Bezirke, ſagen wir z. B. 
im V. Bezirke? Da find angemeldet 22.600 hl im Sommer 
und Winter, und Sie ſehen aus dieſer Gleichheit, das der Charakter 
der Bevölkerung ſchon anders iſt. Die Überſchreitung iſt im Winter 
860 hl und im Sommer 930 hl, das macht 358, reſpective 
41 Percent, und die Mehrbelaſtung macht 17, reſpective 18 fl. 
täglich für den ganzen Bezirk, das macht jährlich per Haus 
4 fl. 30 kr.! (Gem.⸗Rath Dr. Lueger: Das beweist ja nur, 
was wir gejagt haben!) Ich bitte, das beweist, daſs die Mehr⸗ 
belaſtung fürchterlich iſt, wenn der Hausherr pro Jahr 4 fl. mehr 
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zahlen mufs! (Rufe links: So vertheilt es ſich nicht!) Ich bitte, 
um die Rechnung zu controlieren, gebe ich Ihnen nochmals die 
Daten: 22.600 hl find angemeldet, 860 hl iſt der Mehrverbrauch. 
Das find 38 Percent, macht pro Tag 17 fl. 20 kr., pro Jahr 
6120 fl. für 1393 Häuſer; alſo per Haus 4 fl. 30 kr. Mehr: 
auslage. 

Nun könnte ich Ihnen aus dem X. Bezirke die gleiche Rech— 
nung anführen; da aber die Daten im ſtatiſtiſchen Jahrbuche 
ohnehin enthalten ſind, kann ſie jeder Herr ſelbſt controlieren. 
Sie finden, daſs der Mehrverbrauch im X. Bezirke per Haus 
3 fl. 30 kr. jährlich ausmacht! 

Es muss alſo die eine Behauptung richtiggeſtellt werden: 
1. dass der Preis des Waſſers ein hoher ſei, und 2. dajs der 
Mehrverbrauch eine koloſſale Ziffer gebe. Das iſt abſolut nicht 
richtig. 

Nun möchte ich auf eine andere Behauptung zurückkommen; es 
iſt uns nämlich in der letzten Sitzung geſagt worden: „da iſt ein 
Haus, wo um ſoviel weniger gebraucht wurde.“ Nun, dieſe That— 
ſache iſt mir auch bekannt; es ſind genug Häuſer, wo das Quantum 
plus dieſer 10% Mehrverbrauch nicht erreicht wird, das iſt aber 
außerordentlich ſchwankend, und bezüglich des einen Beiſpieles 
können wir ein Urtheil nicht fällen, weil wir nicht wiſſen, ob die 
Bewohnerzahl, welche der Bemeſſung zugrunde gelegt wurde, auch 
vorhanden war. Das können wir heute nicht wiſſen, auch iſt es 
ja bekannt, daſs zwiſchen der Bewohnerzahl der Baulichkeiten im 
II., V. und X. Bezirke im Winter und Sommer ein großer 
Unterſchied beſteht. 

Nun möchte ich mir eine Bemerkung bezüglich des Mehr— 
verbrauches erlauben. (Unterbrechung links.) Meine Herren, mich 
werden Sie nicht ermüden, Sie können mich jede Viertelſtunde 
20mal unterbrechen, das iſt mir ganz gleichgiltig; meine Pflicht 
iſt, dafs ich hier ſtehe, Sie machen ſich die Sache nur ſchwerer. 

Dice-Bürgermeifler Dr. Grübl: Ich bitte, den Herrn 
Redner nicht zu unterbrechen. 


Referent (fortfahrend): Die Urſachen des Mehrverbrauches 


.. . . (Neuerliche Unterbrechungen links) . . . . Mir liegt ja nichts 
daran, ich will auch den Herrn Unterbrecher nicht ſtören .... 
(Dr. Lueger: Bitte nur fortzufahren !) . . . Die Urſachen des 
Mehrverbrauches ſind ſo ziemlich bekannt; denn dieſe Mehr— 
verbrauchsfälle ereignen ſich in ſehr großer Anzahl und es iſt eine 
Thatſache, die von ſämmtlichen Herren, welche die Waſſerverwaltung 
der Gemeinde kennen, wird beſtätigt werden, dass in dieſen Fällen 
die Gemeinde mit der größten Coulanz, die denkbar iſt, vorgeht. In 
allen Fällen, wo Rohrgebrechen als Urſache conſtatiert werden, wird 
die Mehrverbrauchsgebür ohneweiters abgeſchrieben. Eine weitere 
Urſache ſind die Cloſetſpülungen. Es iſt eine Eigenthümlichkeit, die 
vielleicht in anderen Städten auch vorkommt, dafs eine beſtehende 
Einrichtung nach gewiſſer Zeit nie nachgeſehen, nie revidiert wird, 
und nothwendige Reparaturen nicht gemacht werden, und ſo kommt 
es, dass die Cloſethähne, welche naturgemäß nach gewiſſer Zeit 
verſagen müſſen, eben nicht mehr ihre Functionen erfüllen und 
da das Cloſet undicht iſt, nicht mehr ſchließt und das Waſſer 
luſtig fortlauft. Nun kommt es vor, dafſs der Eigenthümer oft ſchon 
im Mai auf das Land zieht und erſt im November zurückkommt. 
Während dieſer Zeit iſt fortwährender Waſſerverluſt, und wenn 
er zurückkommt, wundert er ſich über den fürchterlichen Mehrver— 
brauch, der ihm zur Laſt geſchrieben wird. Die Sache iſt ungemein 
einfach. Würde man die Hausleitungen periodiſch revidieren, alſo 
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in Ordnung halten, ſo würden derartige Störungen nicht vor— 
kommen können. 

Dass Bäder im Haufe ſolche Überſchreitungen hervorbringen 
können, iſt erklärlich; aber dieſe Überſchreitung iſt meines Erachtens 
von der Gemeinde nicht in Schutz zu nehmen. Wer ſich dieſen 
Luxus erlaubt, ſoll dafür bezahlen. 

Noch eine Thatſache iſt hervorzuheben, und die beruht im 
weſentlichen auf einer geringen Kenntnis der von der Gemeinde 
erlaſſenen Vorſchriften; das iſt die unrichtige Anmeldung. 

Es wird angemeldet. Nun ſteigt die Bewohnerzahl des Hauſes 
um 6 bis 8 Köpfe. Nun bleibt die Anmeldung unberichtigt ſtehen, 
es vergeht ein Quartal, ein zweites. Jetzt haben Sie die Über: 
ſchreitung, während durch eine einfache Anzeige mittels Corre— 
ſpondenzkarte an das Departement oder Bezirksamt die ganze Sache 
geregelt wäre, indem man ſagt: von heute an ſind z. B. ſechs 
Bewohner mehr, bitte die Sache richtigzuſtellen. Würde das ge— 
ſchehen, ſo würde keine Überſchreitung mehr vorkommen. In der 
Regel kümmert ſich der Hausmeiſter, der meiſtens die Verwaltung 
des Hauſes beſorgt, nicht darum, daher die Unregelmäßigkeit, die 
dann der Gemeinde in die Schuhe geſchoben wird. Das, glaube ich, 
iſt nicht in der Ordnung. Es ſoll darauf geſehen werden, dann 
werden ſolche Klagen gewiss nicht vorkommen. Einer der Herren 
ſagte, es wiſſe niemand in Wien, wieviel das Waſſer koſte; mag 
ſein. Aber eines, meine Herren, habe ich bei der ganzen Argumen— 
tation nicht begriffen. So viel iſt gewiss, der zahlt, der weiß, 
was es ihn koſtet, und es iſt doch nicht intereſſant für ihn, zu 
wiſſen, was es die Gemeinde koſtet, insbeſondere da feſtſteht, dass 
es der Gemeinde mehr koſtet, als er bezahlt. Die Waſſerleitung 
trägt fo wenig Percente vom Anlagecapital, dass jedermann weiß, 
dafs die Gemeinde das Waſſer mit Verluſt hergibt. Es iſt, glaube 
ich, keine dankenswerte Aufgabe, ſich den Kopf darüber zu zerbrechen, 
wie hoch eigentlich die Geſchichte kommt. Dazu möchte ich eine Be— 
merkung machen, die bei der Frage, die zur Löſung kommt, auch 
von Wichtigkeit iſt, eine Bemerkung, welche, wie ich glaube, den 
Herrn Gem.⸗Rath Roſenſtingl veranlaffen wird, der Sache 
noch einmal auf den Leib zu rücken. | 

Er hat uns erklärt, das Waſſer ift eine Ware, jo viel wird 
zugemeſſen, ſo viel wird bezahlt. Nun möchte ich ihn bitten — 
ich bin gegenüber ihm ein Laie — in ſeinen ferneren Ausführungen 
folgenden Aufſchluſs zu geben. Den Unterſchied zwiſchen Pumpen⸗ 
anlage und Gravitationsanlage brauche ich ihm nicht zu erklären. 
Bei der Pumpenanlage brauche ich ſo viel tauſend Hektoliter, die 
laſſe ich ſchöpfen, mehr nicht. Bei der Gravitationsleitung muss 
ich einen Aquäduct bauen, der bei uns 90 km lang iſt, in Zukunft 
aber 100 km lang ſein wird. Das erfordert außerordentliche 
Auslagen. Wenn ich einen Tag weniger Waſſer hineinlaufen laſſe, 
als zur Verzinſung erforderlich iſt, ſo iſt dieſer Tag ein unwieder— 
bringlicher Verluſt für meine Anlage. Daher iſt es nicht richtig, 
wenn man die Sache fo macht, wie Herr Gem.-Rath Roſen— 
ſtingl gemeint hat, es iſt nicht richtig, wenn man in ſolcher 
Weiſe rechnet. Das iſt abſolut unzuläſſig, denn bei einer ſolchen 
Leitung, wie wir fie haben, muss immer berückſichtigt werden, 
daſs wir mit der Anmeldung rechnen müſſen, weil wir ein 
gegebenes Quantum und einen gegebenen Aquäduct haben. Ich 
glaube daher, dajs wir in feinen ſpäteren Ausführungen eine 
Aufklärung hierüber erhalten werden. 

Eines aber, meine Herren, möchte ich Sie bitten: Wenn Sie 
wieder ſagen, das Waſſer iſt eine Ware, und es mußs fo und fo 
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bezahlt werden, wie eine Ware, dann bitte ich Sie, dafür Sorge 
zu tragen, daſs die Leute in Neunkirchen, Gloggnitz und Wiener: 
Neuſtadt keine Kenntnis davon bekommen, denn ſie werden — ſie 
haben ja bewieſen, daſßs fie nicht gerade auf den Kopf gefallen 
ſind — ſo calculieren: das Waſſer iſt eine Ware, d. h. ich kann 
es hergeben und kann es auch nicht hergeben. Ich brauche es nicht 
zu verkaufen, denn Waren brauche ich nicht zu verkaufen, wenn 
ich nicht will. 

Wie ſteht es aber dann mit dem § 16 des Reichswaſſergeſetzes, 
wo es heißt, Ortſchaften und Gemeinden, deren Waſſerbedarf nicht 
gedeckt iſt, haben nach Maßgabe dieſes Bedarfes gegen angemeſſene 
Schadloshaltung das Recht auf Enteignung. Das läſst ſich nicht 
vereinigen. Ich kann nicht jemanden expropriieren, weil ich ein 
paar Stiefel brauche. Das iſt kein ſolcher Bedarf. (Widerſpruch 
links.) Ich mußs ſehr bitten: ſobald Sie davon reden, daſs das 
Waſſer eine Ware ſei, mus der Anſpruch auf Enteignung fallen, 
das iſt eine nothwendige Conſequenz. Und wenn es eine Ware iſt, 
entſcheidet nicht der Bedarf, ſondern nur die Nachfrage, und dann 
verlieren Sie den Rechtsboden für die ganze Waſſerverſorgung und 
können überhaupt nicht daran denken, dieſelbe zu ergänzen. Darum 
glaube ich, daßs derartige Ausſprüche nicht zu rechtfertigen ſind. 

Ich möchte aber noch eine Conſequenz daraus ziehen. Wenn 
das Waſſer eine Ware iſt, ſo kann ich den Preis anſetzen, wie ich 
will, und kann ſie verkaufen, wem ich will und wann ich will. Dann 
kann ich ſie aber auch unter Umſtänden jemandem, der nicht 
bezahlen kann, nicht verkaufen. Nun frage ich: iſt das demokratiſch? 
iſt das möglich? Mußſs ich nicht vielmehr auch dem, der das Waſſer 


nicht bezahlen kann, das Waſſer geben? Das widerſpricht wieder 


dem Begriff der Ware. Ich möchte meinen, dafs die Anſchauung, 
die in dieſem Worte ſich äußert, direct gegen das Intereſſe des 
ſchwächeren Theiles der Bevölkerung gerichtet iſt. (Widerſpruch.) 
Ich bitte, das Waſſer lässt ſich mit dem Begriff der Ware abſolut 
nicht vereinigen, und wenn Sie den Boden der Verpflichtung der Ge— 
meinde als Sanitätsbehörde verlaſſen, jo kommen Sie zu Con— 
ſequenzen, welche überhaupt die ganze Frage unlösbar machen. 

Dass, meine Herren, einer der Herren, ein Herr Gemeinde— 
rath aus dem VII. Bezirke, ſich ſoweit verſtiegen hat (Gem.-Nath 
Weitmann: Ich war es!), uns Folgendes zu ſagen, finde ich 
unbegreiflich: „Ein Badhausbeſitzer — denken Sie ſich die Un— 
gerechtigkeit — mufs feinen Bedarf anmelden; jetzt regnet es den 
ganzen Sommer und nun kommt die Gemeinde und iſt fo nieder— 
trächtig und verlangt für den angemeldeten Bedarf das Geld. Das 
iſt der Gipfel der Ungerechtigkeit!“ Das kann ich nicht ver— 
ſtehen! Der Herr Gemeinderath iſt Kaufmann. Wenn er nun 
einen Lieferungsvertrag auf irgendeinen Gegenſtand abſchließt, 
der ihm in Abſtänden, ſagen wir, alle Monate geliefert werden 
muss, und er braucht ihn dann nicht, und der Lieferant verlangt 
das Geld, wird er dann ſagen können: ich kann ihn nicht 
brauchen? Das iſt nicht möglich. (Gem.-Rath Weitmann: Das 
iſt ein weit hergeholtes Beiſpiel!) Die Gemeinde muf3 das Waſſer 
zur Zeit liefern, nun braucht es der Mann, der es angemeldet 
hat, nicht, und weil die Gemeinde den unbegreiflichen Entſchluſs 
zeigt, Geld zu verlangen, ſo iſt das eine Ungerechtigkeit und wird 
uns dann als Beweis hingeſtellt, daſßs die Gemeinde ſchwindelt. 
Da, meine Herren, hört ſich alles auf! Da kann man überhaupt 
nicht mehr ſtreiten! Die Gemeinde weiß auch nicht, ob es im 
Sommer regnen wird oder ob ſie Waſſer haben wird oder nicht. 
Sie muss ja das Verhältnis eingehen und ihre Verpflichtungen 
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erfüllen. Vom geſchäftlichen Standpunkte iſt die Anſchauung des 
Herrn Redners entſchieden nicht zu verfechten. 

Nun möchte ich ganz kurz, um den Rednern nach mir die 
Beantwortung meiner Einwürfe zu ermöglichen, noch Folgendes 
über die Anträge des Herrn Dr. Lueger ſagen. In den Anträgen 
des Herrn Dr. Lueger wird uns Verſchiedenes empfohlen: 

Erſtens: „Die Gebür iſt nur nach dem wirklichen Waſſer— 
verbrauche zu entrichten.“ Das iſt das Einzige, was als Gegen: 
Antrag gegen die Anträge des Entwurfes angesehen werden kann. 
Das iſt eine Principienfrage und in letzter Linie ſpitzt ſie ſich dahin 
zu: Gibt es eine Waſſerverſorgung unter Berückſichtigung der 
ſanitären Verhältniſſe oder nicht. Wenn Sie dieſen Antrag annehmen, 
dann verlaſſen Sie den bisherigen Boden, von dem aus Sie die 
ganze bisherige Waſſerverſorgung geregelt haben, und machen das 
Waſſer wirklich zur Ware, und ziehen alle Conſequenzen, die meines 
Erachtens wirklich gefährlich ſind, und die ich bereits in kurzen 
Worten berührt habe. 

Zweitens: „Die Gebür iſt verſchieden zu bemeſſen, je nach— 
dem das Waſſer für den perſönlichen Bedarf oder für andere 
Zwecke verwendet wird.“ Nun bitte ich den Entwurf durchzuſehen, 
da werden Sie im Punkte 1 finden, dafs die Gebür verſchieden 
bemeſſen iſt für den perſönlichen Bedarf, reſpective Hausbedarf und 
für den induſtriellen Bedarf oder für den über den perſönlichen 
Bedarf hinausgehenden Bedarf. Es iſt alſo dieſes Verlangen erfüllt. 

Punkt 3: „Die Gemeinde hat das Recht, jenes Quantum 
feſtzuſetzen, welches für den perſönlichen Bedarf eines ſtändigen 
Einwohners zum Trinken, Kochen und Waſchen zugewieſen wird.“ 

Dieſer Antrag iſt ganz und gar überflüſſig. 

Im 8 38 des Statutes — wenn ich nicht irre — Zahl 6 
oder 8 heißt es, die Gemeinde iſt die Sanitätsbehörde, ſoweit 
nach dem Sanitätsgeſetze §S 3 die Kompetenz umſchrieben iſt. Die 
Gemeinde hat ein Recht, das kann ihr alſo der Gemeinderath durch 
Beſchluſs weder geben noch nehmen. Dieſer Antrag iſt alſo ganz 
überflüſſig; um das zu erkennen, iſt es nicht nothwendig, das 
Referat einer nochmaligen Berathung zu unterziehen. Nun kommt 
Punkt 4: „Das nach Punkt 3 zu bemeſſende Quantum dient als 
Grundlage für die Berechnung der zu bezahlenden Gebür, wenn 
der Waſſermeſſer unrichtig iſt, oder aus anderen Gründen ein 
Mehrverbrauch ſich zeigt, ſowie zur Berechnung des Mehrver— 
brauches.“ Nun, Sie ſehen, da wird das Verbrauchsminimum 
theoretiſch zugelaſſen, aber nicht für die Bezahlung, ſondern aus 
Rechnungszwecken. In dem Punkte 5 heißt es: „Die Gebür für 
den Mehrverbrauch iſt höher zu bemeſſen, als für den Normal— 
bedarf.“ Das finden Sie auch factiſch im Entwurfe vorgeſchlagen. 
Punkt 6 ſagt: „Die Abrechnung mit dem Hauseigenthümer hat 
jährlich zu erfolgen.“ Bei dieſem Antrage iſt, glaube ich, auf eine 
in einer Petition des Hausherrenvereines geäußerte Meinung Rück⸗ 
ſicht genommen worden. Nun finde ich in der Vorlage des Land— 
tages eine Petition vom 10. December 1890 von Hausbeſitzer⸗ 
vereinen von Wien an den hohen Landtag, welche im Punkte d 
folgendermaßen lautet: „Die Ableſung des verbrauchten Quantums 
beim Waſſermeſſer ſoll allmonatlich — analog wie beim Gas— 
meſſer — vollzogen und in derſelben Weiſe berechnet werden.“ 
Nun, ich weiß nicht, ob wirklich dieſe Anderung der Anſchauung 
bei den Hauseigenthümern eingetreten iſt; damals wurde in der 
Petition der Vereine an den Landtag monatliche Abrechnung und 
monatliche Bezahlung verlangt. 
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In der Sache ſelbſt hoffe ich noch einmal zum Worte zu 
kommen. Ich möchte Sie bitten, die von mir ganz kurz ſkizzierten 
Darſtellungen und Einwände zu prüfen und denſelben in Ihren 
weiteren Ausführungen einer wohlwollenden Behandlung zu unter— 
ziehen, um einen Beſchluſs zu ermöglichen, welcher im Intereſſe 
der Allgemeinheit und insbeſondere der finanziellen Lage der 
Gemeinde gelegen iſt. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem.⸗Nath Mareſch: Meine ſehr geehrten Herren! Trotz 
der ausgezeichneten Ausführungen des Herrn Vice-Bürgermeiſters bin 
ich doch verpflichtet, mich folgendermaßen auszuſprechen. Als Comite- 
mitglied des Hausbeſitzervereines im XVI. Bezirke ſei es mir 
geſtattet, im Intereſſe ſämmtlicher Hausbeſitzer gegen dieſe dem 
geſammten Realbeſitze nachtheilige Vorlage bezüglich des Waſſer— 
bezuges Folgendes zu erwähnen: 

1. Es ſollen überall gut functionierende, vom k. k. Aichamte 
geprüfte Waſſermeſſer von der Commune beigeſtellt werden. 

2. Es hat der Hausbeſitzer, reſpective der Conſument, nur 
jenes Quantum zu bezahlen, welches er conſumiert oder nach dem 
Waſſermeſſer bezogen hat. 

3. Die Commune möge jene Waſſermeſſer um den Anfchaffungs- 
preis an den Conſumenten überlaſſen und hat der letztere dann 
auf ſeine eigenen Koſten denſelben fortwährend in gutem Zuſtande 
zu erhalten. 

4. Monatliche Erhebung, jährliche Abrechnung des ver— 
brauchten Waſſerquantums und Eintheilung der Zahlung in die 
üblichen /¼ jährigen Kalenderquartale. 

5. Bin ich abſichtlich der Frage bezüglich der Execution aus— 
gewichen, weil es einem jeden von den Herren bekannt ſein wird, 
dafs wir auch unter den Hausbeſitzern Leute haben, gegen die 
man kein anderes Mittel anwenden kann. 

Schließlich erkläre ich, daßs ich mich dem Antrage des Herrn 
Dr. Lueger anſchließe. (Bravo! Bravo! links.) 

Gem.⸗RNath Dr. Nechansky: Im Vordergrunde der Debatte 
über die Vorlage ſteht der Gedanke, dafs Waſſer nur ſoviel gezahlt 
werden ſoll, als genommen wird. Ich erinnere mich aus der Zeit, 
als ich noch nicht die Ehre hatte, dieſer Körperſchaft als Mitglied 
anzugehören, dass ich dieſen Gedanken damals auch ſchon gehört 
und geleſen und mir immer dabei gedacht habe, dus könnte möglich 
ſein; warum ſoll man denn nicht nur dasjenige Waſſer zahlen, 
welches man genommen hat? Nun allerdings habe ich im Laufe 
der Zeit die Erfahrung gemacht, dafs ſich ein Gegenſtand anders 
geſtaltet, wenn man ihn nur ſo äußerlich nach ſeiner populären 
Seite betrachtet, als wenn man ihm ſchärfer ins Geſicht ſieht. 
Wenn man ihm ſchärfer ins Geſicht ſieht, ſo wird man zu dem 
Schluſſe kommen müſſen, daſs eine Anderung in dem Einhebungs⸗ 
modus von einer ſehr bedenklichen Folge für die Finanzen der 
Commune ſein muſs. Das iſt ſchließlich derjenige Geſichtspunkt, 
auf welchen wir uns alle ſtellen müſſen: Welche Wirkung hat es 
für die Communalwirtſchaft? Nicht daſs wir uns auf den Stand— 
punkt irgendeiner Wählerclaſſe ſtellen, ſei es der Wähler aus dem 
erſten, ſei es der Wähler aus dem zweiten, ſei es der Wähler aus 
dem dritten Wahlkörper. Wir haben uns auf den Standpunkt der 
Communität zu ſtellen und haben uns zu fragen: Was iſt der 
Communalwirtſchaft, welche wir zu führen und zu vertreten haben, 
am nützlichſten? Nun, meine Herren! Ich denke, bei dem Budget, 
welches in den künftigen Wochen den Gegenſtand der Berathung 
in dieſem Saale bilden wird, bei den hohen Erforderniſſen für 
die Commune kann es keinem von uns ernſtlich einfallen, eine 
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Maßregel zu wollen, welche die Einnahme der Commune wahr— 
ſcheinlicherweiſe herabſetzt .. . . (Rufe links: Das wollen wir auch 
nicht!) . . . Das müfste aber eben die Folge fein; wenn Sie das 
eine wollen, ſo wollen Sie auch das andere! 

Es iſt ja nicht zu verkennen — und das mußs jeder, der 
das Budget nur einmal studiert hat, ſelbſt herausgefunden haben — 
daſs das in der Waſſerleitung inveſtierte Capital ſich gar nicht 
gehörig verzinst. (Widerſpruch links.) Ich bitte, obzwar wir einen 
ſehr geſunkenen Zinsfuß haben, fo iſt doch gewiss ein Zinsfuß 
von nicht einmal 3 ¼ Percent kein Zinsfuß, welcher als ein ent— 
ſprechender für ein ſolches Unternehmen gelten kann, am aller— 
wenigſten aber, wenn man dagegenhält, was wir für unſere 
Communalſchulden an Zinſen zahlen müſſen. Dann ſtellt ſich die 
Differenz umſo klarer dar. Während wir 5 oder mehr Percent 
zahlen müſſen — ich weiß nicht, ich habe gehört, ſogar 6 Percent, 
aus dem ganzen Waſſerleitungsunternehmen nur 3˙3 Percent circa, 
vielleicht jetzt ſchon weniger. Das iſt eine ungeſunde Wirtſchaft. 
(Gelächter links und Rufe: Das ſagen wir auch!) Aus dem 
Waſſerleitungsunternehmen ſoll ſoviel gezogen werden, als die 
Sache koſtet, es ſoll der bürgerliche Zins daraus gezogen werden, 
und wenn wir das nicht beim Waſſer erreichen, dann mögen wir 
uns nur hüten, irgendeine andere Unternehmung ins Werk zu ſetzen. 

Gerade die Herren von dieſer (linken) Seite ſind ſo lebhaft 
dafür, daſs wir die Einnahmen der Gemeinde heben, und zwar 
dadurch, daſs wir gewinnbringende Unternehmungen creieren, fo 
da ſind: Aſſecuranzanſtalt, eine Hypothekenanſtalt, eine Gasanſtalt, 
und wenn Sie dieſe Unternehmungen dann ſo behandeln werden, 
wie Sie die Waſſerleitung im gegebenen Augenblicke behandeln, 
dann gute Nacht Communalverwaltung! Dann werden die Haus— 
herren, die Wirte, dann werden die Gewerbsleute kommen und 
werden billiges Gas wollen, und um den Wählern der betreffen den 
Claſſe ein Präſent zu machen und ſie bei guter Laune zu erhalten, 
werden die einen oder die anderen dafür eintreten und werden 
ſagen: Ja, das iſt wahr, dem muſßs man einen Nachlass geben 
und dem muſss man einen Nachlass geben u. ſ. w. Bei der 
Aſſecuranzanſtalt wird es gewiss ebenſo fein. Es wird immer ge— 
ſprochen: Eine Aſſecuranzanſtalt! Wir können ja gar nicht daran 
denken, ohne dass wir vorher die Zuſicherung haben, daj3 uns ein 
Monopol eingeräumt wird. Und wenn wir auch dieſes Monopol 
haben, dann werden die Hausherren mit ihren Intereſſen kommen, 
wie ſie jetzt in der Frage der Waſſerleitung kommen, und werden 
verlangen, daſs die Commune aus dieſer ganzen Unternehmung 
keinen Gewinn haben und daſs die Prämie heruntergeſetzt werden 
ſoll, gerade ſo wie es jetzt beim Waſſer verlangt wird. 

Es iſt ja geradezu unglaublich, wenn einer jemals das 
Specialbudget über Waſſerleitungen angeſehen hat, davon zu reden, 
daſs die Commune ein wucheriſches Geſchäft treibe; mir Kingt 
dieſes Wort im Ohr; ich glaube, einer der Herren hat es aus— 
geſprochen. Ein wucheriſches Geſchäft in einem Falle, wo ſich die 
inveſtierten 26 Millionen mühſam mit 3˙3 Percent verzinſen! Da 
kann man doch nicht von einem wucheriſchen Preiſe des Waſſers 
reden (Gem.⸗Rath Strobach: Das iſt unrichtig!), wo das 
Waſſer nicht einmal einen Kreuzer per Hektoliter koſtet. Das iſt 
doch kein Preis für ein ſo vorzügliches Hochquellenwaſſer, wie wir 
es in Wien haben — ein Waſſer, wie es in keiner anderen Stadt 
zu finden iſt, und ein Waſſer, welches eben mit großen Koſten 
nach Wien geleitet worden iſt. 
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Wenn man einen anderen Modus einführt, jo iſt es die noth- 
wendige Conſequenz, und auf dieſe nothwendige Conſequenz iſt 
allerdings einer der Herren Vorredner, Herr College Roſenſtingl, 
auch logiſcherweiſe gekommen: dann muss man den Preis des 
Waſſers erhöhen. Und dann kommen die Hausherren zu demſelben 
Reſultat, bei welchem ſie jetzt ſtehen; dann werden ſie gerade ſoviel 
zahlen müſſen, als jetzt, und es wird ſich ein Effect herausſtellen, 
welchen der Herr Referent ſchon in gehöriger Weiſe beleuchtet hat: 
es wird dann der Kampf kommen zwiſchen Mietpartei und Haus— 
herrn; das iſt ganz unausbleiblich. Es iſt dort ſchon geſchehen, wo 
die Regelung der Verhältniſſe ſo iſt, wie ſie die Herren wünſchen, 
und es wird ſicherlich auch bei uns geſchehen. Dann iſt es in das 


Mietparteien und den Wünſchen der. Hausherren auf die Tages— 
ordnung geſtellt werden. Das können wir nicht anſtreben, das 
können wir nicht begünſtigen. (Gem.-Rath Hawranek ruft: 
Iſt ſchon gut!) 

Ich glaube wohl, daſs dem Herrn Collegen Hawranek 
nicht ein Urtheil darüber zuſteht, wann ich meine Rede zu ſchließen 
habe, und ich bitte ihn daher, ſolche Zwiſchenrufe zu unterlaſſen. 
Ich habe bei ſeinen Reden auch noch niemals ſolche Zwiſchen— 
rufe gemacht. 

Die merkwürdige Erſcheinung, welche ich mit meinen wenigen 
Worten beleuchten wollte, daſs die Herren einerſeits die Einnahmen 
der Commune heben wollen, andererſeits, um irgendwelchen 
Wählerclaſſen ſich galant zu zeigen, wieder die Intereſſen dieſer 
Herren in den Vordergrund ſtellen, dieſes ganze Beſtreben, die 
communalen Einnahmen immer herunterzudrücken, zeigt ſich auch 
in der Frage der Aichung der Waſſermeſſer. Ich weiß eigentlich 
nicht, warum darauf ein ſolches Gewicht gelegt wird. 

Es iſt doch eine vorwiegend techniſche Frage, es handelt ſich 
doch darum: ſind ſolche Einrichtungen vorhanden, um die Richtigkeit 
der Waſſermeſſer möglichſt feſtſtellen zu können? Und dort, wo 
dieſe Einrichtungen vorhanden ſind, iſt auch die Erwartung eine 
größere, daſs die Prüfung dieſer Waſſermeſſer eine richtigere fein 
wird? Können wir nun erwarten, daßs dies bei den kaiſerlichen 
Aichämtern der Fall iſt? Nein, das hat ein in dieſer Sache 
erfahrener College, Gem.-Rath Roſenſtingl, ſelbſt zugeſtanden. 

Warum ſoll alſo nicht bei unſeren Probierſtationen probiert 
werden, wenn wir dabei Geld erſparen und die Möglichkeit haben, 
infolge befferer techniſcher Einrichtungen die Prüfung auch ſicherer 
zu machen? Ich glaube alſo, das iſt graue Theorie! Sollen 
wir die Anſtalten der Gemeinde ſelbſt herabſetzen? Man ſagt auch 
noch: Ja, die Commune kann nicht ſelbſt darüber entſcheiden; 
aber entſcheidet nicht auch der Staat in ſeinen Angelegenheiten, 
wenn er Unternehmer iſt? Wenn der Staat das Waſſer liefern 
würde, könnte er das Waſſer auch nicht wo anders probieren 
laſſen als im Aichamte, alſo wieder bei einer Staatsbehörde — 
eine Behörde bei der anderen. Fällt es da jemanden ein, zu ſagen: 
Das geht nicht, der Staat kann das nicht bei einer ſtaatlichen 
Behörde prüfen laſſen, wir müſſen einen dritten Unparteiiſchen 
ſuchen? Ich denke, wir ſollten der Unparteilichkeit unſerer Beamten 
ſo viel zutrauen — und ſchließlich eine Behörde bleibt der 
Magiſtrat immer — daſs wir danach ſtreben ſollen, dafs die 
Aichung bei unſeren Probierſtationen vorgenommen und uns da— 
durch die Möglichkeit gegeben werde, etwas zu erſparen, abgeſehen 


davon, das die Aichung der Waſſermeſſer hier in raſcherer Weiſe 
vorgenommen werden kann, als beim Aichamte. 

Einen Irrthum, der ſich ſchon in verſchiedenen Reden aus— 
gedrückt hat, kann ich auch nicht vollſtändig übergehen, denn er 
ſcheint mir von Wichtigkeit zu ſein. Es wird gerne darauf hin— 
gewieſen, das Waſſer ſei eine Ware und es müſſe daher ſo be— 
handelt werden wie andere Waren ich kaufe mir nur ſoviel, als 
ich brauche, und zahle auch nur ſoviel, als ich brauche. 

Trotzdem dieſe Vorſtellung in der Debatte zum Ausdrucke 
gebracht wurde, hat ſich doch ſchon viel früher eingebürgert das 
Wort: Waſſergebür, und ich glaube, daßs hiedurch allerdings 


f f 3 unbewuſfst, aber richtig der Gebüren-Charakter dieſer Zahlung 
Belieben des einzelnen Hausherrn geſtellt, wieviel er braucht, dann 


wird er ſchon den Weg finden, um irgend ein Erſparnis zu machen, 
und es wird der beſtändige Kampf zwiſchen den Bedürfniſſen der 


ausgedrückt wird. Es iſt aber das Waſſer nicht eine bloße 
Ware, und da iſt Herr Gem.-Rath Roſenſtingl im Irrthume, 
es iſt nicht reine Ware, weil es geliefert werden muss; es iſt 
durch Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes conſtatiert worden, 
dafs die Commune verpflichtet iſt, das Waſſer den Hausherren zu 


liefern, und dafs die Commune nicht auf dem Standpunkte ſtehen 


kann, wie jeder andere Kaufmann: ich verkaufe dir meine Ware 
nicht, wenn du nicht pünktlich zahlſt; ich kündige dir den Credit, 
oder etwa ähnliche Verhältniſſe, wie ſie ſich im freien Verkehre, im 
Handel von einem zum anderen ergeben. In dieſer Lage iſt die 
Commune nicht, ſie muſs das Waſſer in die Häuſer einleiten und 
iſt berechtigt, dafür eine Gebür einzuheben, und dieſe Gebür iſt 
gegründet auf einen gewiſſen Fuß, wie es immer in Steuer- und 
Gebürenſachen vorkommt, und dieſer Gebürenfuß iſt 25 1 per 
Kopf. Daher iſt es falſch, wenn immer geſagt wird: ich zahle 
etwas, was ich nicht brauche. Das iſt die Form der Umlage: Du 
Hausbeſitzer haſt 25 1 per Kopf zu zahlen. Das iſt gleichſam die 
Taxe, und was du mehr brauchſt, das iſt der wahre Preis des 
Waſſers. Weil dieſe Gebür eingeführt worden iſt und die Be— 
zahlung in Gebürenform gebracht worden iſt, hat man wieder den 
Preis des Liters unter den Geſtehungspreis fixiert. Das iſt nicht 
zu bergeſſen. 

Wie geſagt, wenn Sie ſich auf den Standpunkt ſtellen, ich 
zahle nur das, was ich brauche, dann müſſen wir ſagen: dann 
zahle uns, was uns der Liter koſtet. 

Das iſt bei der Gebür nicht der Fall. Die Gebür iſt unter 
den Geſtehungskoſten. Das wird nicht geſagt. Ich bitte, mir den 
Gegenbeweis zu erbringen. (Widerſpruch links.) Das iſt ja nicht 
richtig. Es iſt doch vom Collegen Roſenſtingl ganz richtig 
nachgewieſen worden, dafs der Geſtehungspreis 3 Heller, 1½ Kreuzer 
beträgt und wir verkaufen den Liter um 1 Kreuzer. Alſo das iſt 
gar keine Frage, dass der Preis von 2 fl. 50 kr. per Hektoliter 
unter dem Geſtehungspreis iſt, und einen Gegenbeweis zu erbringen, 
wird niemand gelingen. (Widerſpruch links.) 

Auf dieſen Umſtand wollte ich beſonders noch aufmerkſam 
machen, weil insbeſondere bei dieſer Frage die finanzielle Seite 
ins Auge zu faſſen iſt. Daher möchte ich die Herren warnen, auf 
irgendeine Abänderung des ſeit 20 Jahren eingebürgerten be— 
ſtehenden Uſus einzugehen. 

Es ſind die finanziellen Verhältniſſe der Commune ſolche, 
dajs wir jedenfalls nicht einen Schritt unternehmen dürfen, welcher 


die Gefahr hat, die Einnahmen auch nur um einen geringen 


Betrag zu vermindern, und weil dieſe Gefahr beſtehen würde, wenn 
in dieſen Grundſätzen eine Abänderung eintreten würde, weil wir 
dann wieder auf ein Verſuchsfeld hinausgeführt würden, ſo empfehle 


8 


ich den Herren, im Principe den Anträgen des Stadtrathes zu— 
zuſtimmen. (Beifall rechts.) 

Gem. Nath Sebaſtian Grünbeck: Hochgeehrte Herren! 
Wir ſtehen hier vor einer Reform. Worin beſteht aber eigentlich 
die ganze Reform? In nichts anderem, als in einer neuen Be— 
laſtung, aber nicht, wie von der drübigen Seite behauptet wird, 
in einer Belaſtung der reicheren, ſondern der ärmeren Schichten, 
der armen Hausherren und der armen Bewohner. (Widerſpruch 
rechts.) Das können Sie nicht leugnen, wenn Sie es auch be— 
ſchönigen. (Neuerlicher Widerſpruch.) 

Das eine ſteht feſt: Wäre es eine Erleichterung für die 
ärmere Bevölkerung und eine Erleichterung für die kleinen Haus— 
beſitzer, ſo würden Sie, ich weiß es beſtimmt, dagegen ſtimmen. 


jetzt ſo. Wenn Sie es auch leugnen, hundert von Thatſachen be— 
weiſen, daſs Sie immer die kleineren Beſitzer belaſten, während 
Sie für die Reichen eintreten. Warum? Sonſt wären Sie ja 
keine liberale Partei. Die Erhöhung iſt eine ganz natürliche, Sie 
können es nicht wegleugnen. Bisher zahlt man 3 fl., für die Zukunft 
verlangt man mittels eines Geſetzes 4 fl. Aber ſchon im Jahre 1894 
oder 1895 werden alle 4 fl. zahlen müſſen. Deſſen bin ich ſicher. 


Man ſpricht von uns immer fo, als wenn wir das ganze hinweg 


fegen wollten, als wenn wir wollten, daſs für das Waſſer überhaupt 
nichts gezahlt werden ſoll. Das iſt nicht richtig. Wir treten 
dafür ein, daſs das, was verbraucht wird, bezahlt werden ſoll. 
Wenn einer mehr braucht, ſoll er mehr zahlen. Wir verlangen 
einfach, was in einem conſtitutionellen Staate ſein ſoll: Ge— 
rechtigkeit! 

Ich weiß nicht, was Sie darin Hartes finden, oder dafs Sie 


etwas, was nicht richtig iſt. Die jährliche Abrechnung hat etwas 
für ſich. Es wird geſagt, die jährliche Abrechnung iſt unnöthig 
und unrichtig, die vierteljährliche viel beſſer. In dem einen oder 
anderen Quartal wird in einem Haus mehr gebraucht. Wird das 
aber in den anderen Quartalen ausgeglichen, ſo wird das ganze 
richtige Maß ohne Überſchreitung herauskommen. Man ſagt auch, 
und insbeſondere Herr Dr. Nechansky hat es geſagt, wir 
ſeien gegen alle Inſtitute. Nun, wir ſind doch für das Gas in 
eigener Regie. Auch die Sparcaſſen, die wir in den ehemaligen 
Vororten gegründet haben, ſind den Herren ein Dorn im Auge, 
weil ſie nicht dafür eine Bank haben. Wir wollen Inſtitute. Ich 
bin aber der Anſicht, daſs die Commune dabei nicht daraufzahlen 
ſoll, die Inſtitute ſollen ſich ſelbſt erhalten. Da iſt ja auch ein 
Antrag von mir wegen Errichtung einer Pfandleihanſtalt. Warum 
brauchen Sie ſo lange? Wiſſen Sie, was die Pfandleihanſtalt der 
Commune in Paris trägt? Sie trägt ihr zu Gunſten des Armen— 
fondes jährlich 1 Million Francs. Warum ſchaffen Sie eine ſolche 
Anſtalt nicht? 

Das Erträgnis dieſer Erhöhung von 3 auf 4 fl. fließt wohl 
in den Steuerſäckel, aber wir werden leider nicht viel davon ſehen; 
es wird nur dazu dienen, das Deficit, das immer vor dem Thore 
iſt, zu mildern. Und was werden wir das nächſte oder zweit— 
nächſte Jahr davon haben? Jetzt die Erhöhung des Waſſers, und 
nächſtes Jahr wird die Erhöhung der Zinskreuzer unausbleiblich 
ſein, wenn es auch beſtritten wird. Jetzt ſucht man Erhöhungen 
herauszubringen, wo es möglich iſt, und dann kommt ſelbſtver— 
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ſtändlich der Zinskreuzer daran. Da wird man aber vielleicht 
gleich einen größeren Sprung machen, und nicht um einen, ſondern 
wahrſcheinlich gleich um 2 kr. in die Höhe gehen, damit ſich's 
auszahlt. Denn wenn man jedem eine Bürde auferlegt, ſo thut 
man's gleich ordentlich. Ob hunderte oder tauſende Exiſtenzen zu— 
grunde gehen, iſt Ihnen ja gleichgiltig. Das iſt ja die Grund— 
lage des Großcapitales, und Sie ſind, wie wir ja geſehen haben, 
die, Schützer desſelben. Sie ſagen, dass Sie ein beſonderes Recht 
auf Erhöhung der Waſſerbezugsgebüren haben; das iſt nicht richtig. 
Ich war in der Gemeindevertretung von Hernals; wir haben der 
Commune 30.000 fl. jährlich für die Auslaufbrunnen gezahlt, 


denn wir haben Gott ſei Dank, etliche 60 Auslaufbrunnen gehabt. 
Wir haben das aber nicht auf jeden einzelnen aufgetheilt, ſondern 
(Unruhe und Widerſpruch rechts. — Zuſtimmung links.) Sie find | 
immer da, wenn es gilt, den Reichen zu entlaſten und den Armeren 
zu belaſten. Das haben Sie zur Genüge bewieſen, und es iſt auch 


in dem neuen Zinskreuzer bezahlt. Wir hatten nicht einen Extra— 
waſſerkreuzer. Sie reden immer, wenn Ihr Waſſer haben wollt, 
müſst Ihr es auch zahlen, Sie vergeſſen aber ganz darauf, dafs 
Sie die rieſigen Einnahmen durch die Erhöhung der Verzehrungs— 
ſteuer herbeigeführt haben, und dafs Sie gewifs das doppelte an 
Verzehrungsſteuer einnehmen. Man weiß nur immer recht dem 
Volke vorzurechnen, ſo recht das Ding hinaufzuſchrauben, aber der 
wahren Verpflichtung iſt ſich niemand bewusst, und darum iſt 
jede Erhöhung, die Sie bringen, eine ungerechte. Der Vertheilungs— 
modus iſt ungerecht. Warum ſoll man nicht, wie bei jedem 
anderen, nur für das zahlen, was man wirklich braucht? Aber 
davon wird ganz abgeſehen. Es iſt leider hier ſchon fo, daſs man, 
wenn man für irgend eine Minderbelaſtung ſpricht, angefeindet 
wird, und da heißt es: Ihr ſprecht nur für Eure eigene Wählerclaſſe. 

Meine Herren! Wir ſprechen für alle drei Wählerclaſſen: 
nur Sie vergeſſen ſich oft und ſprechen für eine Wählerclaſſe, die 
Sie ganz beſonders intereſſiert, und wenn Sie es auch nicht ſagen 


f 1 ur und es verſchwiegen halten, jo handeln Sie darnach! Das eine 
ſagen können, wir verſtehen die drübere Partei nicht, die verlangen 


freut mich nur, dass der Referent ſelber zugegeben hat, es iſt nichts 
anderes als eine neue Laſt. Das iſt richtig. Darin ſind die Herren 
wunderbar ſchnell. Es gefällt den Herren, wenn fie jo recht hinauf— 
dividieren können. Wenn Sie ſo recht — verzeihen Sie mir ſchon 
den Ausdruck — ſo recht juriſtiſch, ſo recht advocatiſch geſchwinde 
Expensnoten ſchreiben, auch das iſt nichts anderes als Expensnoten 
für die Bevölkerung. Das haben die Herren ſchon in der Übung 
und ſchreiben Expensnoten. (Rufe rechts: Dr. Lueger!) 


Meine Herren, den Herrn Dr. Lueger geht das ja gar 
nicht an, der kommt ja gar nicht in die Lage, ſolche Expensnoten 
zu ſchreiben. Eines aber, meine Herren, möchte ich noch betreffs 
der Quantität der Zuweiſung des Waſſers bemerken. Es hat 20, 
251 geheißen, ſehen Sie, das iſt mir ein biſschen aufgefallen; ich 
bin leider, ſeitdem ich hier bin — draußen war ich es nicht — 
ich ſage es aufrichtig, peſſimiſtiſch geworden, und ſo oft etwas 
durch die Blume geſprochen wird, ſo fürchte ich mich ſchon davor, 
und wenn erſt vom geehrten Präſidium aus recht freundlich ge— 
ſprochen wird, dann finde ich es ſchon gewiss für gefährlich. Da 
iſt es mir ſchon lieber, dafs das Präſidium etwas trotziger auftritt; 
aber wenn man die Leute fangen will, ſo ſpricht man immer recht 
freundlich mit ihnen. 


Ein gewiegter Fachmann, Herr Gem.-Rath Roſenſtingl, 
behauptet, 201 per Kopf wären genügend. Ich glaube es ſelbſt, 
ich habe mit 201 genug, und für eine Familie, beſonders für die 
ärmeren Theile der Bevölkerung, iſt dies gewiſs übergenug. Aber 
nun ſagt man — ich glaube ſogar, das Stadtbauamt ſagt dies — 
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es müſſen bei Berechnung 251 aufgeftellt werden; ja anfangs 
wollte man ſogar, glaube ich, 401. 

Nun, was ſteckt da eigentlich dahinter? Mir kommt es ſo 
vor, als wollte man eine recht hohe Calculation aufſtellen, um zu 
ſagen, „jetzt habt ihr die Franz Joſef-Leitung erweitert, aber nach 
der Berechnung habt ihr zu wenig Waſſer; ihr könntet alſo für 
30, 40 Millionen die Nutzwaſſerleitung bauen“. 

Ich fürchte, hinter dieſer Berechnung find neue Sachen zu 
ſuchen, die der Gemeinde unendlich viel Geld koſten werden und 
in ſanitärer Beziehung die Gefahr hervorrufen, dafs verſchiedene 
Krankheiten, die beſeitigt ſind, wieder eingeſchleppt werden. Laſſen 
wir alſo die hohen Berechnungen und berechnen wir die Sache 
niederer. Wir in den Vororten haben per Kopf 10! genug; die 
Bewohner der inneren Bezirke können auch dann noch eine Über— 
ſchreitung machen. Damit will ich geſagt haben, dafs, wenn die 
Waſſerleitung und die Quellenzuziehung richtig angefaſst wird, 
wir Waſſer genug für Trink- und auch für Nutzzwecke haben. 

Aber ich ſtimme ſelbſt für die Zumeſſung von 20 !, indem 
ich glaube, dafs wir auch damit nicht die Gefahr einer Nutz— 
waſſerleitung heraufbeſchwören. Aus dieſem Grunde ſtimme ich 
auch für den Antrag des geehrten Collegen Roſenſtingl, weil 
ich in der zu hohen Zuweiſung die Gefahr erblicke, dals durch 
eine Hinterthür verſchiedene Lieblingswünſche des einen oder anderen 
Herrn hereinkommen. 

Ich glaube, wir haben genug Waſſerkreuzer bezahlt. Die 
Bevölkerung iſt bisher genug in Anſpruch genommen worden. 
Vergeſſen wir nicht, daßs viele Millionen auch zur Zahlung von 
Intereſſen verwendet worden ſind. Wenn es ſo fort geht und Sie 
alle Einnahmen ſteigern, ſo müſſen die Nachkommen Concurs 
anſagen. Man darf die Feder nicht zu ſtark ſpannen, ſonſt bricht 
ſie. Es iſt von einem Herrn Vorredner auch geſagt worden, wenn 
von der Zumeſſung abgeſehen wird, werden vielleicht einige Haus— 
herren die Waſſerleitung abſperren und ſie nur von 9 bis 12 Uhr 
offen laſſen. Das kann vorkommen. Wegen einiger geiziger Haus— 
herren ſollen die anderen aber nicht mehr Waſſer bezahlen müſſen, 
als verbraucht wird. Einzelne Leute fallen da nicht in die Wag— 
ſchale. Wir haben mehr als 12.000 leerſtehende Wohnungen, und 
wenn ein Hausherr den Waſſerhahn abſperren wird, werden die 
Parteien einfach ausziehen. 

Derlei Sachen haben wir alſo nicht zu befürchten, mehr 
zu fürchten iſt die Beſtimmung der Vorlage, daſs bei zu vielem 
Verbrauche das Waſſer abgeſperrt werden kann und die Fäſſer in's 
Haus kommen. Es iſt nicht richtig, das ganze Haus leiden zu 
laſſen, wenn eine oder zwei Parteien mit dem Waſſer verſchwenderiſch 
umgehen. Auch in ſanitärer Beziehung iſt es nothwendig, vom 
Waſſer ausgiebigen Gebrauch zu machen. 

Die Zeit iſt ſtark vorgeſchritten und ich ſchließe mit der 
Bemerkung, dafs wir immer eintreten für das Rechte und Gute; 
wir wollen, dafs jeder das bezahle, was er bekommt; er ſoll aber 
nicht für ſolche Dinge zahlen müſſen, wie ſie uns hier vom Herrn 
Referenten vorgeſchlagen worden ſind. 

Deswegen, weil wir auf rein wirtſchaftlicher Baſis ſtehen und 
nicht auf einem Parteiſtandpunkte, hoffe ich, daſs auch manche 
Herren von Ihrer (rechten) Seite die Anträge des Herrn Dr. 
Lueger unterſtützen werden. 

Ich ſchließe und empfehle Ihnen die Anträge unſeres ſehr 
geehrten Führers Dr. Lueg er. (Bravo! links.) 
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Gem.-Nath Dr. Cueger (zur Geſchäftsordnung): Angeſichts 
der ſcandalöſen Leere des Gemeinderathes beantrage ich den Schlufs 
der Sitzung. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Ich habe mit Rückſicht 
auf die vorgerückte Stunde ohnedies die Abſicht gehabt, die Sitzung 
zu ſchließen. 

Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluſs der Sitzung 7 Uhr 35 Minuten abends.) 


Sladtrath. 
Vericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 28. December 1893. 
Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Auweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, Noske, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Dr. Lueger, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 


Entſchuldigt: St.⸗R. v. Neumann. 

Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 

Experte: Magiſtratsrath Lekiſch. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Weiſer. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung und 
macht nachſtehende Mittheilungen: 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann entſchuldigt ſein Ausbleiben von 
der heutigen Sitzung wegen Theilnahme an einer Baulinienverhandlung. 

Die St.⸗R. Dr. Hackenberg, Müller und Wurm ent— 
ſchuldigen ihr Späterkommen wegen Theilnahme an den Comits— 
Verhandlungen puncto Roth'ſcher Gründe. (Zur Kenntnis.) 

(Ad 8861.) In Beantwortung einer in der Stadtraths-Sitzung 
vom 19. December 1893 geſtellten Anfrage bemerkt der Vorſitzende: 

Der Vorgang bei der Erhebung des Anſpruches auf Schulgeld— 


befreiung iſt folgender: 


Die einzelnen Schulleitungen erhalten je eine entſprechende Anzahl 
Exemplare des diesbezüglichen Blankettes. 

Je ein ſolches Exemplar wird an die die Begünſtigung an— 
ſtrebenden Parteien verabfolgt, von denſelben in den Mittelrubriken 
ausgefüllt und mit den Beſtätigungen der in den rechtsſeitigen Rubriken 
aufgeführten Perſonen verſehen. 

Das vollſtändig ausgefüllte und ordnungsmäßig beſtätigte Armuts- 
(Mittelloſigkeits-) Zeugnis bildet ſohin die Grundlage für die Ber 
urtheilung des Anſpruches. (Zur Kenntnis.) 

Am Dienstag den 9. Jänner 1894 findet wie in den Vorjahren 
ein Empfangsabend des Herrn Bürgermeiſters ſtatt. 

Der Herr Bürgermeiſter erſucht, der Stadtrath wolle zu dieſem 
Behufe ſeine Zuſtimmung zur Überlaſſung des Saales einſchließlich 
Beleuchtung und Beheizung 2c. ertheilen. 

(Zuſtimmend zur Kenntnis genommen.) 
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(8993.) St.-N. Dr. Stenzk referiert über die Vermehrung 
der Zahl der auswärtigen Wärterinnen im Lieſinger Verſorgungs— 
hauſe und beantragt, die Zahl derſelben vom Jänner 1894 an von 
zwei auf vier zu erhöhen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(8761.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis 
puncto Canal- und Senkgrubenräumung in der Verſorgungsanſtalt in 
Mauerbach pro 1894 und beantragt, die betreffenden Arbeiten dem 
bürgerlichen Canalräumer Ferdinand Weinelt in Wien in Ge— 
nehmigung ſeiner Offerte pro 1894 zu übertragen, wonach derſelbe 
bereit iſt, die ſämmtlichen Unrathscanäle der genannten Anſtalt gegen 
eine Entſchädigung von 250 fl. jährlich zu räumen und die Räumung 
der Senkgruben um den Einheitspreis von 3 fl. per Cubikmeter zu 
übernehmen. Angenommen.) 

(9225.) Derſelbe referiert über Anfuchen um Verleihung des 
Bürgerrechtes aus dem IX. Bezirke und beantragt, das Bürger— 
recht zu verleihen an: 

Reitmayer Anton, Porzellan- und Thonwarenhändler, und 

Bitſchnau Karl Matthias, Fleiſchhauer. Angenommen.) 

(8905, 8991, 9089.) Derſelbe referiert über rückſtändige Medi⸗ 
camentenkoſten nach mehreren Parteien aus dem XIV. und XVI. Be— 
zirke im Geſammtbetrage von 7 fl. 65 kr. und beantragt die Ab— 
ſchreibung aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. Angenommen.) 

(7258.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Kindergarten— 
vereines im IX. Bezirke um Schaffung eines Kindergartenlocales in 
dem Schulneubaue IX., Gallileigaſſe, und beantragt, dieſes Anſuchen 
mit Rückſicht auf den zur Zeit der Eingabe bereits genehmigten Vau— 
plan abzulehnen, den Verein jedoch im Hinblicke darauf, dafs in nicht 
allzu ferner Zeit im IX. Bezirke ein weiterer Schulbau in dieſem 
Bezirksrayon nöthig werden wird, bei welchem gleich von vornherein 
auf die Schaffung eines Kindergartenlocales, das allen Anforderungen 
entſpricht, Bedacht genommen werden kann, aufzufordern, ſeinerzeit mit 
dieſem Anſuchen behufs thunlichſter Berückſichtigung an die Gemeinde 
heranzutreten. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, ftatt der Worte: „der Verein fei 
aufzufordern“, die Worte: „dem Vereine bleibt es überlaſſen“, ein— 
zuſetzen. 

Referenten-Antrag mit der Modification Dr. Huber an— 
genommen. 

(8542.) Derſelbe referiert über den Erlaſs des Miniſteriums 
des Innern vom 6. November 1893, Z. 23410, mit welchem das— 
ſelbe die auf Grund des Beſchluſſes der Geſundheits-Commiſſion der 
Stadt Wien vom 9. September 1893 überreichte neuerliche Petition, 
betreffend die Beſtellung von Begleitärzten für Fernzüge der Eiſen— 
bahnen und für Dampfſchiffe weiterer Fahrt behufs Abwendung der 
Choleragefahr in Wien abermals abgewieſen hat. 

Referent beantragt, dieſen Erlass lediglich zur Kenntnis zu 
nehmen. (Angenommen.) 

(2935, 3845, 3849, 5387, 6197, 6285, 5652, 3898.) Der— 
ſelbe referiert über nachſtehende Recurſe wider ſanitätspolizeiliche Ver— 
fügungen: 

1. Der Katharina Fladerer hinſichtlich des Hauſes XIX., 
Dber-Sievering, Hauptſtraße 23. 

Referent beantragt, dem Recurſe, ſoweit er ſich auf die Her— 
ſtellung eines gemauerten Abortes bezieht, ſtattzugeben, dagegen ſei die 
Recurrentin zu verhalten, eine waſſerdichte, gemauerte Senkgrube mit 
luftdichtem Deckel herzuſtellen und die gemauerte Düngergrube aus— 
zubeſſern und einzudecken. (Angenommen.) 
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2. Der Marie Führer hinſichtlich des Pachtgrundes XI., 
Bürgerſpitalwieſe Nr. 9. 

Referent beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

3. Der Chriſtine Walter'ſchen Erben hinſichtlich des Hauſes 
XIV., Ullmannſtraße 5. 

Referent beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

4. Des L. Knott hinſichtlich des Hauſes XV., Märzſtraße 15. 

Referent beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

5. Des Agydius Rauch hinſichtlich des Hauſes IV., Haupt— 
ſtraße 4. 

Referent beantragt, dem Recurſe hinſichtlich der Abortanlage 


| ſtattzugeben, den Auftrag wegen Desinficierung jedoch aufrecht zu erhalten. 


StR. Dr. Huber beantragt die vollſtändige Abweiſung des 
Recurſes. 

Referenten⸗Antrag angenommen. 

6. Des Emanuel Worſchilak hinſichtlich 
XIV., Ullmannſtraße 27 und 29. 

Referent beantragt die Abweiſung. Angenommen.) 

7. Des n.⸗ö. Buchdrucker- und Schriftgießervereines bezüglich 
des Hauſes VII., Seidengaſſe 17. 

Referent beantragt die Abweiſung. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, dem Recurſe ſtattzugeben. 

Referenten-Antrag angenommen. 

8. Des Wenzel Bel lada bezüglich des Hauſes XII., Jakob— 
ſtraße 12. 

Referent beantragt die Abweiſung. (Angenommen.) 

9180.) St.-R. Schneiderhan referiert über die Vergebung 
der Reinigung der Kotzen und Hallinadecken in der Verſorgungsanſtalt 
in obs 1894 bis 1896 und beantragt, dieſe Arbeiten dem bisherigen 
Contrahenten Herrn Heinrich Ratſchſtorfer in bbs in Genehmi— 
gung ſeines Offertes und unter den vom Magiſtrate aufgeſtellten Be— 
dingungen zu übertragen. (Angenommen.) 

9269.) Derſelbe referiert über die Beiſtellung von Dienſtpelzen 
für das Perſonale des Meidlinger Schlachthauſes und beantragt, für 
den Verwalter, die zwei Thierärzte, die vier Brückenaufſeher und die 
drei Nachtwächter kurze Pelze im Geſammtbetrage von 196 fl. 92 kr. 
zu bewilligen. 

St.⸗K. Matzenauer beantragt im Sinne des Magiſtrats— 
Antrages bloß den Nachtwächtern kurze Pelze mit zweijähriger Trag— 
dauer zum Preiſe von 24 fl. 48 kr. in Summa von 73 fl. 44 kr. 
zu bewilligen. 

Antrag Matzen auer angenommen. 

Der weitergehende Autrag des Referenten abgelehnt. 

9321.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold 
Dangl um Ausfolgung des Antheiles an dem im Meidlinger 
Friedhofe gemachten Funde von Gold- und Silbermünzen und bean— 
tragt, dem Genannten die ihm gebürende Hälfte des Wertes des 
Schatzes per 526 fl. 84 kr. zu erfolgen, und zwar in der Art, daſs 
ihm der Betrag von 320 fl. 84 kr. in barem und eine Goldmünze 
im Werte von 6 fl. erfolgt wird. (Angenommen.) 

9274.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Taf 
um Grundentſchädigung für das Haus Gaudenzdorf, Plankengaſſe 11 
und Stiegergaſſe 6, XII. Bezirk, und beantragt, die Schadloshaltung 
mit 15 fl. per Quadratmeter feſtzuſetzen. Angenommen.) 

(9327.) St.-N. v. Götz referiert über den neuerlichen Bericht 
in Betreff Vergebung der Arbeiten für die Erweiterung des Baum— 
gartener Friedhoſes im XIII. Bezirke und beantragt: 


des Hauſes 
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1. Von einer öffentlichen Offertverhandlung zur Vergebung der 
Erd⸗, Terrain⸗Regulierungs- und Maurerarbeiten anläſslich der Er— 
weiterung des Baumgartener Friedhofes wird Umgang genommen; 

2. das günſtige Offert des Giovanni Balleſtrin wird ge— 
nehmigt, das des Baumeiſters Kopf abgewieſen; die Baumeiſter— 
arbeiten (Punkt II des Koſtenanſchlages) ſind im currenten Wege zu 
veranlaſſen; 

3. für den mit der Aufſicht über die Erweiterungsarbeiten be— 
trauten Bauamtsbeamten wird ein Zehrungsbeitrag von 3 fl. pro Tag 
bewilligt. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Bewilligung eines Zehrungs— 
beitrages von 2 fl. 50 kr. pro Tag. 

Referenten-Antrag mit der Abänderung Schlechter ange 
nommen. 

(9270.) Derſelbe referiert über die Vertheilung der Intereſſen 
der Franz von Bachmann'ſchen Armenſtiftung für Baumgarten pro 
1893 und beantragt, dieſelben den vom Bezirksvorſteher des XIII. Ge— 
meindebezirkes vorgeſchlagenen Perſonen: 

Weſtermayer Martin und 

Aſenbauer Anna 
je zur Hälfte, d. i. mit dem Betrage von je 6 fl. 30 kr. zu verleihen 
und durch den Bezirksvorſteher ausfolgen zu laſſen. Angenommen.) 

9506.) St.-N. Witzelsberger referiert über die Bewilligung 
von Neujahrsgeldern für die Hallendiener und andere Marktbedienſtete 
und beantragt, den Hallendienern und den übrigen im Berichte des 
Leiters des Marktamtes angeführten Individuen in gleicher Weiſe wie 
in den Vorjahren auch heuer Neujahrsgratificationen im Geſammt— 
betrage von 526 fl. zu bewilligen. (Angenommen.) 

(8955.) Derſelbe referiert über die Anſchaffung von 10 Stück 
präparierten Hanfdruckſchläuchen Nr. 6 für die freiwillige Feuerwehr 
Ober⸗Meidling und Beiſtellung eines Coaks-Ofens und beantragt, 
zum Behufe dieſer Anſchaffung einen Betrag von 333 fl. 50 kr. 
zu bewilligen und zur Beheizung des Depotlocales einen Coaks-Ofen 
aus dem ſtädtiſchen Materialien-Depot beizuſtellen. Angenommen.) 

(9183.) Derſelbe referiert über die Überlaſſung von Stallungen 
am Pferdemarkte im V. Bezirke an mehrere Pferdehändler behufs 
Einſtellung von Pferden und beantragt: 

1. Den Pferdehändlern die Einſtellung von Pferden in die 
disponiblen Stallungen XIII bis XV am Pferdemarkte gegen Zahlung 
der Stallgebür von 12 kr. per Stück und Tag gegen dem zu bewilligen, 
daſs gemäß der Pferdemarktordnung die Einſtellung der Pferde nach 
vorheriger ſanitätspolizeilicher Unterſuchung und nach den Weiſungen 
des Veterinäramtes zu erfolgen hat, dafs für jedes zu Markte gebrachte 
Pferd die feſtgeſetzte Marktgebür ſofort zu entrichten iſt, dafs die 
Pferdebeſitzer für die Fütterung und Pflege der Thiere und für das 
erforderliche Streuſtroh, ſowie für die Reinigung der Stallungen ſelbſt 
zu ſorgen haben und der Dünger in das Eigenthum der Gemeinde 
übergeht; 

2. das Anerbieten des früheren Mieters Leopold Hauſer, die 
von ihm in dieſen Stallungen hergeſtellten Futterbarren gegen dem in 
das Eigenthum der Gemeinde zu überlaſſen, dass er von der bei der 
Miete der Stallungen übernommenen Verpflichtung, nach Auflöſung 
des Mietverhältniſſes den früheren Zuſtand wieder herzuſtellen, ent— 
hoben wird, anzunehmen und für das Beſchlagen mit Eiſenblech den 
Betrag von 130 fl. zu bewilligen. 

ER. Dr. Lederer beantragt, die Einſtellung auf Widerruf 
zu bewilligen. 

Referenten-Antrag mit Zuſatz Dr. Lederer angenommen. 
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9257.) Derſelbe referiert über die Bewilligung einer Subvention 
und Anſchaffung von Monturs- und Ausrüſtungsgegenſtänden für die 
freiwillige Feuerwehr Pötzleinsdorf und beantragt: 

1. Der obgenannten Feuerwehr wird zur Beſoldung des activen 
Feuerwehrmannes und zur Beſtreitung von kleineren Bedürfniſſen eine 
Bar⸗Subvention von 200 fl. gewährt; 

2. die Anſchaffung der im Koſtenanſchlage des ſtädtiſchen Feuer— 
wehr⸗Commandos angeführten Monturen und Auerüſtungsſtücke zum 
Koſtenpreiſe von 242 fl. 70 kr. wird genehmigt. 

Dieſe Gegenſtände bleiben Eigenthum der Gemeinde und werden 
der obgenannten Feuerwehr leihweiſe überlaſſen. 

Die Anſchaffung hat durch das ſtädtiſche Feuerwehr-Commando 
im currenten Wege zu geſchehen. 

(Angenommen; bezüglich des Punktes 1 an den 
Gemeinderath.) 

(Ad 7348.) St.-N. Vaugoin referiert über das mit dem 
k. u. k. Hof⸗Metallwarenfabrikanten A. M. Beſchorner auf— 
genommene Protokoll, wonach derſelbe bereit iſt, die von ihm bisher 
beſorgte Beſtattung von Leichen im Wiener Central-Friedhofe mit 
Benützung ſeiner Verſenkungsapparate vom 4. Jänner 1894 ab auf 
unbeſtimmte Zeit, beziehungsweiſe bis zur Entſcheidung des Gemeinde— 
rathes unter den im bisherigen Übereinkommen ſtipulierten Bedingungen 
fortzuſetzen. 

Referent beantragt die Genehmigung dieſes Protokollar— 
Anerbietens. Angenommen.) 

(8843.) Derſelbe referiert über die Enthebung des Todtengräbers 
Georg Kolarz vom Dienſte im Hietzinger Friedhofe und beantragt: 

1. Es ſei die Beſorgung der Gräberausſchmückung und Be— 
leuchtung im Hietzinger Friedhofe in eigener Regie der Gemeinde in 
Ausſicht zu nehmen; 

2. es ſeien dem vom Dienſte enthobenen Todtengräber Georg 
Kolarz die ihm gehörigen, im Magiſtratsberichte angeführten Gegen— 
ſtände um den erhobenen Schätzwert von 1017 fl. 89 kr. ö. W. 
abzulöſen und dieſe Auslage auf den Reſervefond zu verweiſen; 

3. es ſei zu genehmigen, daſs die vorerwähnten Gegenſtände dem 
neubeſtellten proviſoriſchen Todtengräber zur Aufbewahrung und Er— 
haltung, beziehungsweiſe Benützung gegen eine Vergütung von 150 fl. 
pro Jahr überlaſſen werden; 

4. es ſei dem neubeſtellten Todtengräber auf Widerruf das Recht 
einzuräumen, über Beſtellung von Parteien die Ausſchmückung und 
Beleuchtung von Gräbern und Grüften im Hietzinger Friedhofe zu 
beſorgen, wobei der im Entwurfe vorgelegte Tarif, deſſen Genehmigung 
unter einem beantragt wird, genau einzuhalten iſt; 

5. es ſei mit dem neuen Todtengräber auf Koſten der Gemeinde 
ein Vertrag abzuſchließen und von demſelben eine Caution im Betrage 
von 300 fl. zur Sicherſtellung der in dieſem Vertrage übernommenen 
Verbindlichleiten zu erlegen. 

St.⸗R. Nos ke beantragt, es ſei ein Bericht vorzulegen, ob 
ſich die Einführung der eigenen Regie empfehle oder nicht, oder ob 
ein anderes Syſtem einzuführen ſei. 

Nach Anhörung des Experten Magiſtratsrathes Lekiſch wird 
beſchloſſen: 

Es habe unter principieller Zuſtimmung zur Ablöſung des Fundus 
derzeit in den beſtehenden Verhältniſſen keine Anderung einzutreten; 
der Magiſtrat wird beauftragt, binnen ſechs Wochen wegen Schaffung 
neuer geordneter Verhältniſſe im Wege der eigenen Regie oder auf 
andere Weiſe zu berichten, wobei in Ausſicht genommen wird, den 
Todtengräber in der Wohnung zu belaſſen. 
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(8738.) HL-R. Dr. Huber referiert über das Normale, mit 
welchem das Ausmaß der Vergütung fortgeſetzt wird, welche im Schul— 
bezirke Wien den aus Dienſtesrückſichten verſetzten Lehrperſonen der 
öffentlichen Volks⸗ und Bürgerſchulen für die mit der Überſiedlung 
verbundenen Auslagen gewährt wird. 

Referent beantragt, folgende Formulierung zu genehmigen: 

8 1. 

Lehrperſonen an öffentlichen Volks- oder Bürgerſchulen in Wien, 
welche gemäß § 16 des Geſetzes vom 5. April 1870, L.-G. Bl. 
Nr. 35 aus Dienſtesrückſichten, die nicht durch ihr eigenes Zuthun 
veranlaſst wurden, verſetzt werden, wird für die mit der Überſiedlung 
verbundenen Auslagen, wenn dieſe binnen ſechs Monaten von dem 
auf die Verſetzung folgenden I. Quartale an gerechnet, thatſächlich 
erfolgt, und die Schule, welcher ſie zugewieſen wurden, von jener, 
welcher fie vorher angehörten, mindeſtens 2 km weit entfernt iſt, eine 
Vergütung aus den Mitteln des Schulbezirkes Wien gewährt. Ebenſo 
gebürt Schulleitern bei Verſetzung aus Dienſtesrückſichten, jedoch ohne 
Rückſicht auf die oberwähnte Entfernung, eine derartige Vergütung 
auch beim Wechſel der Naturalwohnung, ausgenommen, wenn der 
Wechſel im ſelben Schulhauſe erfolgt, ferner bei der Auflaſſung oder 
bei der Zuweiſung einer Naturalwohnung. 

82. 

Das Ausmaß der Vergütung beträgt für ſolche Lehrperſonen, 
welche ſich ſelbſt zur Zeit der erfolgten Verſetzung aus Dienſtes— 
rückſichten im Beſitze einer Jahreswohnung, reſpective Naturalwohnung 
befunden haben, 40 fl., für andere 20 fl. 

§ 3. 

Der Vergütungsanſpruch iſt längſtens 14 Tage nach erfolgter 
Überſiedlung zu ftellen. 

84. 

Die Wirkſamkeit des Normales hat mit 1. Auguſt 1894 zu 
beginnen. 

Zur Deckung der erforderlichen, vorausſichtlichen Auslage wäre 
im Budget pro 1894 Vorſorge zu treffen, und daher die Präliminar— 
poſition bei Rubrik XLIII 40 um 1000 fl. zu erhöhen. 

St.⸗R. Nos ke beantragt die Vertagung dieſes Referates. 

(Abgelehnt.) 
Ad § 1. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Beibehaltung des Wortes 
„nothwendigen“ vor dem Worte „überſiedlung“. 

St.⸗R. Dr. Lueg er beantragt, nach den Worten „2 km weit“ 
einzuſchalten: „nach der kürzeſten Weglänge gemeſſen“; ferner ſei das 
Wort „nothwendigen“ zu eliminieren; endlich habe der Schluſsſatz zu 
lauten: „Ebenſo gebürt Schulleitern bei Verſetzung aus Dienſtes— 
rückſichten auch beim Wechſel der Naturalwohnung eine derartige Ver— 
gütung ausgenommen ꝛc.“ 

Mit der Formulierung des Schlufsfages erklärt ſich Referent 
einverſtanden. 

St.⸗R. Noske beantragt, es ſolle von dem Principe ausgegangen 
werden, daſs die Entfernung von der neuen Schule zur factiſchen 
Wohnung bemeſſen wird. 

Antrag Noske abgelehnt. 

§ 1 in der vom Referenten vorgelegten Faſſung, jedoch mit 
vorläufiger Auslaſſung des Wortes „nothwendigen“ und des Schluſs— 
ſatzes angenommen. 

Aufnahme des Wortes „nothwendigen“ angenommen. 

Einſchaltung Dr. Lueger: „nach der kürzeſten Weglänge 
gemeſſen“ angenommen. 
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Schluſsſatz in der von Dr. Lueger beantragten Faſſung ans 

genommen. 
Ad 8 2. 

St.-R. Dr. Lueger beantragt die Erhöhung der Ziffer von 
40 auf 50. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt die Herabſetzung der Ziffer von 
20 auf 15. 

8 2 in der Referentenfaſſung mit Auslaſſung des Wortes „ſelbſt“ 
und unter vorläufiger Nichtberückſichtigung der Ziffern angenommen. 

Antrag Dr. Lueger augenommen. 

Beibehaltung der Ziffer 20 abgelehnt. 

Antrag Dr. Vogler angenommen. 

Ad 8 3. 

St.⸗R. Noske beantragt, nach dem Worte „überſiedlung“ ein⸗ 
zuſchalten die Worte: „bei fonftigem Verluſte dieſes Anſpruches“. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, dieſer Einſchaltung beizufügen: 
„beim Bezirksſchulrathe“. 

8 3 in der Referentenfaſſung und mit den von den St.-R. 
Noske und Schlechter beantragten Zuſätzen angenommen. 

§ 4 und Schluſsſatz nach der Referentenfaſſung angenommen. 

(9103.) St.-. Dr. CTederer referiert über Anſuchen um 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband aus dem XIII. Bezirke 
und beantragt, die Zuſicherung zu ertheilen an: 

Schuller Andreas, Tiſchlergehilfe; 

Kapuſcha Conſtantin Friedrich, Telegraphiſt; 

Schmidt Johann Leonhard, Bindergehilfe. Angenommen.) 

(8737.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband aus dem I. und VIII. Bezirke und beantragt 
die Ertheilung der Zuſicherung an: 

Simon Karl, Kleidermacher; 

Glück Moriz, Schuhmacher; 

Vogl Albert, Kaufmann; 

Schönecker Marie, Private; 

Geiger Johann Joſef, Amtscorrector; 

Adamovies Alexandrine, Kammerfrau; 

Treiber Matthias, Portier; 

Weil Adolf, Procuriſt; 

Siegel Johann Jakob, Maſchiniſt; 

Lothringer Heinrich, Waren-Commiſſionshändler; 

Schiller Wilhelm, Tiſchlergehilfe; 

Villoth Joſefa, Bedienerin; 

Reiß Emil Ernſt, Handelsbevollmächtigter; 

Bledy Wilhelmine, Hilfsarbeiterin; 

Ullmann Adolf Ludwig, Privatier; 

Betelka Karl, Titularbeamter. (Angenommen.) 

(9224.) Derſelbe referiert über die Zuſchrift des u.⸗ö. Landes- 
ausſchuſſes vom 24. Juli 1893, Z. 21906, betreffend Erſtattung 
eines Gutachtens über die Geſetzentwürfe puncto Feſtſtellung der Höfe 
mittlerer Größe und Einführung beſonderer Erbtheilungsvorſchriften 
für landwirtſchaftliche Beſitzungen mittlerer Größe und beantragt: 

Dem n.⸗ö. Landesausſchuſſe wäre die Außerung der Gemeinde 
Wien unter Angabe der Gründe, welche ſich an das Gutachten des 
Baureferenten des Magiſtrates anzuſchließen hätten, dahin abzugeben, 
dafs das Geſetz (Entwurf Nr. J), betreffend die Beſtimmungen über 
die Feſtſtellung der Höfe mittlerer Größe, ſowie über die Beſchränkungen 
hinſichtlich der Theilbarkeit und Vereinigung von Grund und Boden 
auf das Wiener Gemeindegebiet keine Anwendung zu finden habe und 
daſs dementſprechend der § 4 dieſes Geſetzes zu lauten habe: 
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„§ 4. Auf Güter, welche mit dem Fideicommiſs- oder Lehenbande 
behaftet ſind, ſowie auf Güter, welche entweder ganz oder zum Theile 
im Gemeindegebiete der Stadt Wien liegen, findet dieſes Geſetz keine 
Anwendung“ — ſowie dafs der letzte Satz des §S 16 ganz und im 
§ 57 im Verzeichniſſe der Städte mit eigenem Statute das Wort 
„Wien“ zu eliminieren wäre. Angenommen.) 

(9294.) St.-R. Dr. Tueger referiert über die eventuelle Ein- 
bringung der Beſitzſtörungsklage gegen Joſef Windhaber puncto 
Beſtandes eines Kellers unter der Ober-Sieveringer Hauptſtraße bei dem 
Hauſe Nr. 37 Hauptſtraße in Ober-Sievering, XIX. Bezirk, und bean— 
tragt, eine Beſitzſtörungsklage nicht zu überreichen. Angenommen.) 

9229.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
13. December 1893, Z. 85841, puncto Baubewilligung zur Her— 
ſtellung einer Steinzeugrohrleitung behufs Canaliſierung des Linien— 
amtsgebäudes Kaiſer Franz Joſefsbrücke im II. Bezirke, Kaiſerplatz, 
und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

9272.) Derſelbe referiert über die Einbringung des Pachtzins— 
rückſtandes der Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft für einen Theil 
der dem Wiener Bürgerſpitalfonde gehörigen Parcelle 627 im V. Be— 
zirke vor der ehemaligen Hundsthurmerlinie und beantragt, die genannte 
Geſellſchaft auf Zahlung des aus dem Beſtandvertrage vom 5. Juli, 
beziehungsweiſe 22. Auguſt 1887, Z. 160155, am 1. Auguſt 1893, 
fällig geweſenen Beſtandzinſes per 602 fl. 80 kr. ſammt 5 Percent 
Zinſen zu klagen. (Angenommen.) 

(8731, 8983.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Verleihung 


des Bürgerrechtes aus dem XVIII. Bezirke und beantragt die Ver 


leihung des Bürgerrechtes an: 

Poſawad Johann, Fiſchhändler; 

Sauer Karl, Fleiſchhauer; 

Littauer Georg, Glaſer, und 

Schitthelm Karl, Leichenbeſtattungs-Unternehmer. 

Angenommen.) 

(9316.) Derſelbe referiert in Betreff des Eigenthumsanſpruches 
der Gemeinde Wien an einem Grundtheile der Parcelle 417, Einl.: 
Z. 342 im IX. Bezirke, Lazarethgaſſe, und beantragt den Magiſtrats— 
Bericht mit dem Auftrage zur Kenntnis zu nehmen, die nöthigen 
Maßnahmen wegen endlicher Austragung dieſer Angelegenheit wenn— 
möglich im Vergleichswege zu treffen. (Angenommen.) 

(8608.) Derſelbe referiert über die Einbringung einer Schuld 
von Friedrich M. Weil für vorſchuſsweiſe ſeitens der ehemaligen 
Gemeinde Ober-St. Veit beſtrittene Vermögensübertragungsgebüren 
und beautragt, die noch unberichtigte Schuld per 200 fl. ſammt 
6 Percent Zinſen vom 1. Jänner 1893 durch den Stadtanwalt Dr. 
Oskar Schmitt einzuklagen. (Angenommen.) 

(8691.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der k. k. n.-ö. 
Finanz⸗Procuratur noc. Arar um grundbücherliche Übertragung der 
Parc. 1265/5, 1265/6, 1265/3 und 1265/4 in Simmering in das 
Eigenthum des Arars und beantragt, dieſem Anſuchen Folge zu geben 
und die diesbezügliche Erklärung auf Koſten des k. k. Arars auszu— 
fertigen. (An genommen.) 

9227.) St.-R. Noske referiert neuerlich über das Offert— 
verhandlungs-Ergebnis puncto Vergebung der Canal- und Senkgruben— 
räumung im Gebiete der ehemaligen Gemeinde Rudolfsheim vom 
1. Jänner 1894 bis 30. Juni 1896. 

Referent beantragt die Wiederaufnahme der Debatte. 

(Angenommen.) 

Sohin beantragt Referent die Ausſchreibung einer neuen 

Offertverhandlung. (An genommen.) 
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(9358.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs-Ergebuis 
puncto Petroleumlieferung für die ſtädt. Humanitäts⸗Auſtalten pro 1894 
und beantragt, dieſe Lieferung dem bisherigen ſtädt. Contrahenten Herrn 
Hermann Stiaß ny unter Annahme feines diesbezüglichen Offertes 
zu übertragen, nach welchem derſelbe bereit iſt, amerikaniſches Petroleum 
nach Muſter J mit einem ſpecifiſchen Gewichte von 797˙20 und dem 
Entflammungspunkte von 35500 zum Preiſe von 21 fl. per 100 Kg 
netto für Wien und 22 fl. 25 kr. per 100 kg netto für die aus— 
wärtigen Anftalten gegen Einhaltung der vorgelegten Bedingungen 
franco loco Anſtalten zu liefern. (Angenommen.) 

9085.) Derſelbe referiert über 25 Geſuche aus dem XIV. Bezirke 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Budiſch Johann, Schuhmachermeiſter; 

Hruda Joſef, Webergehilfe; 

Koswan Matthias, Tram waykutſcher; 

Frank Joſef, Milchmeier; 

Ermer Chriſtine, Papier- und Papierſäcke-Erzeugerin; 

Blaſchke Franz Johann, Hutappreteur; 

Kraus Franz, Muſikergehilfe; 

Hayden Anton, k. k. Sicherheitswachmann; 

Richter Ernſt, Conducteur der Vienna General-Omnibus-Comp:; 

Klad Joſef, Schloſſergehilfe; 

Großer Johann, Schloſſergehilfe; 

Demel Anton, Fabriksarbeiter; 

Auer Joſef, Metallgießermeiſter; 

Sandner Franz Anton, Verkäufer; 

Mader Joſef, k. k. Sicherheitswachmaun; 

Pollak Joſef, Vieheinkäufer; 

Martin Johann, Schuhmachergehilfe; 

Neumann Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Fleiſcher Andreas, Kutſcher; 

Bernard Ferdinand, k. k. Sicherheitswachmann; 

Ditz Anton, Lackierergehilfe; 

Neuwirth Karl Joſ., Fleiſchergehilfe; 

Neller Martin, Magazins Partieführer, und 

b) die Ertheilung der Zuſicherung an Nagy Karl, 
Schuhmachermeiſter; 
c) das Anſuchen des Farlik Joſef, Schuhmachermeiſter, 


abzuweiſen. 
St.⸗R. Dr. Lueger beantragt bei Farlik die Geſuchs— 
gewährung. 


Dieſer Antrag wird ſowie im übrigen der Neferenten- Antrag 
angenommen. 

(8129.) St.-R. Schlechter referiert über den Vertragsentwurf 
bezüglich der Übernahme der Lehranſtalt für Textilindustrie, VI., Marchetti⸗ 
gaffe 3, in die Staatsverwaltung, und beantragt, dieſen Entwurf in der 
vom Magiſtrate vorgelegten Faſſung, jedoch mit dem Zuſatze zu Art. VI: 
„und hat der Staat für das Quartiergeld des Directors aufzukommen“ 
zu genehmigen. 

Refereuten-Antrag (ohne Zuſatz zu Art. 
genommen; Zuſatz zu Art. Wangenommen. 

(9357.) St.-N. Dr. v. Billing referiert über die Vorſpanns— 
Umlage pro 1894 und beantragt, dieſelbe ſowie in den Vorjahren auch 
für das Jahr 1894 mit 15 kr. per Pferd in ſämmtlichen 19 Bezirken 
feſtzuſetzen. (Angenommen.) 

(9162.) St.⸗R. Matthies referiert über das Anſuchen des 
Karl Kleiner um Conſens für die Stockwerks-Aufſetzung in dem 


VI) an⸗ 
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Hauſe III., Erdbergſtraße 82, Keinergaſſe 1, und beantragt, den 
Magiſtrats⸗Antrag auf Ertheilung des Bauconſenſes gegen Ausſtellung 
eines intabulationsfähigen Neverfes zu beſlätigen, womit der Haus— 
eigenthümer ſich verpflichtet, im Falle der Auflaſſung der Keinergaſſe 
längs der Realität Or.-Nr. 82 Erdbergſtraße die Fenſter des erſten 
Stockes gegen die Keinergaſſe zu vermauern. (Angenommen.) 

(9318.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Kron— 
ſteiner um Ertheilung des Confenfes für den Bau eines photo— 
graphiſchen Ateliers, III., Hauptſtraße 124, und beantragt, den 
Magiſtrats⸗Antrag auf Ertheilung des Bauconſenſes gegen Ausſtellung 
eines intabulationsfähigen Demolierungsreverſes zu beſtätigen. 

(Angenommen.) 

(8845.) Derſelbe referiert über Auſuchen um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband aus dem III. Bezirke und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Schandl Anna, Schweinehaare- und Borſtenſammlerin; 

Wolf Franz, Steindruckergehilfe; 

Schiffler Frauz, Bureaudiener; 

Hutter Adalbert, k. u. k. Hauptmann; 

Kasparek Suſanne, Putzerin; 

Kruber Joſef, Partieführer bei der Nordbahn; 

Schnapper Alois, Zimmermannsgehilfe; 

Schneller Heinrich, Hilfsarbeiter; 

Plavcek Joſefa, Feigenkaffee-Verſchleißerin; 

Liepold Johann, Gefchäftsdiener ; 

Brunner Joſef, Magazineur; 

Wanka Johann, Steinmetzgehilfe; 

Machas ek Anton, Taglöhner; 

Bartl Joſef, Privatbeamter. (Angenommen.) 

(8427.) Derſelbe referiert über Auſuchen um Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband aus dem III. Bezirke und beantragt die 
Verleihung der Zuſtändigkeit an: 

Bruckner Edmund, Kellner; 

Wohl Siegmund (Samſon), Beamter der Staatsbahn; 

Altmann Michael, Goldarbeiter; 

Rakousky Vincenz, Maſchinenſchloſſer; 

Trpiſowsky Johann, Schneidermeiſter; 

Tuma Franz, Maurer und Hausbeſorger; 

Kuba Karl, Geſchäftsdiener; 

Binder Georg, Arbeiter in der Locomotivfabrik Floridsdorf; 

Thür Ferdinand, k. k. Poſtillon. (Angenommen.) 

(9278.) Derſelbe referiert über die Vorſchrift für die Demolierung 
des ſtädtiſchen Hauſes Or.⸗Nr. 15 Hirſchengaſſe, Simmering, XI. Bezirk, 
und beantragt die Genehmigung derſelben. (Angenommen.) 

(9156.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Hof: 
meier durch Dr. Emil Guttmann um Grundentſchädigung für 
Einl.⸗Z. 2559 im III. Bezirke, Gerlgaſſe 2, und beantragt, die 
Schadloshaltung mit 12 fl. per Quadratmeter, ſohin mit 1298 fl. 
52 kr. für 10821 m?, zu beſtimmen. (Angenommen.) 

(8714.) Derſelbe referiert über das Auſuchen des Chriſtian M. 
Cabos um Grundentſchädigung für III., Rennweg 24/26 und 
Faſangaſſe 2, und beantragt, die Schadloshaltung für den von Grundb.- 
Einl.⸗Nr. 456 des III. Bezirkes, Or.-Nr. 26 Rennweg und Or.-Nr. 2 
Faſangaſſe, abzutretenden Grund per 134˙41 m? mit 45 fl. per 
Quadratmeter und für den von Grundb.-Einl.-Nr. 1314 III., Renn⸗ 
weg 24, abzutretenden Grund per 7544 m? mit 20 fl. per Quadrat— 
meter, ſohin zuſammen mit 7557 fl. 25 kr., zu beſtimmen. 

(Angenommen.) 
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(8769.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Henriette 
Sauer um Einleitung der Schadloshaltung für die Grundabtretung 
II., Haidgaſſe 14/16 und Taborſtraße 29, und beantragt die Ge— 
nehmigung der Einleitung der Erhebung und Verhandlung über die 
Schadloshaltung im Sinne des § 12 der Wiener Bauordnung. 


(Angenommen.) 
Antrag des St.-R. Nos ke: 


Die Gemeinde Wien wolle ſich — abgeſehen von einer etwaigen 
anderweitigen Betheiligung in der Abtheilung für Rettungsweſen — 
in der Abtheilung für Volksernährung an der Ausſtellung für Volks— 
ernährung und Rettüngsweſen in Wien 1894 betheiligen und es ſei 
der Magiſtrat zu erſuchen, mit Rückſicht auf den herannahenden 
Schluſs des Aumeldungstermines mit größter Beſchleunigung detaillierte 
Vorſchläge über die zu wählenden Ausſtellungsobjecte und den erforder— 
lichen Credit, welcher 500 fl. nicht überſteigen ſoll, zu erſtatten. 

(An den Magiſtrat.) 

Interpellation des St.-R. v. Götz, wegen Regulierung 
des ärztlichen Dienſtes im XIII. Bezirke. 

Wird in einer der nächſten Sitzungen beantwortet 
werden. 

(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 
über die Stadtraͤths-Sitzung vom 29. December 1893. 
Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice-Bürgermeifter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


Boſchan, Noske, 

v. Götz, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Meißl, Witzelsberger, 
Müller, Wurm. 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 

Experten: Magiſtratsräthe Wopalensky und Philipp, 
Baurath Thalhammer. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Bibl. 


Dice-Bürgermeifter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 

9295.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Ergebnis 
der Nachtrags⸗Offertverhandlung, betreffend die Vergebung mehrerer 
currenten Arbeiten und currenten Lieferungen pro 1894. 

(Magiſtratsrath Philipp fungiert als Experte.) 

Referent beantragt, die folgenden currenten Arbeiten und cur— 
renten Lieferungen, welche im Jahre 1894 bei der Wiener Gemeinde 
in Ausführung kommen, in nachſtehender Weiſe zu vergeben: 

1. Baumeiſterarbeit. 

XII. Bezirk: au Wenzel Voit, XII., Plankengaſſe 1, zu Tarif— 
preiſen, jedoch für Poſt 1 bis 12 Zuſchuſs 30 Percent, für Poſt 18, 
19 Zuſchuſs 25 Percent, für Poſt 48 bis 66 Zuſchuſs 15 Percent. 
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XVI. Bezirk: an Franz Gräf, XVI., Lerchenfelderſtraße 80, 
Nachlass 6 Percent, jedoch für Tarifpoſt 1 bis 16 Zuſchuſs 15 Per— 
cent und für Tarifpoſt 18, 19, 33, 65, Zuſchuſs 20 Percent. 


6., 7. Ziegel- und Schieferdeckerarbeit. 
XVI. Bezirk: an Joſef Heigl, XV., Neubaugürtel 52, Nach— 
laſs 15 Percent. 
XVII. Bezirk: an Alois Heigl, XIV., Schönbrunnerſtraße 60, 
Nachlaſs 13 Percent. 


7. Schieferdeckerarbeit. 

XI. Bezirk: an Hubert Schäfer, I., Wollzeile 15, Nachlass 
6 Percent. Poſt 1 bis 3 Tarifpreiſe. 

9. Bautiſchlerarbeit. 

XII. Bezirk: an Johann Schön, XII., Bonygaſſe 63, Zu— 
ſchuſs 18 Percent, jedoch für Poſt 1, 97, 98 Zuſchuſs 25 Percent. 

XIX. Bezirk: an Pauline Blosky, XIX., Grinzingerſtraße 12, 
zu Tarifpreiſen. 

10. Schloſſerarbeit. 

XVI. Bezirk: an Leopold Heger, XVI., Ottakring. Yppen⸗ 
platz 10, Nachlaſs 19 Percent. 

13. Hafnerarbeit. 

A. Ofenlieferung, Tarifpoſten 1 bis 47 alle Bezirke an 
L. Roth's Söhne, II., Kluckygaſſe 14, Nachlaſs 10°5 Percent. 

B. Geſchirrlieferung, Tarifpoſten 48 bis 100 an Hein l & 
Raſper, I., Weihburggaſſe 9, Nachlass 5 Percent. 

15. Zimmermalerarbeit: 

V. bis XII. Bezirk: an Franz Cizek und Wenzel Süß, 
V., Zentagaſſe 9, Nachlass 8 Percent. 

X. Bezirk: an Karl Mons, X., Laxenburgerſtraße 35, Nach— 
laſs 10 Percent. 

18. Pflaſterarbeit. 

XIII. Bezirk: an Franz Böck, V., Wienerſtraße 20, Nachlaſs 
12°5 Percent, jedoch für Poſt 4 und 11 16 fl., für Poſt 5, 6 
14 fl., für Poſt 13 1 fl. 60 kr. 

20. Brunnenmeiſterarbeit. 

Bezirke IV, V, VI, VII, VIII: an Leopold Oben aus, VII., 

Burggaſſe 105, Zuſchuſs 14 Percent. 


21. Gasinſtallation. 
XIX. Bezirk: an Katharina Hallwachs, XIX., Ober-Döbling, 
Hauptſtraße 57, Nachlass 20 Percent. 


34. Schuhmacherarbeit. 
Bezirke II, IV, V, VIII, X, XII bis XIX: an Peter Menth, 
IX., Höfergaſſe 6, Nachlass 15 Percent. 


38. Buchdruckerarbeiten. 


Alle Bezirke an Johann N. Vernay, IX., Mariannengaſſe 17, 
Nachlass 32°5 Percent. 

Alle vorſtehenden Percentanſätze beziehen ſich auf die Einheitspreiſe 
des ſtädtiſchen Tarifes vom Jahre 1888. (Angenommen.) 

9190.) Derſelbe referiert über die Recurſe der ſtädtiſchen Con- 
trahenten und Großfuhrmänner Leopold Spitz und Joſef Andre 
bezüglich der ihnen vom magiſtratiſchen Bezirksamte für den XVI. Be: 
zirk wegen Nichteinhaltung ihrer contractlich übernommenen Verpflich— 
tung zur Kehrichtabfuhr (Spitz), beziehungsweiſe zur Straßen— 


ABNNN . 


beſpritzung (Andre) auferlegten Conventionalſtrafen per je 10 fl. und 
beantragt in beiden Fällen die Abweiſung im Sinne des Bezirksamts— 
Antrages. Angenommen.) 


(9335.) St. -R. Dr. v. Willing referiert über das Anfuchen 
des Ottakringer Theater-Vereines um neuerliche Friſterſtreckung zum 
Nachweiſe des Baufondes bis 1. Jänner 1895 und um Anderung 
der zwiſchen der ehemaligen Gemeinde Ottakring und Frau Grey— 
Stipek geſchloſſenen Punctationen wegen Überlaſſung eines Theiles 
des Göthe-Platzes in Ottakring für einen Theaterbau in der Richtung, 
daſs von der Erbauung des Caſinos Umgang genommen werde, und 
beantragt die Ablehnung des Anfuchens um Friſterſtreckung, nachdem 
bereits eine Reihe Friſterſtreckungen erfolglos verſtrichen ſind; der 
Magiſtrat ſei anzuweiſen, über die aus dieſer Ablehnung ſich ergebenden 
Folgerungen auf Grund der Punctationen Bericht und Antrag zu 
erſtatten. (Angenommen.) 

(9184.) Derſelbe referiert über die Anweiſung der Montur und 
des Stiefelpauſchales an die im Jahre 1893 ernannten Mahnboten 
und beantragt: 

Sämmtliche definitiven und proviſoriſchen Steuermahnboten erhalten 
vom 1. Jänner 1894 die Bezüge au Monturen und Stiefelpauſchale 
der bisherigen Steuerexecutionsmannſchaft; für das Jahr 1893 ſind 


jenen definitiven Mahnboten, welche keine vollſtändige Montur erhalten 


haben, die von der ſtädtiſchen Buchhaltung ermittelten Reluten im 
Geſammtbetrage von 792 fl. 42 kr. auszubezahlen. 

Die durch die Uniformierung der proviſoriſchen Mahnboten 
erwachſenden Mehrkoſten ſind budgetmäßig durch Erhöhung der be— 
treffenden Poſition zu bedecken. (Angenommen.) 

9261.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Wiener 
Ceutral-Krippenvereines um Subvention für die Jahre 1893, 1894 
und 1895 und beantragt, dem genannten Vereine eine Subvention 
von je 700 fl. pro 1893, 1894 und 1895 zu gewähren. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9299.) St.-N. Kreindl referiert über das Anſuchen des Alfred 
Graf um Conſens zur Herſtellung einer Steinzeugrohrleitung bei 
feinem Haufe Or.-Nr. 3 Weinzingergaſſe in Unter-Sievering, XIX. Bezirk, 
und beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIX. Bezirk auf Ertheilung der Baubewilligung zu beſtätigen. 

(Angenommen.) 

(9008.) Derſelbe referiert über die mit Stadtraths-Beſchluſs 
vom 28. September 1893, Z. 6667, genehmigte Anſchaffung eines 
zweiten Gasmotors im Hernalſer Schlachthauſe und beantragt, das 


Offert der Firma Langen & Wolff auf Übernahme der Lieferung 


eines ſechspferdigen Gasmotors incluſive der Inſtallationsarbeiten mit 

einer zweijährigen Haftungspflicht für die ſolide und ordnungsmäßige 

Ausführung gegen einen Betrag von 2195 fl. zu genehmigen. 
(Angenommen.) 


(8327.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Stadtbaumeiſter 
Alois Rudroff & Theodor Hübſchmann um Bauconſens für 
eine Wächterhütte auf dem Pachtgrunde Einl.⸗Z. 2064, III. Bezirk, 
an der Erdbergerlände im Erdbergermais, und beantragt, den Magi— 
ſtrats-Antrag auf Ertheilung des Bauconſenſes gegen Ausſtellung eines 
intabulationsfähigen Demolierungsreverſes und gegen Zahlung eines 
jährlichen Beſtandzinſes von 5 fl. für den proviſoriſchen Hauscanal 
zu beſtätigen. (Angenommen.) 

(8724.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Reinhold 
Trampler um Bewilligung der Herſtellung eines Zufahrtspflaſters 
aus Klinkerſteinen bei feinem Haufe XIX., Ober-Döbling, Stephanie- 
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ſtraße 13, und beantragt, die Herſtellung eines 2 m langen und 
1:60 m breiten Zufahrtspflaſters aus Klinkerſteinen bei vorbezeichnetem 
Hauſe gegen dem zu genehmigen, daſs für den hiezu in Anſpruch 
genommenen ſtädtiſchen Straßengrund ein jährlicher Recognitionszins per 
1 fl. vom Tage der Benützung an bezahlt, das herzuſtellende Pflaſter 
vom jeweiligen Hauseigenthümer ordnungsgemäß in Stand gehalten und 
bei eintretender Pflaſterung der Stephanieſtraße über Verlangen der 
Gemeinde und auf Koſten des jeweiligen Hauseigenthümers ſofort 
entfernt werde. (Angenommen.) 


(8332.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 


13. November 1893, Z. 78177, betreffend die Herſtellung neuer 
Begehung und Enteignungsverhandlung 


Aborte in der Joſefſtädter Kaſerne, und beantragt die Kenntnisnahme. 

Angenommen.) 

(9081.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Feigl 

um 1 zur Herſtellung einer trocken gemauerten Sickergrube auf 

der im Grundbuche Unter-Döbling als öffentliches Gut (Straßen— 

grund) ausgezeichneten Cat.⸗Parc. 346/4 in der Kreuzgaſſe und bes 

antragt, die Ausführung dieſer Sickergrube gegen Erfüllung der im 

Commiſſions⸗Protokolle vom 11. December 1893 normierten Be— 
dingungen auf Widerruf zu geſtatten. 

Wegen Sicherſtellung der Koſten wäre eine Caution von 10 fl. 

zu erlegen. (Angenommen.) 

(8703.) Derſelbe referiert über das Anbot der mit der Inſtand— 

ſetzung des Laſtenaufzuges in der k. k. Lehr- und Verſuchsanſtalt für 


Photographie und Reproductionsverfahren im ſtädtiſchen Hauſe, VII., 


Weſtbahnſtraße 25, betrauten Firma Wertheim & Cie. auf Über⸗ 
nahme der bei dieſer Inſtandſetzung auszuwechſelnden alten Beſtand— 
theile, nämlich einer Kette nebſt Rad, und beantragt, dieſe Beſtand— 
theile der erwähnten Firma um den Betrag von 10 fl., welcher von 
der Verdienſtſumme abzurechnen iſt, käuflich zu überlaſſen. 
(Angenommen.) 
9113.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz und 
der Marie Neubauer um käufliche Überlaſſung des ſtädtiſchen 
Grundes Parcelle Nr. 689, Einl. Z. 50 in Unter -Sievering, 
XIX. Bezirk, im Ausmaße von 2394 me, zum Preiſe von 6 ½ kr. 
per Quadratmeter, und beantragt, dieſes Offert ſei abzulehnen und 
den Geſuchſtellern zu bedeuten, dafs das fragliche Grundſtück dermalen 
nicht verkäuflich iſt. (Angen ommen.) 
(9007.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Todtengräbers 
Andreas Kölbl um käufliche Überlaſſung der von der ausgewechſelten 
Glaswand der Veranda des Leichenhauſes am neuen Ortsfriedhofe in 
Dber-Döbling, Pötzleinsdorferſtraße 1, XIX. Bezirk, noch übrigen vier 
Glaswandtheile und beantragt den Verkauf der letzteren an den Geſuch— 
ſteller um den Betrag von 25 fl. Angenommen.) 
(9000.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gen.-Nathes 
Dürbeck, betreffend die Fahrbarmachung der Fuchsthalergaſſe im 
IX. Bezirke aus Anlaſs des im Frühjahre 1894 erfolgenden Canal— 
baues daſelbſt und beantragt die Kenntnisnahme des Magiſtrats— 
berichtes, wonach wegen der tiefen Lage des Polizei-Commiſſariats— 
Gebäudes Nuſsdorferſtraße 19 und des Einfahrtsthores in die Realität 
Nuſsdorferſtraße 15, dann wegen der gegenwärtig geringen Straßen— 
breite eine definitive Regulierung der Fuchsthalergaſſe vorläufig noch 
nicht möglich iſt. (Angenommen.) 
(5359.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Gerſthofer 
Kirchenmuſikvereines um Subvention und beantragt, dem genannten 
Vereine eine einmalige Subvention im Betrage von 50 fl. zu be— 
willigen. (Angenommen.) 


1 Sy Ey —ũ—ñ— 5 


— — — — —u— —-— — 


9311.) Derſelbe referiert über den Recurs der Barbara Hutter 
im XII. Bezirke bezüglich einer Hundeſteuerſtrafe per 8 fl. und be— 
antragt die Nachſicht derſelben. (Angenommen.) 

(9293 und 9355 ex 1893.) St.-R. Wurm referiert über den 
Statthalterei⸗Erlafzs vom 6. December 1893, Z. 86410, betreffend 
die Stations-Commiſſion, politiſche Begehung und Enteignungsver— 
handlung für die Theilſtrecke Gerſthof — Ottakring der Vorortelinie der 
Wiener Stadtbahn. (Baurath Thalham m er fungiert als Experte.) 

Referent beantragt: 

Die Vertreter der Gemeinde Wien ſeien zu ermächtigen, bei der 
am 4. Jänner 1894 ſtattfindenden Stations-Commiſſion, politiſchen 
hinſichtlich der Theilſtrecke 
„Ottakring —Gerſthof“ die nachfolgende Erklärung abzugeben: 


J. Stations-Commiſſion. 
Gegen die Anzahl und Situierung der Stationen wird keine Ein— 
wendung erhoben. 


II. Politiſche Begehung. 

Die Gemeinde Wien ſtellt bezüglich der Durchführung dieſes 
Projectes nachſtehende Bedingungen: 

1. Die zur Überbrückung der Burggaſſe in Kilometer 2 der Bahn 
als Erſatz der Breitenſeer Hauptſtraße projectierten Rampen ſind in 
einer Breite von 9 m anzulegen und derart auszudehnen, daſs die 
Steigung derſelben nicht mehr als drei Percent beträgt. 

Bei der Verfaſſung des Detailprojectes für den Abſchluſs des 
dortſelbſt geplanten Bahnhofes Ottakring und die Überbrückung in der 
Achſe der Burggaſſe iſt auf die neuen zu beſtimmenden Straßenniveaus 
Rückſicht zu nehmen. 

2. Die Überbrückung der Gablenzgaſſe in Kilometer 2˙43 der 
Bahn iſt mittels entſprechend geformter eiſerner Säulen im Saume 
der Trottoirs der Unterfahrt zu unterſtützen und iſt die Rampe von 
dieſer Unterfahrt zur Hüttengaſſe in der Steigung zu modificieren. 
Das Niveau der Hüttengaſſe iſt dementſprechend um mindeſtens 60 em 
höher zu legen, als dies gegenwärtig geplant iſt. N 

Die Anzahl der in der Hüttengaſſe in Ausſicht genommenen Aus— 
gangsſtiegen zu den höher gelegenen Trottoirs iſt um mindeſtens zwei 
Stiegen zu vermehren und hat die Situierung dieſer Stiegen im Ein— 
vernehmen mit der Gemeinde Wien zu erfolgen. 

Die Bahnunternehmung hat ſich bezüglich der Straßen- und 
Trottoiranlage vor den Häuſern mit den Hauseigenthümern auseinander— 
zuſetzen und die Gemeinde Wien gegen alle etwaigen, wie immer ge— 
arteten Forderungen der Hauseigenthümer vollſtändig klag- und ſchadlos 
zu halten. 

3. Die Unterfahrtshöhen in Kilometer 2:57 (Lerchenfelderſtraße) 
und der Ottakringerſtraße in Kilometer 2°68 find durch eine ent— 
ſprechende Anordnung in der Eiſenconſtruction der Straßenüberbrückungen 
auf eine lichte Höhe von 5˙0 m, beziehungsweiſe 6˙0 m zu bringen. 

Die lichte Höhe der Bahnunterfahrt der Herrengaſſe bei Kilo— 
meter 5°43 der Bahn ſoll unter Beibehaltung des Straßenniveaus 
durch entſprechende Abänderung der Eiſenconſtruction auf 5 m gebracht 
werden. 

4. Was die längs der Bahn in Ausſicht genommenen Parallel- 
wege betrifft, ſo iſt, inſoweit die Bahn an nach den genehmigten Bau— 
linienplänen bereits beſtimmte Straßen zu liegen kommt, der zur 
Straßenherſtellung erforderliche Grund in der halben genehmigten 
Breite dieſer Straßen von der Bahnunternehmung einzulöſen und der 
Gemeinde Wien als Straßengrund koſten- und laſtenfrei zu übergeben. 
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Die Gemeinde Wien behält ſich vor, in jenen Strecken, in welchen 
mit Rückſicht auf die Anlage der Bahn neue Straßen längs derſelben 
geſchaffen werden müſſen, dieſe Straßen und deren Breite zu beſtimmen 
und hat die Bahnunternehmung auch den zur Eröffnung dieſer Straßen 
erforderlichen Grund in der halben Breite, und zwar im Mapimal— 
Ausmaße von 8 m zu erwerben und der Gemeinde Wien koſten- und 
laſtenfrei als Straßengrund zu übergeben. 

5. Längs des Bahnhofes in Gerſthof Kilometer 4˙9 bis 5˙4 
ſind beiderſeits als Erſatz für die beſtehenden Verbindungswege Straßen 
in der halben Breite von 8 m herzuſtellen. 

Die Bahnunternehmung hat ſich bezüglich der Höherlegung der 
Gerſthoferſtraße mit den dortigen Hauseigenthümern ins Einvernehmen 
zu ſetzen und die Gemeinde Wien gegen diesbezügliche Klagen der 
Hauseigenthümer ſchadlos zu halten. 

Die Höherlegung dieſer Straße iſt thunlichſt zu verringern. Längs 
dieſer Bahnhofanlage ſind anſtatt der Dammböſchungen Futtermauern 
anzubringen. 

6. Für die Anlage der zur k. k. Tabak-Hauptfabrik führenden 
und die Gablenzgaſſe bei Kilometer 243 im Niveau kreuzenden Schlepp— 
bahn iſt in der Kreuzungsſtelle ein Schienenſyſtem in Anwendung zu 
bringen, welches die volle Gewähr für den unbehinderten und ſicheren 
Wagenverkehr über die Bahnanlage bietet. 

7. Die Waſſerleitungsrohre find, inſoweit dies durch die Anlage 
der Bahn bedingt wird, entſprechend zu verſichern, in genügender Weiſe 
zu überſchütten und ſind die diesfälligen Arbeiten im ſteten Ein— 
vernehmen und nach Angabe der Gemeinde Wien in Ausführung zu 
bringen. 

Die Gemeinde Wien bchält ſich übrigens vor, die infolge der 
Bahnanlage nothwendig werdenden Umlegungen und Verſicherungen 
von Waſſerleitungsobjecten ſelbſt auf Koſten der Bahnunternehmung 
nach ihrem Ermeſſen bewirken zu laſſen und erforderlichen Falles 


gleichfalls auf Koſten der Bahnunternehmung die Herſtellung von Rohr- 


canälen durchzuführen. 

8. Bei der Anlage der Überbrückung der Hernalſer-(Dornbacher—⸗) 
Hauptſtraße iſt für den Fall der Auflaſſung der Vorgärten hierauf 
Rückſicht zu nehmen und demgemäß der zwiſchen dem überwölbten 
Durchlaſſe zur verlängerten Breitenſeerſtraße und zwiſchen der Fahr— 
bahn der Hernalſer-(Dornbacher-) Hauptſtraße projectierte Pfeiler 
zwiſchen den Baulinien der Breitenſeer- und der Hernalſer (Dorn— 
bacher) Hauptſtraße zu ſituieren. 

9. Sämmtliche Detailprojecte der auf der Strecke Gerſthof — 
Breitenſee vorkommenden Objecte ſind vor deren Ausführung vor— 
zulegen. 

III. Enteignungsverhandlung. 


Gegen die in Auſpruch genommene Enteignung von ſtädtiſchen 
Gründen zur Herſtellung der Bahnanlage nach Maßgabe des Pro— 
grammes für die finanzielle Sicherſtellung und die Ausführung von 
öffentlichen Verkehrsanlagen in Wien wird keine Einwendung erhoben. 

Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den 
Vorſitz.) 

9460.) Bürgermeifter Dr. Prix reſeriert über die Beſetzung 
erledigter Stellen in der Buchhaltung. 

Referent beantragt: 

1. Die Vorrückung des Nevidenten extra statum Adolf Wuſtinger 
in die Reihe der ſyſtemiſierten Stellen; 
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2. die Verleihung der zweiten erledigten (ſyſtemiſierten) Stelle 
der IX. Rangcelaſſe (Revidenten) an den Ofſicialen der X a Rang— 
claffe Franz Wolff; 

ferner die Beförderung: 

3. des Officials (X. a Rangelaſſe) Franz Wöhlert in die 
IX. Rangclaſſe, und zwar zum Revidenten extra statum; 

4. der Officiale (X. b Rangelaſſe) Mar Blening und Johann 
Travnik in die X. a Rangclaſſe; 

5. der Acceſſiſten Franz Paul und Georg Koller zu Offi— 
cialen (X. b Rangclaſſe), endlich. 

6. der Praktikanten Otto Eger, Ludwig Krifter und Karl 
Ecker zu Acceſſiſten XI. Nangclaſſe. (Angenommen.) 

(9402.) St.-R. Noske referiert über das Anſuchen des Dr. 
Simon Steinach durch Dr. Eugen Brettauer um Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleihung der 
Zuſtändigkeit an den Genannten. (Angenommen.) 

(7263.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl referiert über die 
Eingabe des Dr. Leopold Teltſcher ddto. 11. October 1893, 
betreffend den Widerruf der von der Prinzeſſin Wilhelmine von 
Montleart Sachſen-Curland gewidmeten Stiftung zur Errichtung 
eines Aſyles für Obdachloſe in Dornbach und beantragt die Kenntnis— 
nahme, daſs die Stifterin den gewidmeten Betrag in der in der 
Eingabe angegebenen Weiſe verwenden wolle; ſohin ſei die bei der 
beftandenen Gemeinde Dornbach übernommene Stiftungsſumme nach 
Abzug der der Gemeinde Wien entſtandenen Auslagen auszufolgen. 

(Angenommen.) 

(9296.) Derſelbe referiert über die Aufnahme von techniſchen 
Hilfskräften für das anläſslich des Baues der ſtädtiſchen Gaswerke 
zu errichtende techniſche Bureau und beantragt, vorläufig die Auf— 
nahme von zwei Hilfsarbeitern, und zwar eines Bautechnikers und 
eines Maſchinentechnikers mit einem monatlichen Bezuge von je 100 fl. 
ab 1. Jänner 1894 und gegen beiderſeitige einmonatliche Kündigung 
zu genehmigen. 

Die Anſtellung hätte über Vorſchlag des Stadtbauamtes und des 
techuiſchen Conſulenten, Theodor Hermann, durch den Bürger— 
meiſter zu erfolgen. Die jährlichen Auslagen per 2400 fl. ſind pro 
1894 auf Rubrik XII 16 bedeckt. (Angenommen.) 

7939.) Derſelbe referiert über den Eröffnungsbericht der 
Direction des Communal-Obergymnaſiums im XIX. Bezirke für das 
Schuljahr 1893/94 und beantragt: 

1. Es ſei der vorgelegte Eröffnungsbericht genehmigend zur 
Kenntnis zu nehmen und ſeien die im Magiſtrats-Antrage angeführten 
Bezüge für Überſtunden, Supplenten, Aſſiſtenten, Hilfs- und Neben⸗ 
lehrer, ſowie für den Profeſſor W. Wild, welchem für die Beſorgung 
der Bibliotheksgeſchäfte auch im Schuljahre 1893/94 eine Remu— 
neration von 100 fl. zu bewilligen wäre, in der üblichen Weiſe flüſſig 
zu machen; 

2. es ſei die Beſtellung des evangeliſchen Religionslehrers Julius 
Antonius und des iſraelitiſchen Religionslehrers Dr. Adolf Weiß 
mit den ihnen normalmäßig zukommenden Bezügen „auf die Dauer 
des Bedarfes“ zu genehmigen; 

3. es ſei das Ergebnis der im Juli und September 1893 vor— 
genommenen Aufnahmsprüfungen zur Kenntnis zu nehmen. 

( Angenommen.) 

(7081.) Derſelbe referiert über die Beſtellung des Bürgerſchul— 
lehrers Anton Weiß als Docenten für Methodik des Schreibens und 
Zeichnens am Pädagogium und beantragt die Genehmigung im Sinne 
des Magiſtrats-Antrages. Angenommen.) 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und ee Wien. — Nr. 3, 9. . 1894. 85 


3 NL NN NL. N Ne MINEN NN 


9401.) St.-N. Schneiderhan referiert über die Bewilligung 
von Neujahrs⸗Remunerationen für das Perſonale des Thereſienbades 
in Meidling und beantragt die Bewilligung dieſer Remunerationen 
wie in den Vorjahren nach dem von der Betriebsleitung vorgelegten 
Verzeichniſſe. (Angenommen.) 


(9356.) St.-R. Müller referiert über die Regulierung der 
Luſtkandlgaſſe im IX. und XVIII. Bezirke, in der Strecke zwiſchen 
der Sechsſchimmelgaſſe und der Säulengaſſe, und beantragt: 

1. Das vorgelegte Project für die Regulierung der Luſtkandlgaſſe 
im IX. und XVIII. Bezirke in der obbezeichneten Strecke im ver 
anſchlagten Koſtenbetrage von 4879 fl. 57 kr., ſowie die Beleuchtung 
des regulierten Straßentheiles mit vier halbnächtigen und einer ganz— 
nächtigen Gasflamme im jährlichen Koſtenbetrage von 116 fl. 69 kr. 
wäre zu genehmigen; 

2. wegen Überlaffung des zur Durchführung dieſer Regulierung 
erforderlichen, im Plane mit FG CB (F) umſchriebenen Grundtheiles 
ſei mit Emma Spitzer durch ein aus der Mitte des Stadtrathes 
zu wählendes dreigliederiges Comité zu verhandeln. 

(Angenommen.) 

(9182.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Johann 
Herda als Erbenvertreter nach Rudolf Schedifka um Bewilligung 
der Trennung der Realität Einl.⸗Z. 1172 in Unter-Meidling, 
XII. Bezirk, nach der Trennlinie 57 E mit Bildung je einer ſelbſt— 
ſtändigen Einlage für die Häuſer Or.⸗Nr. 117 Schönbrunner Haupt— 
ſtraße und Or.⸗Nr. 10 Hufelandgaſſe und beantragt die Geſuchs— 
gewährung im Sinne des Bauamtsberichtes. Angenommen.) 

(9181.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Peregrin 
Zimmermann um Conſens zum Umbaue des Hauſes J., Riemer— 
gaſſe 10, und beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf Ertheilung der 
Baubewilligung zu beſtätigen, beziehungsweiſe die beabſichtigte Herſtellung 
eines Thorportales mit einem Vorſprunge von 030 m über die Bau⸗ 
linie und einer Länge von 350 m gegen Compenſation mit einer 
gleichgroßen Fläche des abzutretenden Straßengrundes zu genehmigen. 

| Vorſitzender, Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt die 
Ablehnung des Anſuchens puncto Riſalitanlage. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt, der geſammte Vorſprung 
über die Baulinie, einſchließlich eines etwaigen Sockels, darf nicht 
mehr als 30 em betragen. 

Referent accommodiert ſich dieſem letzteren Antrage. 


StR. Noske beantragt, nur einen Vorſprung von 20 cm zu 
geſtatten. 


Referenten⸗Antrag (30 em incl. Sockel) abgelehnt. 
Antrag Noske (20cm incl. Sockel) angenommen. 


Im übrigen Neferenten⸗ Antrag angenommen; puncto 
Riſalitanlage an den Gemeinderath. 

Bice- Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den 
Vorſitz.) 


(8940.) ) Bice-Bürgermeiſer Dr. Richter ref feriert in An⸗ 
weſenheit von 16 Stadträthen über die Beſetzung von Dienſtesſtellen 
für den Executionsdienſt. 

(Magiſtratsrath Wopalensky fungiert als Experte.) 

Es werden ernannt: 


1. Zum Official 1. Kategorie der Official 2. Kategorie Arthur 


Steininger; 


. . . . TEN TNTNTITEN Fer 


Ludwig Gylek, 


F 


2. zu Officialen 2. Kategorie die Acceſſiſten: Zodet Karl, 
Eßwein Eduard, Rabl Ignaz, Lieberth Ferdinand, Bernhard 
Eduard, Breitenbaum Anton und Nowak Franz; 

3. zu Acceſſiſten: Payer Karl, Mahnbote; Faſching Theodor, 
Mahnbote; Mang Joſef, Mahnbote; Luck Franz, Executionsdiurniſt 
(unter Ertheilung der Altersnachſicht); Reiner Ludwig, Executions— 
diurniſt (unter Ertheilung der Altersnachſicht)) Schröpfer Alfred, 
Executionsdiurniſt; Mager Max, Executionsdiurniſt; Auerhan 
Johann, Executionsdiurniſt; Demel Alfred, Executionsdiurniſt; Reder 
Ferdinand, Diurniſt im ſtatiſtiſchen Departement; Machatſchek Alois, 
Diurniſt im ſtatiſtiſchen Departement (unter Ertheilung der Alters— 
nachſicht) und Kneißler Friedrich, Diurniſt bei dem magiſtratiſchen 
Bezirksamte für den XII. Bezirk. 

Die Ernennung erfolgt vorerſt in proviſoriſcher Eigenſchaft mit 
dem Bedeuten, dafs den Ernannten erſt nach einer vollkommen tadellos 
zurückgelegten Dienſtzeit von zwei Jahren die definitive Anftellung in 
Ausſicht geſtellt wird, dafs fie. innerhalb des erſten Jahres dieſer 
Verwendung ſich einer Fachprüfung über die Executionsvorſchriften 
und das Executionsverfahren mit gutem Erfolge zu unterziehen haben, 
und dafs fie bei nicht entſprechender Verwendung oder Nichtablegung 
der Prüfung die Entfernung von ihrem Dienſtpoſten zu gewärtigen 
haben. 

(8894.) Derſelbe referiert in Anweſenheit von 16 Stadträthen 
über den Vorſchlag, betreffend die Beſetzung von elf Acceſſiſtenſtellen 
im Steueramte und beantragt die Neuausſchreibung diefer Stellen, da 
ſich feit der letzten Currende vom Juni d. J. in der Zuweiſung von 
Praktikanten, ſowie in den Qualificationen Anderungen ergeben haben 
könuen und möglicherweiſe in der Zwiſchenzeit Praktikanten die Prüfung 
für Staatsverrechnungs-Wiſſenſchaft abgelegt haben können, was im 


Momente nicht befannt ſei. 


Experte Magiſtraterath Wopalensky beantragt, auf die Be⸗ 
ſetzung einzugehen. 

Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 

Es werden zu Acceſſiſten (XI. Nangclaſſe) ernannt die Kanzlei— 
praktikanten: Ernſt Ober le, Karl Ch laſtak, Ludwig Wuſtinger, 
Karl Kauders, Anton Reiß, Karl Engel— 
brecht, Rudolf Wolfgang, Anton Eßwein, Franz Nierodny 
und Friedrich Bulwa. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt wieder 
den Vorſitz.) 

(8923.) St.-N. Schlechter referiert über die Protokolle ber 
Bezirksausſchuſs⸗Sitzungen 

vom 26. October und 22. November 1893 im J. Bezirke, 

vom 25. October, 2., 8., 16., 22. und 29. November und 
6. December 1893 im II. Bezirke, 

vom 26. October und 23. November 1893 im III. Bezirke, 

vom 6. November 1893 im IV. Bezirke, 

vom 6. November 1893 im V. Bezirke, 

vom 8. November 1893 im VI. Bezirke, 

vom 8. November 1893 im VII. Bezirke, 

vom 10. October und 16. November 1893. im VIII. Bezirke, 

vom 24. October, 7. und 21. November 1893 im IX. Bezirke, 

vom 25. October und 8. November 1893 im X. Bezirke, 
und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

9236.) Derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Abſchreibung 
der Waſſermehrverbrauchsgebüren aus dem IX. Bezirke und beantragt 
in ſämmtlichen Fällen die Abſchreibung wegen conftatierter Rohr— 
gebrechen. ( Angenommen.) 
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(9237.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Matthäus 
Bayer, Adminiſtrators des Hauſes IX., Liechtenſteinſtraße 55, um 
Abſchreibung der Waſſermehrverbrauchsgebür pro IV. Quartal 1892 
per 6 fl. 33 kr. und beantragt die Abweiſung im Sinne des Bezirks⸗ 
amts⸗Antrages. (Angenommen.) 

9241.) Derſelbe referiert über acht Geſuche um Abſchreibung, 
beziehungsweiſe Reducierung von Waſſermehrverbrauchsgebüren aus 
dem V. Bezirke und beantragt in allen Fällen die Geſuchsgewährung 
nach dem Antrage des Bezirksamtes. Angenommen.) 

(8813.) St.-N. Noske referiert über zwei Geſuche um Auf⸗ 
nahme in den Wiener Gemeindeverband aus dem VII. Bezirke und 
beantragt die Zuſicherung der Aufnahme an: 

Kühle Friedrich Adolf Chriſtian, Händler mit photographiſchen 
Bedarfsartikeln, und 

Zikeli Daniel, Hutmacher. (Angenommen.) 

(8603.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines 
„Kinderhort“ in Währing um Subvention und beantragt, dem ge— 
nannten Vereine eine Subvention von 400 fl. pro 1893 zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(9275.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Ge: 
meinde⸗Umlagen nach drei Parteien aus dem XIX. Bezirke im Geſammt⸗ 
betrage von 123 fl. 64 kr. und beantragt die Abſchreibung. 

(Angenommen.) 

9264.) St.-R. Wurm referiert über den Verkauf des dem 
Wiener allgemeinen Verſorgungsfonde gehörigen Hauſes I., Wipplinger— 
ſtraße 35, und beantragt: 

1. Die vom Stadtbauamte verfaſste Vorſchrift für den Verkauf 
des bezeichneten Hauſes wird genehmigt; 

2. es ſei wegen Erwirkung eines Landesgeſetzes für den Verkauf 
dieſes Hauſes unter Zugrundelegung eines Minimalzinſes von 200.000 fl. 
ſofort ein Anſuchen an den n.⸗ö. Landtag zu richten. 

(Angenommen; an den Gemein derath.) 

(9160.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Notars 
Dr. Alois Semler noe. der Eigenthümer der Realität Or.-Nr. 1 
Afrikanergaſſe, II. Bezirk, Thereſia Hanakamp, und den Erben 
nach Martin Hanakamp, um Conſens zur Erbauung eines Reit— 
inſtitutes nebſt Stallungen für 24 Pferde auf obiger Realität für 
Zwecke des Reiterbundes und beantragt, den Magiſtrats-Antrag auf 
Ertheilung der Baubewilligung unter den im Augenſcheins-Protokolle 
von Seiten des Stadtbauamtes und Stadtphyſicates geſtellten Bedin⸗ 
gungen und gegen dem zu beſtätigen, 

1. dass ſich die Geſuchſteller mittels eines intabulationsfähigen 
Reverſes verpflichten, über jeweilige Aufforderung der Gemeinde Wien 

a) den von ihrer Realität zur Verlängerung der Kleinen Stadt⸗ 
gutgaſſe nach der beſtimmten Baulinie entfallenden Grund gebüren⸗ 
und laſtenfrei abzuſchreiben und denſelben unentgeltlich und im feft- 
geſetzten Niveau an die Gemeinde Wien zu übergeben, 

b) das Trottoir längs der Realität auf der Seite der Kleinen 
Stadtgutgaſſe herzuſtellen, 

c) die Realität daſelbſt mit einem entſprechenden Abſchluſſe nach 
Angabe der Gemeinde zu verſehen, 

2. daſs die Geſuchſteller die Verpflichtung übernehmen, den zur 
Herſtellung der verlängerten Kleinen Stadtgutgaſſe bis zur Hälfte der 
beſtimmten Breite längs ihrer Realität erforderlichen Grund zu 
erwerben, denſelben unentgeltlich und im feſtgeſetzten Niveau der Ge— 
meinde Wien zu übergeben und zur Sicherſtellung dieſer Verpflichtung 
eine Caution per 3000 fl. bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erlegen. 

(Angenommen.) 


—— . KKK. — 


(8948.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Hörmann, betreffend die Einlöſung und Demolierung des den 
Erben nach Franz Schödl gehörigen Hauſes Or.-Nr. und Einl. 
Zahl 396, Or.-Nr. 121 Erdbergſtraße, III. Bezirk, zur Straßen— 
verbreiterung, und beantragt, den Ankauf dieſes Hauſes um den Preis 
von 5000 fl., wobei die Gemeinde die Vertragskoſten und Vermögens— 
übertragungs⸗Gebüren zu tragen hat, vorbehaltlich der verlaſs- und 
vormundſchaftsbehördlichen Bewilligung unter den Bedingungen des 
Protokolles vom 24. November 1893 zu genehmigen. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt, auch die ſofortige 
Demolierung des in Rede ſtehenden Hauſes zu beſchließen. 

Referent accommodiert ſich. 

Modificierter Neferenten-Antvag angenommen. 


St.-R. Vaugoin referiert über die Uneinbringlichkeit von 
Beerdigungsgebüren: 

(9301) nach 41 Parteien aus dem XVI. Bezirke im Geſammt⸗ 
betrage von 63 fl. 50 kr.; 

(9238) nach 12 Parteien aus dem I. und VIII. Bezirke im 
Geſammtbetrage von 57 fl. 65 ku; 

(8388 und 8390) nach 60 Parteien aus dem XII. Bezirke im 
Geſammtbetrage von 134 fl. — und beantragt in ſämmtlichen Fällen 
die Abſchreibung. Angenommen.) 

(9191.) HL-R. Dr. Huber referiert über drei Ergänzungs— 
wahlen in den Armenrath des IV. Bezirkes und beantragt die Wahl des 

Heiß Leopold, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, mit der Functions— 
dauer bis Ende 1898, 

Haller Johaun, Huf- und Wagenſchmied, und 

Neumann Matthias, Hafner — letztere zwei mit einer Functions— 
dauer bis Ende 1894 — 
zu beſtätigen. 

9127.) Derſelbe referiert über das Verzeichnis der im II. Semeſter 
des Schuljahres 1892/93 von der Zahlung des Schulgeldes befreit 
geweſenen Schüler der Wiedener Communal-Oberrealſchule und 
beantragt, die sub Poſt 5, 6, 7, 26, 28, 33, 37, 42, 57, 60, 61, 
63, 65, 67, 77, 107, 115, 125, 129, 137, 147, 160 und 169 
des Verzeichniſſes angeführten Schüler wegen ihrer ungenügenden 
Sitten⸗, beziehungsweiſe Fleiß- und Fortgangsnoten der bisher ge— 
noſſenen Schulgeldbefreiung verluſtig zu erklären. Angenommen.) 


Angenommen.) 


(9032.) Derſelbe referiert über fünf Geſuche um Aufnahme in 
den Wiener Gemeindeverband aus dem V. Bezirke und beantragt die 
Zuſicherung der Aufnahme an: 

Hitzinger Heinrich, Schloſſergehilfe; 

Janitſch Eduard, Realſchul-Lehramtscandidat; 

Wertheimer Moriz, Commis; 

Wertheimer Jakob, Meerſchaumdrechslergehilfe, und 

Schmidt Joſef, Schuhmachergehilfe. (Angenommen.) 

(9031.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Werkführers 
Joh. Friedr. Görl im V. Bezirke um Zuſicherung der Aufnahme 
in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen.) 

(86 71.) Derſelbe referiert über mehrere Geſuche um Bürgerrechts— 
Verleihung aus dem XVII. Bezirke und beantragt die Verleih ung 
des Bürgerrechtes an: 

Prentinger Georg, Schuhmacher und Hausbeſitzer; 

Hauke Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer und Hausbeſitzer, und 

Stojan Joſef, Schuhmacher. ( Angenommen.) 
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(9163.) St.-N. Witzelsberger referiert über die Sicherſtellung 
der Raſenziegellieferung pro 1894 für den Central-Friedhof und be⸗ 
antragt, es ſei von der Ausſchreibung einer Offertverhandlung Umgang 
zu nehmen und dem Wirtſchaftsbeſitzer Karl Lechner die obige 
Lieferung zum Preiſe von 25 fl. per 1000 Stück einfache (32 cm?) 
und 50 fl. per 1000 Stück doppelte (64 cm lang und 32 cm breit) 
unter den bisherigen Bedingungen zu übertragen. (Angenommen.) 

(8963.) St.-N. Matthies referiert über das Anſuchen des 
Joſef Aigner im XIV. Bezirke um Herabſetzung der Taxe für die 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband von 100 fl. auf 50 fl. 
und beantragt die Geſuchsgewährung. (Angenommen.) 


(Schluſs der Sitzung.) 


Bezirkaausſchüſſe. 
Ill. Bezirk, Candſtraße. 


(Karl und Eliſabeth Kärcher'ſche Armenſtiftung.) Am 
8. Februar 1894 kommen die Intereſſen der Karl und Eliſabeth 
Kärcher'ſchen Stiftung für arme, würdige Bewohner des III. Be⸗ 
zirkes Landſtraße zur Verleihung. 

Anſpruch auf dieſe Stiftung haben: Bewohner des III. Be⸗ 
zirkes der Stadt Wien, welche ohne ihr Verſchulden verarmt, 
erwerbslos, durch ihr Verhalten der Unterſtützung würdig ſind, die 
Gemeindezuſtändigkeit nach Wien erlangt haben und ſich zu einer 
chriſtlichen Confeſſion bekennen. Hiebei haben Bewerber, welche 
wenigſtens zehn Jahre im III. Bezirke wohnen, den Vorzug. 


In erſter Linie werden jedoch frühere Staatsangehörige des 


Königreiches Württemberg, falls fie die vorſtehenden Eigenſchaften 
beſitzen, zum Stiftungsbezug, und zwar auch dann berufen, wenn 


ſie die Gemeindezuſtändigkeit nach Wien noch nicht erlangt haben. . ” 3 
Unter den übrigen Bewerbern werden bei ſonſtigen gleichen Ver⸗ der Maſſeneinwanderung fremder Juden nach Syrien und Paläſtina 
hältniſſen Wiener Bürger und Bürgerinnen vorzugsweiſe berück- g ü en 

einwanderern zum Grundbeſitzerwerb in den gedachten türkischen 


ſichtigt. 

Die mit dem Taufſchein, dem Wohnungs-, Sitten- und 
Armutszeugniſſe, ſowie dem Nachweiſe über die Zuſtändigkeit oder 
den Beſitz des Bürgerrechtes in Wien, eventuell über die frühere 
Staatsangehörigkeit zum Königreiche Württemberg belegten Geſuche 
ſind bis längſtens 31. Jänner dieſes Jahres in der Kanzlei des 
Bezirksausſchuſſes des III. Wiener Gemeindebezirkes, III., Ge⸗ 
meindeplatz 3, 1. Stock, zu überreichen. 

Später einlangende oder nicht gehörig documentierte Geſuche 
werden nicht berückſichtigt. 


Allgemeine Nachrichten. 


(Zur Auswandcrung nach Braſilien.) Laut Erlaſſes der k. k. 
n.⸗ . Statthalterei vom 24. September 1893, 3. 66285, hat das 
k. k. Miniſterium des Innern eröffnet, dass einer Mittheilung der 
königl. ital. Präfectur in Udine an das Grenzpolizei-Commiſſariat 
in Cormons zufolge die braſilianiſche Regierung den aus Italien 
kommenden Auswanderern den Eintritt in die Häfen Braſiliens 
unterſagt hat und daher auch die Auswanderer aus Oſtereich— 
Ungarn an der italieniſchen Grenze zurückgewieſen werden. 


4 * 
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(paſszwang in Serbien.) Infolge des Statthalterei⸗Erlaſſes 
vom 31. September 1893, 3. 6265/Pr., wird bekanntgegeben, 
dafs der aufgehobene Paſszwang an der öſterreichiſch-ungariſchen 
und ſerbiſchen Grenze, vom 15. September 1893 angefangen, 
wieder in Kraft geſetzt wurde, und ſämmtliche königl. ung. Juris⸗ 
dictionen, die königl. ung. Gendarmerie-Commanden und die Buda⸗ 
peſter Stadthauptmannſchaft mittels Eircular-Verordnung des ge⸗ 
nannten Miniſteriums vom 29. Auguft 1893, Z. 72723, ange⸗ 
wieſen wurden, von dem bezeichneten Tage an für die von Serbien 
nach Ungarn und umgekehrt die Grenze übertretenden Perſonen 
die Abforderung eines Paſſes oder eines ſolchen erſetzenden Legiti⸗ 


mationsdocumentes ohne Rückſicht auf die Heimat des betreffenden 
Reiſenden in Gemäßheit der früher beſtandenen Vorſchriften wieder 
ſtrenge zu handhaben. 


Eine analoge Verfügung wird auch ſeitens der königl croatiſch— 
ſlavoniſchen Landesregierung rückſichtlich der croatiſch-ſlavoniſchen 
und ſerbiſchen Grenze getroffen werden. 


* 8 *. 

(Reiſebeſchränkung fremder Staatsangehöriger jüdiſcher 
Coufeſſion in der Türkei.) Nach einer an das k. k. Miniſterium 
des Innern gelangten Mittheilung des k. u. k. Miniſteriums des 
Außern vom 9. October 1893, Z. 41384/7, hat das k. u. k. 
Generalconſulat in Bairut die Aufmerkſamkeit auf den wiederholt 
beobachteten Umſtand gelenkt, daſs jüdiſche Reiſende in Un— 
kenntnis der Verfügungen der ottomaniſchen Be 


hörden bezüglich der Beſchränkung der jüdiſchen Einwanderung 


in Syrien und Paläſtina in größerer Zahl dort eintreffen, wodurch 
ſich für die Reiſenden Schwierigkeiten und Verlegenheiten, oft auch 


empfindliche Nachtheile, ergeben. 


Dieſe Verfügungen beſtehen im weſentlichen in dem Verbote 
ſowie in der ausſchließlichen Zulaſſung von jüdiſchen Cinzel- 


Provinzen, ferner in dem Verbote von Maſſenreiſen fremder 


Staatsangehöriger jüdiſcher Confeſſion, beziehungsweiſe in einer 


Beſchränkung der Aufenthaltsdauer dieſer letzteren auf einen Monat. 


* * 
** 


(Auftreten der Reblaus.) In der Gemeinde Pillersdorf im 
politiſchen Bezirke Ober-Hollabrunn wurde das Auftreten der 
Reblaus (Phylloxera vastatrix) conſtatiert. 

Infolge deſſen wurde ſeitens der k. k. Statthalterei unterm 
28. December 1893, Z. 90103, in Gemäßheit des Geſetzes vom 
3. April 1875, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 61, die Ausfuhr von Reben, 
Pflanzen, Pflanzentheilen und anderen Gegenſtänden, welche als 
Träger dieſes Inſectes bekannt ſind, aus dem ganzen Gebiete der 
genannten Gemeinde ſtrengſtens verboten. 


* * 
*. 


(Waiſenansſtattungs⸗Stiftung.) Seitens der k. k. n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei wurde unterm 16. December 1893, Z. 89149, bekannt⸗ 
gemacht, daſs zwölf Margaretha Schmid t'ſche Waiſenausſtattungen 
zu je 200 fl. ö. W. an ehemalige Zöglinge der k. k. Waiſenhäuſer 
in Wien und Judenau zur Vertheilung gelangen. 

Auf Verleihung einer ſolchen Ausſtattung haben ohne Unter⸗ 
ſchied des Geſchlechtes ſolche arme Zöglinge dieſer Waiſen-Anſtalten 
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Anſpruch, welche eine Wirtſchaft oder ein Gewerbe anzutreten im 
Begriffe ſtehen; weibliche auch dann, wenn ſie ſich zu verehelichen 
beabſichtigen. 

Ausgeſchloſſen ſind alle jene ehemaligen Waiſenhauszöglinge, 
welche irgendeine Walſenausſtattung ſchon erhalten haben. 

Die Geſuche find, belegt mit dem Taufſcheine, Sitten- und 
Armutszeugniſſe, dann verſehen mit dem Nachweiſe, dass der Be⸗ 
werber oder die Bewerberin in einer der k. k. Waiſen⸗Anſtalten 
erzogen wurde und im Begriffe ſteht, eine Wirtſchaft oder ein 
Gewerbe anzutreten, beziehungsweiſe ſich zu verehelichen- geſonnen 
iſt, bis längſtens 31. Jänner 1894 bei der k. k. n.⸗6. Statthalterei 
zu überreichen. | 

Approvifionierung. 
Der tägliche Fleiſchmarkt. 
der Großmarkthalle eingelangte 


In Fleiſch⸗ 
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2: Preisbewegung: | 
bis 64 kr. per Kg. 


ala: Siedfleiſh . . .. von 24 
e | Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ 95 „ „ „ 
Nenn cr „ — „„ — „ „ „ 
Kalbfleiſche a: e ee 
Schaffleiſch h... e e er 
Schweinfleiſch e AO 68 „ „M u 
Kälber 55 e e 
Schafe „ a | 
Schweine „ e Se 
Lämmer „ — „ — fl. „ St. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war in dieſer Woche erheblich 


| größer als in der Vorwoche, die Nachfrage die ganze Woche hin— 
durch eine der Zufuhr entſprechend lebhaftere, und was die Preiſe 


anbelangt, ſo wurde Rindfleiſch minderer Qualität, dann Schaf— 


fleiſch und Schafe um 4 bis 6 kr. per Kg. beſſer gezahlt, gegen 


waren vom 31. December 1893 bis 6. Jänner 1894. 


1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. 222.682 kg (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 147.128; 
aus Ober⸗Oſterreich — 6188; aus Mähren 
— 20.198; aus Böhmen — 100; aus 
Galizien — 33.802; aus Ungarn — 13.042; 

aus der Bukowina — 2224; aus Croatien 

— ; aus Steiermark — — kg) 
(Davon aus Nieder-Oſterreich — 2735; 
aus Ober⸗Oſterreich — 100; aus Mähren 
12; aus Galizien — 9163; aus Ungarn 
— 41; aus der Bukowina — — kg) 
(Davon aus Nieder- Oſterreich 111; aus 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch .. . 12.051 


n 


Schaffleiſch 3.961 „ 


Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — 


2304; aus Ungarn — —; aus der Buko⸗ 


wina — 1546; aus Mähren — — kg) 


Schweinfleiſch 39.884 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 25.657; 


aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 


340; aus Mähren — 1585; aus Galizien | 


8364; aus Ungarn — 3938; aus der 
Bukowina — —; aus Croatien — —; 
aus Steiermark — — kg) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 877; aus 
Ober⸗Oſterreich — 64; aus Mähren — 68 
aus Böhmen — 12; aus Galizien — 522; 
aus Ungarn — 71; aus der Bukowina 
— 17; aus Salzburg — —; aus Tirol — 
53 aus Schleſien — — St.) ö 
(Davon aus Nieder - Oſterreich — 128; 
aus Ober⸗Oſterreich — 4; aus Mähren 
— Z; aus Galizien — 1; aus der Buko⸗ 
wina — —; aus Ungarn — 34 St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 169; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 3; 
aus Galizien — 2143; aus Ungarn — 4; 
aus der Bukowina — —; aus Croatien 
— ; aus Siebenbürgen — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Galizien — —; 
aus Ungarn — —; aus Tirol — — Et.) 
bh) Für den Approviſionierungs verein. 
Rindfleiſch .. 19.327 kg Kälber. . . . 166 Stück 
Ralbfleih . . 22 „ Shake. :. . 20 „ 
Schaffliih. .. — „ Schweine.. 25 „ 
Schweinfleiſch. 2513 „ Lämmer . . 163 „ 


Kälber . . . . 1636 Stück 


Schafe 


Schweine 8 


Lämmer . 


Schluſs der Woche hingegen Kalbfleiſch und Kälber um 2 bis 4 kr. 
und Schweinfleiſch und Schweine um 4 bis 8 kr. per Kg. billiger 
abgegeben. 


* * 


* 


Pferdemarkt vom 5. Jänner 1894. 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 334 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 100-320 fl. per Stück. 
„ „ Schlachtpferde 20— 43 fl. „ „ 
Der Markt war lebhaft. 


* * 


* 


Schlachtviehmarkt vom 8. Jänner 1894. 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh 3798, Weide vieh — Beinlvieh 737, 
Summa. 4535. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 1562 
Galiziſche „ 586 
Deutſche 1 . 2373 
Büffel f 14 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſen 3280 
Steie 789 
Kühe 516 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 


Ungar. Schlachtthiere von 50 bis 67 fl. 
1 (extrem on 92 " 66 „0 ai ni 1 ge c In 
52 en beim Handel vereinbarten 
Ga 1 a . mn 5 ‚N aan Marit 5 dem 4% 
(er u u Fa „) welchen der Verkäufer dem 
Deutſche Schlachtthiere, 50 „ 67 „ I Kuufer als Entſchädigung: 
a) für den Gewichts verluſt in⸗ 
(extrem . ee e olge der Schlachtung; 
W h b) für die minderwertigen 
Weidevieh „ e ae a — Stoffe, wie: Haut, Horn, 
; Blut, Unſchlitt ꝛc.; - 
Stiere „ — „ — „ho fr die wertloſen Stoffe, 
Kühe 100 1 feht Darm: 
u R r e inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Büffel e „ — „ — „ | 
Beinlvien. „ — „ — „. 


— 2 TT—— X 


b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


Ochſen von 18 bis 33 fl. 

Stiere „ 19 „ 323 „ 

Kühe . . „ 21 „ 33 „ 

Büffel. „ 24 „ 25 „ 

Beinlvien. . . „ — „ — „ 

Weidevie h.. „ — „ — , 
e) Preis per Stück: 


Beinlvieh „von 24 bis 75 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 
Un verkauft blieben: 
Ochſen 87 Stück 
Beinlvieh .. 41 „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 1178 Stück 
Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
bedeutend größeren Auftriebes ziemlich flau, daher die Preiſe in 
Primaware um ½ bis 1 fl., in Mittelware um 2 bis 3 fl. per 
100 kg gefallen ſind. 


% 4 
* 


Preisbewegung au der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 6. Jänner 1894. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 76—81 kg) von 7 fl. 50 kr. bis 8 fl. 30 kr. 


Roggen ( 77 "nn 7 5 77 77 6 m) nn 6 „ 45 M) 
DEREN a vo. a ae ee RE cl o 2 
Mais % e e e e e e 7 5 m 30 nn 6 rn 
err. ar a 
) Mahlproducte. 
DIEB: en ˙· ae von 13 fl. — kr. bis 14 fl. 50 kr 
Weizenmegl )))) „„ d 14 00, 
Roggenmehl e , 
Weizenklei e. „ „% „ ee 
Roggen kle ie. „ I 0 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 28. December 1893 bis 4. Jänner 1894 
Waren eingelagert 
ausgelagert N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
11.298 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 4. Jänner 1894: 402.549 Meter⸗Centner, und zwar: 
61.522 Meter⸗Centner Weizen, 77.291 Meter⸗Centner Roggen, 


127.807 5 Gerſte, 53.512 * Hafer, 
5.011 N Mais, 11.317 5 Olſaaten, 
24.445 15 Mehl u. Kleie, 4.205 1 Wein, 
74 5 Zucker, 881 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,826.480 fl. öſt. Währ. 


Sicherheits Angelegenheiten. 


(Verwendung von Mörtelaufzügen bei Banten innerhalb des 
Gemeindegebietes von Wien.) Zur Verhinderung von Unglücks⸗ 
fällen bei der Verwendung der üblichen Mörtelaufzüge (Rad an 
der Welle mit zwei an Seilen hängenden Fördergefäßen) werden 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
folgende Vorſchriften erlaſſen: 
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1. Zur Verhinderung des Einklemmens der Hände oder der 


Kleidungsſtücke jener Arbeiter, welche bei der Aufzugsvorrichtung 


mit der Handhabung der Fördergefäße und der Lenkung des Seiles 
(Seilführer) betraut werden, iſt entweder der Aufzug ſo hoch über 
den Standpunkt dieſer Arbeiter zu ſtellen, daſs fie ſelbſt mit aus⸗ 
geſtreckten Händen die Aufzugsrolle nicht zu erreichen vermögen, 
oder es ift die Welle derart zu verdecken, dass fie von den Arbeitern 


| nicht berührt werden kann. 


2. Zur Verhinderung des Ausgleitens der Seilführer beim 
Einziehen der Fördergefäße mufs der Boden von der Aufzugs— 
öffnung mit angenagelten Latten, eingeſchlagenen Klammern und 
dergleichen verſehen und ein durchlaufender Riegel oder eine Hand- 
habe angebracht ſein, an welche ſich die Seilführer mit den freien 
Händen anhalten können. 

3. Die Gerüſtöffnungen für die Fördergefäße ſind mit ſchacht— 
artigen Bretterverſchlägen zwiſchen den Gerüſtgeſchoſſen zu verſehen, 
welche bis zum unterſten Ende der Bahn der Fördergefäße zu ver— 
längern ſind und hier, beziehungsweiſe in den Geſchoſſen, nur an 
jenen Stellen offen ſein dürfen, welche zur Handhabung der Gefäße 
erforderlich ſind. 

Ebenſo darf an der oberſten Gerüſtöffnung nur der zur Hand⸗ 
habung der Gefäße erforderliche Raum ohne Umfriedung gelaſſen 
werden. 

Während der Zeit, als der Mörtelaufzug außer Betrieb ſteht, 
mußs der Schacht für das Fördergefäß vollſtändig geſchloſſen fein. 

4. Der Aufenthalt von Perſonen unterhalb der für den 
Mörtelaufzug beſtimmten Gerüſtöffnungen während des Aufzugs— 
betriebes iſt verboten. 

5. Aufzüge, welche den vorſtehenden Vorſchriften nicht ent— 
ſprechen, ſind unverzüglich zu ändern. 

6. Für die Einhaltung der vorſtehenden Vorſchriften iſt der 
Bauführer verantwortlich. 

Die Poliere oder die für die unmittelbare Überwachung der 
Arbeiter beſtellten Perſonen ſind verpflichtet, die beim Betriebe 
eines Mörtelaufzuges beſchäftigten Perſonen, insbeſondere die mit 
der Leitung des Förderſeiles und der Handhabung der Förder— 
gefäße beſchäftigten Arbeiter auf die drohenden Gefahren bei 
Außerachtlaſſung der nöthigen Vorſicht aufmerkſam ‚zu machen und 


dem Aufzugsbetriebe beſondere Sorgfalt in der Überwachung zu 


widmen. 

7. Übertretungen dieſer Vorſchriften, inſofern ſie nicht unter 
das allgemeine Strafgeſetz fallen, werden auf Grund des $ 94 der 
Bauordnung für Wien mit Geldſtrafen von 5 bis 300 fl., eventuell 
der entſprechenden Arreſtſtrafe geahndet. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Acteuſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten di: eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 


vom 4. bis 8. Jänner 1894: 


Für Neubauten: 


I. Bezirk: Haus, Fleiſchmarkt 4, von Joſef Sucharipa, Türken⸗ 
ſtraße 10, Bauf führer A. Schumacher (62). 
III. Bezirk: Bis Gürtelſtraße, Grundb.⸗Einl. 2739, von Heinrich 
Wein er und Joſ. Steiner, Staudingergaſſe 9, Bay 
führer 3. Dolezal (6). 
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VI. Bezirk: Haus, Gumpendorferſtraße 122, Rohrböcks Söhne, 
Gumpendorferſtraße 135, Bauführer C. Stigler, Stadt- 
baumeiſter (26). | 

: Haus, Kirchberggaſſe 25, von Julius Stättermaher, 
Baumeiſter (104). 

Für Adaptierungen: 

: Dorotheergaſſe 18, von der evangeliſchen Gemeinde 
A. C., durch OttoH Thinemann, k. k. Baurath, Bau⸗ 
führer Stagl & Brodhag (32). 

Burgring 1, von Ferdinand Sch la f, Baumeiſter (40). 

: Volkstheater, Praterhütte 45, von Heinrich Jautſch, Bau— 
führer Franz Dezort (2). . j 

: Starhemberggaſſe 4—6, von Jakob Schnabl und Ignaz 

Bleier, Bauführer F. Dirnberger (599. 

: Stumpergaſſe 41, von Marcus Willig, Bauführer J. 

Schweitzer (47). 

: Neubaugaſſe 61, von Peter Jeemen und Franz Lein, 

Bauführer F. Prokeſch (43). 

Schottenfeldgaſſe 72, von Alois Braun, Bauführer Joh. 
Ev. Adler (107). 

: Ottakring, Saillergaſſe 19, von Michael Heinrich, XVI., 

Gaullachergaſſe 10, Bauführer Karl Haas (498). 


Für diverſe (geringere) Banten: 


II. Bezirk: Eishaus, Handelsquai 59, von Gerhard und Roſa Zieger, 
| Bauführer A. Prokſch (61). ö 
Schupfe, Pöchlarngaſſe, Bauſtelle 1 und 3, Gruppe XII K, 


ö i von Johann Freitag, Taborſtraße 50, Bauführer 
Th. Fink (4). | 
” 5 Stallbau, Jägerſtraße 35, von Joſef Glaſer, Bauführer 


J. Wagner (52). 
5 „ Stallbau, Krieau, k. k. Prater, von Karoline Klaus, Bau— 
führer R. Jäger (9). 


Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 
III. Bezirk: Erdbergſtraße 148150, von Wendelin Kühnel, V., Gieß— 
0 aufgaſſe 2 (22). 4 
X. Bezirk: Puchsbaumgaſſe, Grundb.⸗Einl. 1273, vonderallgemeinen 
öſterreichiſchen Transport-Geſellſchaft, 
durch Dr. P. Tafler (38). 


Geſuche um Bekanntgabe der Vaulinie wurden überreicht: 


I. Bezirk: Tuchlauben 22, Wildpretmarkt 9, von 
Olbricht, Stadtbaumeiſter (33). 
II. Bezirk: Große Neugaſſe 18, von Joſef Marek, Baumeiſter (36). 


4 seh 


Geſellſchaft für öffentliche Lagerhäuſer 


5 (106). 1 

VI. Bezirk: Strohmayergaſſe 13, von Joſ. Müller, Lazarethgaſſe 17 (46). 

IX. Bezirk: Alſerbachſtraße 27, von F. Dehm KF. Olbricht, Bau— 
meiſter (87). 


Demolierungsanzeigen wurden überreicht: 
VI. Bezirk: Gumpendorferſtraße 122— 124, von Franz und Joſef Nohr— 
böd, Bauführer? (41). 
VIII. Bezirk: Bennogaſſe 25, von Anton Lang, Baumeiſter (23). 


Gewerbeanmeldungen vom 4. Jänner 1894. 
Fortsetzung) 

Garczynski Joſef.— Bauunternehmung — IV., Moſtgaſſe 14. 

Eltbegen Wilhelm — Börſeeffeeten⸗Commiſſionshandel — IX., Hörlg. 4. 
| Leiter Emanuel — Brantweinſchauk — XIX., Heiligenſtadt, Nufsdorfer- 
ſtraße 89. 5 5 N 
Schmidt Karl — Buchbinder — IV., Schäffergaſſe 12. 

Krämer Oſias — Colportage — XVI., Ottakring, Peyerlgaſſe 18. 
Pfennig Alexander Theodor — Commiſſionswaren-Verſchleiß — VII., 
Neuſtiftgaſſe 38. Er: f n 

Pouch Michael — Commiſſions waren⸗Verſchleiß — VIII., Joſefſtädter⸗ 

IE Ta 8 A 
Temmer Matthias, Weiß Iulius — Commiſſionswarenhandel — I, 
Salvatorgaſſe ggg. ae EN 

Carius Auguſt — Drechsler — V., Franzensgaſſe 14. 

Gaida Franz. — Farbwaren⸗Verſchleiß — VIII., Lerchenfelderſtraße 92. 

Rieder Thereſia — Feinputzerei —. IX., Simondenkgaſſe 11. 

Nzidky, Anna Marie — Feinputzerei — IV., Margarethenſtraße 13. 
Preßinger Cäcilie — Fiakergewerbe (Pachtbetrieb) — XVI., Ottakring, 
Roſenhligel as. 

Gaſſenreiter Florian — Fiaker — XVI., Ottakring, Wichtelgaſſe 45. 


3 Dehm & F. 


Franzensbrückenſtraße 17—19, von der I. öſterr. Actien⸗ 


gaſſe 27 


In: e, , N, N ETUI EN DS RETTET MISCHEN 


Schlögl Johann — Fleiſchhauer — IX., Liechtenſteinſtraße 64. 
Klement Joſef — Fleiſchſelcher — X., Kudlichgaſſe 40. 

Pirchlitza Joſefa — Fleiſch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Mitterbergg. 25. 
Günther Johanna — Fournierhandel — V., Kohlgaſſe 15. 

Auer Juliana — Fragnerin — XVIII., Währing, Feldgaſſe 26. 
Dumba Nikolaus Theodor — Garnhandel — J., Auwinkel 4. 
Schützenhofer Alexander — Gaſtwirt — X., Sennefeldergaſſe 14. 
Keider Franz — Gaft- und Schankgewerbe — XVI., Lienfeldergaſſe 25. 
Mayer Anton — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XV., Märzſtraße 32. 
Steirer Leopold — Gaft- und Schankgewerbe — XIX., Nufsdorf, Eiſen⸗ 


bahnſtraße 55. 


Schreitter Ludwig — Gebäck-Verſchleiß — IV., Kärntnerthormarkt. 
Auguſtin Marie — Gemiſchtwarenhandel — XIII., Penzing, Reinlg. 64. 
Wodra Franz, Krochaun Karl — Gemiſchtwarenhandel — J., Herreng. 4. 
Appel Anna — Gemiſchtwaren-⸗Verſchleiß — X., Raaberbahngaſſe 10. 
Blaich Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Seidengaſſe 27. 
Blaszellner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Hauptſtraße 46. 
6 13 Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., Meidling, Premlechner⸗ 
gaſſe 17. 
Freund Alexander — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kirchengaſſe 24. 
Hackl Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Lerchenfelder— 
ſtraße 110. 
Haidvogel Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Veronikagaſſe 30. 
Hartmann Martin — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Burggaſſe 3. 
Janovsky Hildegarde — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Pulverthurmgaſſe 3. ö 
Kloiber Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Fiſchergaſſe 41. 
Kormann Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Langegaſſe 12. 
Ledl Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Herzgaſſe 2. 
Seifert Rudolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Thereſianumgaſſe 29. 
Mach Pauline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Schmer⸗ 
linggaſſe 3. a 
f e Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Neubau: 
gaſſe 59. 
0 1100 Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Heiligenſtadt, Herren- 
gaſſe 11. 
Novacek Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Schulgaſſe 2. 
Reuter Theodor — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Alleegaſſe 60. 
Romanek Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Neubaugaſſe 52. 
Schmalzbauer Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Meidling, 
Rudolfsgaſſe 42. 
Schwarz Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Florianig. 19. 
Sklensky Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Syringgaſſe 21. 
Sprung Vincenz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Habichergaſſe 23. ' 
Steininger Michael — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Zwölfergaſſe 25. 
Svoboda Albert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Bürgerplatz 20. 
Szalay Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Gerſthof, Neu— 
waldeggerſtraße 28. 
Titzl Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Gierſtergaſſe 9. 
Uhlir Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Mayßen— 


Vejvoda Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IV., Karlsgaſſe 1. 

Vetr Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Einſiedlergaſſe 5. 

Weninger Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Leſſing⸗ 
gaſſe 45. | | 

Weſſely Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Einſiedlergaſſe 3. 

Winter Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Ge— 
meindegaſſe 1. 

Meichelböck Karl — Geſchäftsthätigkeit für Leichen- und Krankenvereine — 
VII., Halbgaſſe 30. 

Ottinger Joſef — Geſchirrhandel — IX., Währingerſtraße 18. 

Karpeles Jeanette — Großfuhrgewerbe — X., Manhartgaſſe 4. 

Stefani Giovanni — Gipsfiguren-Erzeugung — V., Matzleinsdorfer⸗ 
ſtraße 5. 

Kulka Siegmund — Handelsagentie — I., Heinrichsgaſſe 3. 

Stiglitz Theodor — Handelsagentie — IV., Preßgaſſe 17. 

Benis Hermann Benjamin — Handel mit chemiſchen Producten — I, 
Bankgaſſe 2. 

Wildau Benedict, Weißkirchner Anton — Handel mit Modiſten- und 
Schneiderzugehörartikeln — VII., Neubaugaſſe 2. | 

Olbrich Joſef — Handſchuhmacher — VIII., Joſefſtädterſtraße 33. 

Hilgert Anton — Herausgabe der Druckſchrift: „Allgemeine öſterr.⸗ungar. 
Rauchfangkehrer⸗Zeitung“ — XVI., Wurlitzergaſſe 2. e 

Maas Albert — Herausgabe der Druckſchrift: „Europäiſche Tarif-Rund⸗ 
ſchan“ — XIII., Hietzing, Am Platz 4. | A 1 

Nader Franz — Herausgabe der Druckſchrift: „Oſterr. Bauarbeiter⸗ 
Zeitung“ — XVI., Gaullachergaſſe 15. | 

Lindova Katharina — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — IX., Glaſerg. 15. 

Mühlbauer Franz — Holz- und Kohlenhandel — XIX., Nufsdorf, 
Kahlenbergerſtraße 7. 1 | . 
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Weinwurm Rudolf — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — VIII., Breiten- 
feldergaſſe 18. 

Junkert Karoline — Kaleuder-, Gebet- und Schulbücher-Verſchleiß — 
XVI., Neulerchenfeld, Kirchſtetterngaſſe 49. 

Schöpf Antonie — Kerzen- und Seifen-Verſchleiß — IX., Marktgaſſe 36. 

Schittenhelm Anton — Claviermacher — IV., Hauptſtraße 60 b. 

Czepan Leopold — Kleidermacher — IV., Weyringergaſſe 28. 

Schiller Max — Kleidermacher — XII., Pfarrgaſſe II. 

Uldrich Wenzel — Kleidermacher — X., Columbusgaſſe 67. 

Kluger Marie — Damenkleidermacherin — XV., Kranzgaſſe 24. 

Kvasnicka Chriſtine — Damenkleidermacherin — IX., Mariannengaſſe 30. 

Herzog Adolf — Herrenkleidermacher — IX., Nuſsdorferſtraße 74. 

ö 50 Friedrich — Kleidermacherzugehör-Verſchleiß — IX, Porzellan- 

gaſſe 20. 

Bartl Katharina — Kleinfuhrwerksbeſitzerin — XI., Hauptſtraße 123. 

Payer Joſefa — Kleinfuhrwerk — III., Schimmelgaſſe 11. 

Metzl Moriz — Knopfdrechsler — VII., Kirchengaſſe 26. 

Beranek Auguſt — Kupferſchmied — XV., Oſterleingaſſe 6. 
85 17 05 Regine — Mannfacturwaren-Commiſſionsgeſchäft — XVI., Thalia⸗ 
traße 56. 

Micco Joſef — Marmorplatten- und Moſaikböden-Erzeugung — XVIII., 
Währing Gürtel 4. 

Henn Adolf — Mehl-, Grieß⸗-, Brot- und Gebäck-Verſchleiß — III., 
Mohsgaſſe 24. 

Gottlieb Eduard — Metallwaren-, Haus- und Küchengeräthehandel — 
I., Am Graben 22. | 

Faſching Joſef — Milchmeier — XIV., Pereiragaſſe 4. 

Baumann Joſefa — Milch-Verſchleiß — IX., Waſagaſſe 32. 

Vedral Marie — Milch-, Gebäd- und Canditen-Verſchleiß — XVIII., 
Währing, Kirchengaſſe 14. 

Viehe Francisca — Modiſtin — V., Pilgramgaſſe 18. 

Wolfsecker Franz — Muſikinſtrumenten-Verſchleiß — V., Reinprechts— 
dorferſtraße 851. 

Ruf Leopold, Klein David — Nürnberger- und Galanteriewarenhandel 
— J., Salvatorgaſſe 10. 

Gliuſerer Leopoldine — Obfthandel — IV., Kärntuerthormarkt. 

Märtin Reinhold — Optiker — XV., Schönbrunnerſtraße 7. 

Lehrer Marie — Papier- und Kurzwaren⸗Verſchleiß — X., Erlachg. 66. 

Brußkay Aloiſia — Pfaidlerin — XVIII., Weinhaus, Herrengaſſe 9. 

Dokopil Marie — Pfaidlerin — I., Wipplingerſtraße 13. 

Förſter Aloiſia — Pfaidlerin — IX., Nufſsdorferſtraße 12. 

Keller Mayer — Pfaidler — VII., Neubaugaſſe 41. 

Leitner Katharina — Pfaidlerin — XV., Fünfhaus, Blüthengaſſe 1. 

Pilpel Siegmund — Pfaidler — I., Am Bergel 2. 

Stein Ignaz, Haas Lazar — Pfaidler — I., Salzthorgaſſe 2. 

Heyny Franz — Reibſandhandel im Umherziehen — XIV., Rudolfsheim, 
Märzſtraße 48. 6 

Fiſcher Julius — Rohproductenhandel — XV., Fünfhaus, Zwölfer⸗ 
gaſſe 11-13. 

Mucha Johann — Schloſſer — V., Rampersdorfgaſſe 7. | 

Meyer Alois — Selchwaren-Verſchleiß — V., Ziegelofengaſſe 3. 

Morgenſtern Francisca — Sonn- und Regenſchirmmacherin — VII., 
Neubaugaſſe 59. 

Draskovits Johann — Spengler — VII., Zieglergaſſe 2. 

Jantzen Anna — Spenglergewerbe — IV., Weyringergaſſe 10. 

Grünwald Roſa — Spirituoſenhandel — X., Wielandtgaſſe 15. 

Martino Joſefa — Spirituoſen-Verſchleiß — IV., Alleegaſſe 26. 

Frühwirth Leopold — Sporrer — VIII., Florianigaſſe 50. 

Neuburg Ignaz — Verſchleiß von rohen und fertigen Stöcken — IX., 
Porzellangaſſe 49 a. 

Piliater Thomas — Pferdefleiſch-Verſchleiß — V., Reinprechtsdorferſtr. 14. 

Goldberg Salomon, Schnabel Maximilian — Taſchnergewerbe — VII., 
Neuſtiftgaſſe 119. 
Mick Karl — Tiſchler — VII., Mariahilferſtraße 96. 
N Katharina — Victualienhandel — XVIII., Währing, Mitterberg⸗ 


Alt Marie — Victualien-Verſchleiß — X., Raaberbahngaſſe 3. 
Baidi Karoline — Marktvictualienhandel — IV., Phorushalle. 
Eugliſch Marie — Marktvictualienhandel — IV., Kärntnerthormarkt. 
Janeéka Antonia — Marktvictualienhandel — XIV., Rudolfsheim, 
Marktgaſſe bei Nr. 35. 
Pogas Marie — Marktvictualienhandel — XIV., Rudolfsheim, Am 
Centralmarkte. 
Herrmann Marie — Verſchleiß von Victualien und Zuckerwaren — VII., 
Zieglergaſſe 14. 
Krobath Joh. Joſef — Wäſcheputzer — XVII., Hernals, Hauptſtr. 164. 
Gabriel Karl — Wagenlaternenfabrik — XIII., Penzing, Poſtſtraße 26. 
Chleborad Joſef — Zimmermaler — IX., Nufsdorferſtraße 18. 
Hofer Antonia — Zimmerputzergewerbe — VII., Hermanugaſſe 27. 
Hauptmann Marie — Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — IV., Karolineng. 19. 
Konrad Francisca — Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Kirchengaſſe 23. ö 
Hierländer Anna — Zuckerbäckerwaren- und Canditen⸗Verſchleiß — 
VIII., Piariſtengaſſe 52. | 
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Gewerbeaumeldungen vom 5. Jänner 1894. 


Briſchar Wilhelmine — Buchbindergewerbe — V., Eiuſiedlergaſſe 21. 

Sandböck Katharina — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
I., Zelinkagaſſe 3. a 

Urban Anton — Kleinhaudel mit Brennmaterialien — V., Gießaufg. 19. 

Zus Cäcilie — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XVIII., Währing, Annagaſſe 8. 1 | 

Triebenbacher Vincenz — Handel mit fertigen Damenkleidern, Mänteln, 
Jacken ꝛc. — J., Plankengaſſe 4. 

Frimmel Roſina — Drechslergewerbe — V., Steinbauergaſſe 26. 

Dobmeier Johanna — Fragnerin — XVIII., Währing, Annagaſſe 38. 

Gebert Martin — Fleiſchſelcher — XVIII., Währing, Luſtkandlgaſſe 52. 

Langhammer Adolf — Fleiſch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gürtelſtr. 66. 

Poleſe Wilhelm — Gärtner — III., Baumgaſſe 114. 

Giannoue Giuſeppe — Gipsfiguren-Erzeugung — V., Schloßgaſſe 16. 

Kölbig Käthe — Gummiwaren, Bandagen- und Kurzwaren-⸗Verſchleiß — 
I., Freyung 2. ö N ö | 

Potz Maria Magdalena — Handel mit Grabausſchmückungsgegenſtänden 
— XI., Simmering, Hauptſtraße 181. 5 

Huber Ludwig — Gemijchtwaren:Berfhleig — III., Erdbergſtraße 14. 

Brokeſch Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Pragerſtraße 1. 

Zirk Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Marokkanergaſſe 8s. 

Bauda Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Barichgaſſe 40. 

Mallina Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hundsthürmerſtr. 14. 

Haedke Alfred — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Bräunerſtraße 3. 

Mattoni Heinrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Tauchlauben 
(Mattonihof). 

Ghicas Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Zedlitzgaſſe 7. 

Beer Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Obere Viaductg. 32. 

Storg Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Weinberggaſſe 19. | 

Thajer Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Gerſthof, Wallriß— 
gaſſe 12. 

Baldauf Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Annagaſſe 48. 

Weprowsky Autonia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Mariahilfergürtel 29. | 

Urban Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XI., Simmering, Geifel- 
bergſtraße 413. | 

Stern David — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, Haupts 
ſtraße 122. f 

| Caletka Jakob — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Meidling, Schön— 

brunner Hauptſtraße 1. 

Schuſter Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Meidling, Pfarrg. 28. 

Klimpel Joſef — Detail-Verſchleiß von Holz und Kohlen — XII., Unter- 
Meidling, Krongaſſe 8. | 

Bubnyar Marie — Detail-Verſchleiß von Holz und Kohlen — XII., 
Meidling, Roſaliagaſſe 3. 

Blumenthal Leo — Handelsagentie — I., Kohlmarkt 3. 

Ballmann Friedrich — Handelsagent — III., Hanſalgaſſe 4. 

Lang Johann — Hutmacher — III., Hauptſtraße 35. 

Leibenfroſt Franz Heinrich — Verſchleiß von Jagdrequiſiten — 3. Pulver- 

hütte nächſt der Radetzkybrücke. ö | 

Neuhöfer Karl — Fabriksmäßige Erzeugung von optischen, mathematiſchen 
und phyſikaliſchen Juſtrumenten — V., Schloßgaſſe 1. . 

Riedl Marie — Cravattennähergewerbe — V., Griesgaſſe 4. 

Zakrajſek Johann — Kaſtanuien⸗, Apfel⸗ und Erdäpfelbrater — I., 
Herrengaſſe 13. =, u Be 

Scheck Marie — Verſchleiß von Kerzen, Seifen, Ol und Petroleum — 
XVIII., Währing, Thereſiengaſſe 48. „ 2 

Jaworsky Joſef — Kleidermacher — XVIII., Währing, Schulgaſſe 54. 

Fuhrmann Anton — Lohnfuhrwerksbefiger — XIII., Hütteldorf, Haupt- 
ſtraße 50. „ er | RE 

Freund Guſtav — Maſchinſtricker — XV., Fünfhaus, Turnergaſſe 27. 

Schober Karl — Meerſchaumbildhauer — V., Traubengaſſe 2. 

Krbeöek Philomene — Milch⸗, Gebäck und Canditen-Verſchleiß — XVIII., 
Währing, Johannesgaſſe 70. | . 1 | | 

Janeéka Veronica — Milch-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Blütheng. 23. 

Heudorn Antonia — Milch-Verſchleiß — III., Auguſtinermarkt. 

Bogelfang Auna — Milch-Verſchleiß — V., Hundsthurmerſtraße 27. 

Ungar Samuel — Verſchleiß von natürlichen Mineralwäſſern und 
Quelleuprodueten — I., Jaſomirgottſtraße 4. i 

Goldſtein Paula recte Lini — Muſikergewerbe — III., Parkgaſſe 20. 

Spitzer Moriz — Partiewaren-Verſchleiß — I, Marc Aurelſtraße 2. 

Glückmann Laura — Pfaidlerwaren⸗Verſchleiß — III., Hauptſtraße 84. 

Brener Heinrich, Brener Jakob — Pfaidlergewerbe — I., Am Bergl 2. 

Roſenberg Emilie — Pfaidlerin — J., Giſelaſtraße J. 

Zankl Alois — Spenglerwaren⸗Verſchleiß — I., Rothenthurmſtraße 16. 

Grünbaum Karl — Detail⸗Verſchleiß von Schneiderzugehörartikeln — 
I., Wipplingerſtraße 2. F 

Podolsky Jakob Matthias — Selchwaren-Verſchleiß — I., Zedlitzgaſſe, 
Detailmarkthalle. „ | u ae 

Potz Johann — Seifen- und Parfum⸗Erzeugung — V., Hundsthurmer⸗ 


ſtraße 100. 


Braumüller Adolf, Ritt. v., Braumüller Rudolf, Ritt v. — Sortiment⸗ 
buchhandel — I., Graben II... 
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Salzer Samuel — Tuchhandel — I., Judengaſſe 11. 

Popper Karl — Tapetenfabrik — XII., Altmannsdorf, Hauptſtraße 28. 

Seehofer Joſef — Tapezierer — V., Margarethenſtraße 71. 

Luchnit Dominik — Speeerei-, Farb- und Materialwarenhandel — 
XIII., Penzing, Kaiſergaſſe 14. 

Söllner Thereſia — Victualienhandel — XVIII., Währing, Kircheng. 2. 

Wallner Karl — Weißnäherei — III., Hauptſtraße 116. 

Wallner Karl — Zwirnhandel — III., Hauptſtraße 116. 


* % 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 8. Jänner 1894. 


Linsbauer Otto — Anſtreicher — VII., Breitegaſſe 10. 

Groß Max — Agentur — IV., Schmiedgaſſe 6. 

Boote Magdalena — Anſtreichergewerbe — IV., Taubſtummengaſſe 1. 

Krener Wilhelm — Kleinhandel mit Brennholz und Kohlen — VII., 
Mariahilferſtraße 94. ' 

Ordza Wilhelm — Kleinhandel mit Brennmaterialien — XVII., Hernals, 
Hauptſtraße 94. | 

Buchmann Maria — Verſchleiß von Canditen und Zuckerbäckerwaren — 
VII., Neuſtiftgaſſe 13. 

Teltſch Samuel — Commiſſionsweiſer Verſchleiß von Gold- und Silber— 
waren — VII., Mariahilferſtraße 94. 

ö a Eduard — Commiſſionshandel mit Börſeeffecten — VII., Ziegler— 
gaſſe 1. | 
f e Hermann — Commiſſionswaren-Verſchleiß — VII., Breite⸗ 

gaſſe 4. 

Zeif Thereſe — Damenkleidermachergewerbe — V., Wienſtraße 65. 

Buchner Johann — Fiaker Nr. 435 — II., Ferdinandsbrücke. 

Dawidowicz Matthias Anton — Fleiſchhauer — X., Quellenplatz 4. 

König Max und Bernhard — Farbwaren-Verſchleiß — X., Simmeringer— 
ſtraße 140. 

Wächter Joſefa, geb. Bode — Friſeur- und Raſeurgewerbe — X, 
Laxenburgerſtraße 37. 

Neunteufel Johann — Gaſt- und Schankgewerbe — IV., Alleegaſſe 26. 

Etl Leopold — Gaſtwirt — X., Himbergerſtraße 3. 

Salzer Georg — Gaſtwirt — V., Kettenbrückengaſſe 9. 

Link Konrad — Gaſtwirt — VII., Lerchenfelderſtraße 63. 

Dworſchak Johann — Gaſtwirt — VII., Zieglergaſſe 68, 

Baumgartner Edmund — Ausſchank von verſüßten gebrannten geiſtigen 
Getränken und Verabreichung von Kaffee, Thee ꝛc. ꝛe. — XIX., Nufsdorf, 
Hauptplatz 4. | 

Bubenik Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Nufsdorf, Haupt- 
ſtraße 16. 

Leberl Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ober-Döbling, 
Thereſiengaſſe 23. | 

Bayerl Roſalia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Nußsdorf, 
Kircheugaſſe 3. | 

Schentz Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Heiligenſtadt, 
Barawitzkagaſſe 26. | | 

Wakwelka Joſefa — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Meidling, 
Johannesgaſſe 53. | 

Zimmermann Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kaiſerſtraße 15. 

Vittorelli Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Südbahnhof, Tabak⸗ 
trafik — IV., Louiſengaſſe 19 a. 

Graf Amalia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Herthergaſſe 8. 

Fibiger Ludmilla — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Simmeringer⸗ 
ſtraße 112. 

5 Laaber Ludwig — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Obere Weißgärber⸗ 

ſtraße 30. . 

Lilien Moſes Joſef — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Dianagaſſe 7. 
Kohn Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Weſtbahnſtraße 44. 
Ivanesiſt Magdalena — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XII., Meidling, 

Ignazgaſſe 25. = | 3 

5 Graf Sebaſtian — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Haupt⸗ 

ſtraße 5. 

Laimböck Rupert — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 

Marktgaſſe 33. j | 

Fimberger Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ober-Döbling, 

Pantzergaſſe 12. | | 

Hamperl Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ober-Döbling, 

Neugaſſe 15. N 15 | 
Polt Jakob — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIX., Nufsdorf, Lände 49. 

anf ae Auna — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, Paulinen⸗ 

gaſſe 3. N | 

Teufelbauer Eleonore — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Ob.⸗Döbling, 
Pantzergaſſe 30. 3 | | 

Sbborowitz Ignaz — Handelsagentie — VII., Schottenfeldgafje 40. 
Füöffler Johann — Kaffeeſiedergewerbe — IV., Schwindgaſſe 19. 
Janda B. und Sohn — Kiſtentiſchlerei — V., Franzensgaſſe 3. 


— 2 TEK ——— 


— INN NENNT . 


———— ———— — 


Skoda Matthias — Kleidermacher — XVIII, Währing, Hauptſtraße 44 
Hel Joſefa — Handel mit friſchen Knochen — XIII., Penzing, Rochus⸗ 
e 22. 


Schwabacher Michael und Herz — Klebeſtoff-Erzeugung — X., Leebg. 6. 
f Det Georg — Kleinfuhrwerk — XIX., Heiligenſtadt, Barawitzka⸗ 

gaſſe 22. 

Petrich Agnes — Koſtgebung — J., Kumpfgaſſe 8. 

Zurmann Stanislaus — Kürſchner — XIV., Rudolfsheim, Schön⸗ 
brunnerſtraße 79. | 

Taibl Johann — Kürſchner — V., Matzleinsdorferſtraße 8. 

Gubin Katharina — Kunſtblumen-Erzeugung — IV., Rainergaſſe 6. 

Schauer Johann — Marktvictualienhande!l — XIV., Rudolfsheim, 
Schönbrunnerſtraße. 

Gaumannmüller Anton — Material-, Specerei- und Farbwarenhandel — 
IV., Hauptſtraße 4. 
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